
www.das-parlament.deBerlin, Montag 10. Juni 2013 63. Jahrgang | Nr. 24 | Preis 1 € | A 5544

D
er Bundestag hat am
Donnerstag ein starkes
Signal der Solidarität in
die vom Hochwasser
schwer betroffenen Re-
gionen Deutschlands ge-

sandt. Vertreter aller Fraktionen würdigten
Einsatz- und Hilfsbereitschaft der Men-
schen und sicherten die Hilfe der Politik bei
der Beseitigung der Schäden zu. Bundes-
tagspräsident Norbert Lammert (CDU)
würdigte in der Kommunaldebatte den Ein-
satz von Polizei, Feuerwehr, Rettungsdiens-
ten, Soldaten und vor allem der vielen frei-
willigen Helfer. „Zu den ermutigenden Er-
fahrungen solcher Katastrophen gehört wie-
der einmal, dass Not und Leid einhergehen
mit tatkräftiger Hilfe und eindrucksvoller
menschlicher Zuwendung“, sagte der Bun-
destagspräsident.
Auch Finanzminister Wolfgang Schäuble
(CDU) erklärte: „Wir können stolz auf die-
ses große Maß an bürgerschaftlichem Enga-
gement sein.“ Über die Sofortmaßnahmen
hinaus werde man mit den Ländern zusam-
men alles Notwendige tun, um bei der län-
gerfristigen Bewältigung der Flutfolgen soli-
darisch zu helfen. Neben einer Soforthilfe
des Bundes in Höhe von 100 Millionen
Euro hat das Bundeswirtschaftsministerium
inzwischen ein Zehn-Punkte-Programm für
den Wiederaufbau vorgelegt. Damit sollen
Kreditprogramme der Förderbank KfW für
hochwassergeschädigte Unternehmen ge-
öffnet, Zinsen verbilligt und Stundungen er-
möglicht werden. Außerdem soll der EU-
Solidaritätsfonds zur Behebung der Hoch-
wasserschäden geöffnet werden. 

Hilfsfonds verlangt „In diesem Moment
sollte der Bundestag insgesamt zusammen-
stehen und klar machen, dass wir die Flut-
opfer nicht allein lassen und alle möglichen
Hilfen gewähren, die jetzt gebraucht wer-
den“, sagte Thomas Oppermann (SPD).
Menschen, Unternehmen und Kommunen
dürften in diesem Unglück nicht allein ge-
lassen werden, forderte Oppermann, der
sich für die Schaffung eines Hilfsfonds mit
einem Volumen von zehn Milliarden Euro
aussprach. Birgit Reinemund (FDP) sicher-
te unbürokratische und schnelle Nothilfe
zu und dankte den Helfern. 
Steffen Bockhahn (Die Linke) nannte den
aufopfernden Einsatz der vielen Helfer ei-
nen „Beweis, dass es Solidarität noch gibt“.
Bundestagsvizepräsidentin Katrin Göring-
Eckardt (Grüne) zeigte Respekt, dass die Be-
troffenen „in großer Ruhe handeln und vor
allem, dass sie den Mut nicht verlieren“. Bei
den Hilfsmaßnahmen müsse auch an die
kleinen Orte gedacht werden, wo 100 und
nicht 100.000 Menschen leben würden, ver-
langte sie.

Schäuble sagte zur Lage der Städte und Ge-
meinden – dem eigentlichen Thema der De-
batte –, die Koalition habe in dieser Legis-
laturperiode „enorme Leistungen“ für die
Kommunen übernommen – und zwar ganz
unabhängig von den eigentlichen Zustän-
digkeiten der Länder. „Wir reden nicht nur
von Kommunalfreundlichkeit, sondern wir
halten uns daran", sagte Schäuble mit Blick
auf die Leistungen für die Kommunen. Die
Kommunen hätten dank dieser Politik ei-
nen Überschuss von 1,8 Milliarden Euro im
Jahr 2012 und damit als erste staatliche Ebe-
ne einen positiven Finanzierungssaldo er-
reicht. Schäuble forderte die Länder auf,
sich „nicht wie Sand im Getriebe zu verhal-
ten“, wenn es darum gehe, leistungsfähige
Kommunen zu ermöglichen. 
Widerspruch erntete Schäuble von Opper-
mann: „Den Kommunen ist es in den letz-
ten vier Jahren in Deutschland schlecht er-
gangen.“ Er warf der Koalition vor, Politik
zu Lasten der Kommunen gemacht zu ha-
ben: „Ihre Klientelpolitik hat immer etwas
in private Taschen gebracht, und das Gegen-
stück davon waren Schulden und Steueraus-
fälle bei den Kommunen.“ So habe allein

das Wachstumsbeschleunigungsgesetz die
Kommunen 1,6 Milliarden Euro gekostet.
Das sei „Politik zu Lasten Dritter“, die die
Kommunen zu Gebührenerhöhungen
zwinge und zur Aufnahme von Kassenkre-
diten in der unvorstellbaren Höhe von 48
Milliarden Euro. Opper-
mann verlangte einen Inves-
titions- und Entschuldungs-
pakt für die Kommunen. 
Reinemund wies Opper-
manns Vorwürfe zurück und
sagte: „Diese Koalition hat
dafür gesorgt, dass die Kom-
munen deutlich besser da-
stehen als vor vier Jahren.“
Der Finanzierungsüber-
schuss werde in diesem Jahr
noch wachsen, sagte die
FDP-Politikerin, die bei-
spielhaft für die Entlastungsmaßnahmen
für die Kommunen die Übernahme der Kos-
ten der Grundsicherung im Alter in Höhe
von 4,5 Milliarden Euro jährlich durch den
Bund nannte. 
Von den 198 Milliarden Euro Einnahmen
der Städte und Gemeinden gehe sofort ein

Viertel wieder für Sozialausgaben weg, be-
klagte Bockhahn. Das zeige, wie eng die
Budgets der Kommunen seien. Die man-
gelnde kommunale Finanzausstattung habe
zur Schließung von Theatern und Orches-
tern geführt. „Wir brauchen auch um der

Kultur willen eine angemes-
sene kommunale Finanz-
ausstattung“, forderte Bock-
hahn. Er erinnerte zudem
an den Mangel an Kandida-
ten für kommunale Vertre-
tungen, „was ein Armuts-
zeugnis für uns alle“ sei. 
Göring-Eckardt wies das
Selbstlob der Koalition zu-
rück und verwies auf den
Schuldenberg von über 120
Milliarden Euro der Kom-
munen. Man könne an öf-

fentlichen Gebäuden und an 1.100 ge-
schlossenen Schwimmbädern sehen, wie
schlecht es den Kommunen gehe. „Was sol-
len die Kinder denken, wenn der schäbigs-
te Bau in der Ortschaft immer die Schule ist?
Das muss sich ändern“, forderte Göring-
Eckardt. Hans-jürgen Leersch ❚

Die Kommunen blicken nach
Ansicht der Bundesregierung
auf ein „erfreuliches Jahr 2012“
zurück. Erstmals seit 2008 hät-

ten Städte und Gemeinden wieder einen Fi-
nanzierungsüberschuss zu verzeichnen ge-
habt, erklärt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (17/13343) auf eine Große Anfra-
ge der Fraktionen von CDU/CSU und FDP
(17/11461). Der Überschuss habe nach den
hohen Finanzierungsdefiziten der Vorjahre
jetzt 1,8 Milliarden Euro betragen.

Früher tief im Minus Zum Vergleich: Der
Deutsche Städtetag gibt den Finanzierungs-
saldo für 2011 mit minus 1,67 Milliarden
Euro an, für 2010 mit minus 6,87 Milliar-
den. „Das vielfältige finanzielle Engage-
ment des Bundes zugunsten der Kommu-
nen trägt maßgeblich dazu bei, dass sich die
kommunale Finanzsituation derzeit wieder
günstiger darstellt und auch noch weiter
verbessern wird“, schreibt die Regierung. Al-
lerdings würden die weiterhin zu erwarten-
den starken Schwankungen des Finanzie-
rungssaldos auf eine strukturelle Schwäche
des kommunalen Steuersystems hinweisen.
So seien die Defizite früherer Jahre wesent-
lich auf Einbrüche bei den Gewerbesteuer-

einnahmen zurückzuführen. Auch die aktu-
elle positive Entwicklung beruhe auf star-
ken Zuwächsen bei der Gewerbesteuer. „Ein
stetiges kommunales Steuersystem hätte
den Kommunen dieses Auf und Ab erspart“,
schreibt die Regierung.
Die Gewerbesteuereinnahmen schwanken
sehr stark. Im vergangenen Jahr betrugen sie
32,3 Milliarden Euro, während es 2010 nur
knapp 27 Milliarden Euro waren. Bei den

Ausgaben stehen mit fast 45 Milliarden
Euro soziale Leistungen an der Spitze. Trotz
des jetzt wieder erzielten Überschusses sei-
en Städte und Gemeinden mit 136,6 Milli-
arden Euro Schulden chronisch unterfinan-
ziert, wie es in einem am Donnerstag in der
Bundestagsdebatte abgelehnten Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (17/13748) heißt. Auch bei den
notwendigen Investitionen kämen die

Kommunen nicht mehr nach: Die Grünen
verweisen in ihrem Antrag auf Untersu-
chungen der Kreditanstalt für Wiederauf-
bau (KfW), die einen kommunalen Inves-
titionsstau von 128 Milliarden Euro ermit-
telt hatte. Außerdem verweisen die Grünen
auf die „Entwicklung einer kommunalen
Zweiklassengesellschaft innerhalb der
kommunalen Familie“, da sich die Steuer-
einnahmen höchst ungleich verteilen wür-
den. Das bedeutet: Viele Gemeinden 
sind wohlhabend, und viele andere bettel-
arm.
Die Bundesregierung argumentiert mit
Entlastungen: So sei den Kommunen seit
2011 durch die Beteiligung des Bundes an
den bei der Grundsicherung für Arbeitssu-
chende von den Kommunen zu tragenden
Kosten für Unterkunft und Heizung mehr
Planungssicherheit durch eine feste Betei-
ligungsquote des Bundes eingeräumt wor-
den. hle ❚

Wasserflut folgt Schuldenflut 
KOMMUNEN Fraktionen würdigen Hilfsbereitschaft in den Katastrophengebieten. Streit über FinanzausstattungUlrich Maly Der im April gewählte neue Prä-

sident des Deutschen Städtetags ist Nürnber-
ger durch und durch. Geboren in der Franken-

metropole, Schulbe-
such in Nürnberg,
Studium an der Peg-
nitz, Arbeit in der
Stadtverwaltung, zu-
letzt als Stadtkäm-
merer, und als Krö-
nung seit 2002
Oberbürgermeister
in Nürnberg. Der So-
zialdemokrat gilt als
Pragmatiker und

Mann der leisen Töne, der in der Stadtpolitik
gerne vermittelt und sich für soziale Belange
einsetzt. Für die darbende bayerische SPD ist
der 52-jährige promovierte Volkswirt ein Hoff-
nungsträger. Zur Bundestagsdebatte vergan-
gene Woche über die Lage der Kommunen hat
sich der Anführer der großen Städte in einem
Interview zu Wort gemeldet: Die 100 Millionen
Euro Soforthilfe des Bundes für die Flutschä-
den könnten nur ein Start sein. Und: Bei Bund
und Ländern mangele es „an Respekt für die
kommunale Selbstverwaltung“. kru ❚

Milliarden Euro haben Kommunen in
Deutschland 2012 für soziale Leistungen
ausgegeben. Das ist ein Anstieg um 1,1 Pro-
zent im Vergleich zum Vorjahr. Dagegen san-
ken die Sachinvestitionen der Städte und Ge-
meinden im Jahr 2012 deutlich um 11,2 Pro-
zent auf nur noch 21,0 Milliarden Euro.
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Im Einsatz für
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»Ein Skandal,
dass die Länder
hier nicht 
vertreten sind.«
Birgit Reinemund, FDP-Bundestagsabge-
ordnete und Finanzausschus-Vorsitzende, zur
leeren Bundesratsbank in der Bundestags-
Debatte über die Lage der Kommunen 

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main

Gemeinsamkeit macht stark: Freiwillige Helfer kämpfen in Walschleben (Thüringen) mit Sandsäcken gegen den drohenden Dammbruch der Gera.

Reich und Arm liegen dicht beieinander

Schlaglöcher sind ein sicheres Indiz für leere kommunale Kassen.
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»Wir lassen 
die Flutopfer
nicht allein 

und gewähren
alle möglichen

Hilfen.«
Thomas Oppermann (SPD)

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

FINANZEN Dem Milliarden-Überschuss der Kommunen stehen hohe Schulden und ein Investitionsstau gegenüber
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Die Zahlen sind eindeutig und lassen tatsäch-
lich den Schluss zu: Den Kommunen im Land
geht es finanziell besser.
Und doch wird diese Aussage bei manchem
Kämmerer allenfalls ein kurzes Lächeln des
Spotts provozieren, bevor sorgenvolles Stirn-
runzeln die Mimik wieder bestimmt. Denn die
von der Bundesregierung zu Recht bilanzierte
Entspannung bedeutet keineswegs, dass die
Kommunen überwiegend in eine sorgenfreie
Zukunft blicken.
Ganz im Gegenteil: In sehr vielen Städten und
Gemeinden reicht das Geld vorn und hinten
nicht. Dass sich das so bald ändern könnte, ist
nicht absehbar.
Vom Spardiktat ohnehin gebeutelten Kommu-
nen bleibt deshalb nur, den Haushaltsplan wei-
ter mit dem Rotstift in der Hand zu durchblät-
tern. So hat etwa der demografische Wandel er-
hebliche Auswirkungen auf die Ausgabepolitik.
Derzeit besteht zum Beispiel vielerorts noch die
Absicht, mindestens der Wunsch, die Angebote
in der Kinderbetreuung auszubauen. Schon
bald wird aber der Bevölkerungsschwund die
Investitionsplanung erheblich beeinflussen, ja
vermutlich bestimmen. Die Infrastruktur ist ei-
ner schrumpfenden Einwohnerzahl anzupas-
sen. Schulen müssen rückgebaut, Freizeitein-
richtungen verändert, Kläranlagen verkleinert
werden. Das kostet Geld, viel Geld.
Eine ähnlich schwierige Herausforderung er-
wächst aus dem Gefälle zwischen wohlhaben-
den und armen Kommunen. Die Attraktivität
von Städten und Gemeinden definiert sich nicht
unerheblich über den Wohnwert.Wer jetzt Geld
investieren kann und dann etwas zu bieten hat,
wird im Wettlauf um junge, einkommensstarke
Bürger die Nase vorn haben. Andere haben das
Nachsehen.
Es ist nicht leicht, in solchen Zeiten verantwor-
tungsvolle Kommunalpolitik zu machen. Zwi-
schen dem Zwang, möglichst effektiv zu spa-
ren, und der Notwendigkeit, planvoll zu inves-
tieren, ist schon manches Rathaus dem finan-
ziellen Kollaps gefährlich nahe gekommen.
Gut also, dass Politiker aller Parteien am ver-
gangenen Donnerstag im Plenarsaal des Bun-
destags beteuert haben, die Nöte der Städte
und Gemeinden im Blick zu haben. Es ist zu hof-
fen, dass dieses Versprechen bestehen bleibt,
wenn nach der Flutkatastrophe auch die Betrof-
fenheit und Solidarität wieder abgeebbt sein
wird.

EDITORIAL

Dem Kollaps
ganz nah

VON JÖRG BIALLAS 
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Herr Oswald, Sie haben, wie auch vie-
le andere Mitglieder des Bundestages, in
der Kommunalpolitik angefangen. Hilft
diese Erfahrung bei der Arbeit auf Bun-
desebene?
Für mich ist die Kommunalpolitik das
Herzstück der Politik. Mit wem kommt
denn der Bürger in Berührung? Zumeist mit
seinem Rathaus. Der Satz stammt nicht von
mir, aber könnte von mir stammen: Im Bild
der Gemeinde begreift der Bürger den Staat.
Darum sollte jeder, der in der Bundespoli-
tik tätig ist, schon einmal in der Kommu-
nalpolitik gewesen sein oder parallel ehren-
amtlich noch einem Kommunalparlament
angehören. Das ist durchaus möglich. Dann
erfährt er, wie jedes Gesetz unten ankommt,
wie die Auswirkungen sind. Er weiß, was die
Menschen bewegt.

In Ihrer parlamentarischen Laufbahn
haben Sie drei Ausschüsse geleitet – für
Verkehr und Bau, für Finanzen und für
Wirtschaft. Wenn man dort am laufenden
Band Gesetze berät, denkt man dann
überhaupt noch an die Kommunen, die
das betrifft?
Es gibt kaum ein Ressort und kaum einen
Ausschuss im Bundestag, in dem nicht Vor-
haben behandelt werden, die die kommu-
nale Ebene betreffen. Und der Abgeordnete
ist ja zur Hälfte hier im Bundestag und zur
Hälfte im Wahlkreis. Nach meiner Erfah-
rung gibt es in jedem Ausschuss Parlamen-
tarier, die, sollten es einige vergessen, an die
Auswirkungen auf die Kommunen erin-
nern. Die letzten Jahre ist diese Rückkoppe-
lung mit der kommunalen Ebene sogar stär-
ker geworden.

Von Kommunalpolitikern hört man
aber oft: Die in Berlin machen Gesetze,
und wir dürfen's ausbaden. Ist da was
dran?
So wird in der Tat geredet. Aber tatsächlich
hat sich hier viel verändert seit der Födera-
lismusreform 2006. Der Bund kann nicht
mehr Aufgaben direkt auf die Kommunen
übertragen. Er ist zwar weiter zuständig für
die gesetzlichen Regelungen, die die öffent-
liche Fürsorge betreffen, also Leistungen für
Bildung, Sozialhilfe und so weiter, aber hier
sind die Länder zwischengeschaltet. Staats-
organisatorisch sind die Kommunen ja Teil
der Länder. 

Wenn Sie einen Bürgermeister mitten
in der Nacht aufwecken, kann der Ihnen
meist sofort herunterbeten, wo seiner Ge-
meinde überall Geld fehlt.
Das könnte ein Bundespolitiker für seinen
Bereich auch. Aber im Ernst: Es gibt Kom-
munen, die gut ausgestattet sind, andere ha-
ben Probleme. Insgesamt ist die Finanzsi-
tuation ganz sicher positiv. 2012 konnten
die Kommunen erstmals seit 2008 wieder
einen Finanzierungsüberschuss verzeich-
nen. Übrigens lässt sich der Anstieg der
kommunalen Sachinvestitionen in den Jah-
ren 2009 bis 2012 auf das Konjunktur-
paket II zurückführen – hier sind wir wieder
beim Zusammenwirken von Bund und
Kommunen. Wir haben in den letzten Jah-
ren viel gemacht, um die Kommunen zu
entlasten, ich erwähne das Bildungspaket
und die Grundsicherung im Alter, mit der
die Kommunen bis 2020 um rund 50 Mil-
liarden Euro entlastet werden. Das ist die
größte Kommunalentlastung in der Ge-
schichte Deutschlands.

Die Finanzkraft von Gemeinden hängt
sehr davon ab, ob dort gewinnträchtige
Unternehmen sitzen, die Gewerbesteuer
zahlen. Im Osten Deutschlands gibt es
hauptsächlich Betriebe, deren Zentralen
im Westen sitzen. Im Ruhrgebiet sind vie-
le Industrien weggebrochen, die früher
sehr stark waren. Und überall spürt man
Konjunkturschwankungen. Bräuchten die
Kommunen eine andere, stetigere Grund-
lage für ihre Finanzen?

Dieses Thema hat mich in meiner ganzen
politischen Laufbahn begleitet. Wir hatten
hier ja eine Gemeindefinanzkommission,
aber es konnte keine Einigung erzielt wer-
den. Eine Reform kann nur durchgeführt
werden, wenn es einen Konsens zwischen
Bund, Ländern und Kommunen gibt – und
wir wissen, dass das nicht das Einfachste ist.
Trotzdem muss die Tür zu Verhandlungen
immer offen sein.

Die absehbare demografische Entwick-
lung stellt eine neue Herausforderung dar,

insbesondere für den ländlichen Raum.
Inwieweit ist der Bund hier gefragt?
Ich glaube, dass die demografische Entwick-
lung Anpassungen in allen Lebens- und Po-
litikbereichen erforderlich macht. Ich war ja
der letzte Bundesbauminister, der ausdrück-
lich noch Raumordnung in seinem Titel
hatte. Das Wort steht für unser Ziel, gleich-
wertige Lebensverhältnisse in allen deut-
schen Regionen zu sichern. Dazu gehört,
die ländlichen Räume weiterzuentwickeln.
Ein wichtiges Anliegen hierbei ist die Breit-
bandversorgung. Für die Chancen einer Re-

gion ist die volle Verfügbarkeit von Breit-
band ganz wesentlich.

Aktuell haben viele Städte Probleme
mit rasant steigenden Mieten. Jetzt wird
eine Begrenzung der Mieterhöhung bei
Neuvermietung gefordert. Was halten Sie
als ehemaliger Bauminister und Bauaus-
schuss-Vorsitzender davon?
Darüber muss man natürlich reden. Es
muss aber darauf geachtet werden, und das
sagt die Bundeskanzlerin ja selbst, dass
nicht die Schaffung von neuem Wohnraum
verhindert wird. Wir müssen aber auch an
andere Stellschrauben denken. Eine ist die
Wiedereinführung der degressiven AfA, also
einer hohen Abschreibung im ersten Jahr,
die dann schrittweise sinkt. Damit könnten
starke Impulse im freifinanzierten Woh-
nungsbau ausgelöst werden. Eine andere ist
die Eigenheimzulage.

Sie treten bei der Bundestagswahl
nicht erneut an. Wenn Sie auf Ihre 27 Jah-
re im Bundestag zurückblicken, was hat
Ihnen am meisten Freude gemacht?
Es sind 35 Jahre, wenn man den bayerischen
Landtag hinzurechnet. Ich bin in der glück-
lichen Lage, dass ich viele Ämter inne hatte,
die mir alle Freude gemacht haben. Die Jah-
re als Parlamentarischer Geschäftsführer
waren die spannendsten. Man ist Manager
des Parlamentsbetriebes und auf der ande-
ren Seite immer bei wichtigen Entscheidun-
gen dabei, etwa in Koalitionsrunden. Da-
nach wurde ich Bauminister und Umzugs-
beauftragter der Bundesregierung. Letzteres
war ein riesiger zeitlicher Aufwand,  in mei-
ner Amtszeit ist am meisten justiert worden.
Nach dem Regierungswechsel und dem
Führungswechsel in der CSU ist es mir ge-
lungen, den Vorsitz des Verkehrsausschus-
ses zu erhalten. Dann kam der Finanzaus-
schuss und der Wirtschaftsausschuss. So-
weit ich weiß, gab es keinen anderen Abge-
ordneten, der drei Ausschüsse geleitet hat.
Was mir aber vor allem Freude gemacht hat
und noch macht, ist die Kollegialität aller
Parlamentarier. Vielleicht liegt es ein biss-
chen auch an meiner Wesensart, aber ich
glaube, dass die Kollegialität der Bundes-
tagsabgeordneten untereinander besser ist
als der Ruf nach außen.

Als Vizepräsident müssen Sie im Prä-
sidium eng mit Kollegen aller Fraktionen
zusammenarbeiten. Wie klappt das?
Das Miteinander ist sehr gut. Man gibt na-
türlich seine politische Meinung nicht an
der Garderobe ab. Man versucht auch, sei-
ne Positionen durchzusetzen, das ist völlig
klar. Aber  jeder weiß: Wir stehen in der ge-
meinsamen Verantwortung für das Erschei-
nungsbild des Parlamentes.

Was macht für Sie den besonderen Reiz
der Arbeit im Parlament aus?
Etwas zu gestalten, mitzuwirken in so vie-
len Bereichen. Der Parlamentarier muss
draußen Generalist sein – er muss auf Bür-
gerfragen zu allen Themen antworten – und
drinnen Spezialist. Weiterhin macht den
Reiz aus, dass es jeden Tag neue Herausfor-
derungen gibt. Aber entscheidend für mich
ist: Politik ist Dienst am Menschen. Ich ver-
stehe Politik als nichts anderes, als stellver-
tretend für die Bürgerinnen und Bürger mei-
nen Dienst zu tun. ❚

Das Interview führte Peter Stützle.

Eduard Oswald (CSU) gehört seit 27 Jahren
dem Bundestag an, war Bundesbauminister,

Vorsitzender von drei Ausschüssen und
ist seit 2009 Bundestagsvizepräsident. 
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GEWERBESTEUER ABSCHAFFEN? 

Manfred Schäfers
»Frankfurter Allgemeine
Zeitung«

Claus Hulverscheidt
»Süddeutsche Zeitung«

Ein alter Zopf 

Die Gewerbesteuer ist eine in jeder Hin-
sicht schlechte Steuer. Weil mit ihr
nicht nur der Gewinn der Unterneh-
men belastet wird, müssen auch sol-

che bluten, die es sich nicht leisten können. Neben
gezahlten Zinsen fließen Mieten, Pachten und Lea-
singraten in die Bemessungsgrundlage ein. So wer-
den Kosten besteuert. In extremen Fällen kann dies
das Aus für das Geschäft bedeuten. Zwar können
Einzelunternehmer und Gesellschafter von Perso-
nenunternehmen die Gewerbesteuerlast mit der
Einkommensteuerschuld verrechnen. Aber wer die
Entlastung am dringendsten braucht, der schaut in
die Röhre – wer nichts verdient, kann nichts ver-
rechnen. Bei den anderen heißt das: Sie haben erst
den Ärger mit einer Steuer, um sich später das Geld
auf Umwegen wiederzuholen. Nur bei Kapitalge-
sellschaften ist die Gewerbesteuer endgültig, sie
dürfen nichts verrechnen. Doch das sind die we-
nigsten Unternehmen.
In den allermeisten Fallen widerspricht somit die
Gewerbesteuer dem eigentlichen Zweck einer je-
den Steuer, nämlich Einnahmen für den Staat zu ge-
nerieren. Sie ist zu einem Instrument der innerstaat-
lichen Umverteilung verkommen. Den Kommunen
könnte das egal sein, wenn sie denn wirklich vom
geltenden System profitierten. Das ist aber häufig
nicht der Fall: Das Aufkommen ihrer wichtigsten ei-
genen Steuer ist extrem schwankungsanfällig. Zu-
dem gibt es viele Städte, die von der Steuer wenig
haben. Dabei gibt es längst bessere Konzepte zur
Finanzierung der Kommunen. In ihrem Zentrum
steht weiterhin eine wirtschaftskraftbezogene
Steuer, die den Städten und Gemeinden einen gro-
ßen Spielraum ließe, über die Belastung in ihrer Ge-
markung zu entscheiden. Der alte Zopf Gewerbe-
steuer gehört abgeschnitten.

Die Alternative fehlt

Seit einer gefühlten Ewigkeit schon ziehen
Union und FDP gegen die Gewerbesteuer
zu Felde – sie aber tatsächlich abzuschaf-
fen, dafür haben 32 gemeinsame Regie-

rungsjahre bisher nicht gereicht. Aus einem einfa-
chen Grund: Den Abschaffungsbefürwortern man-
gelt es schlicht an Argumenten. Und an tragfähigen
Alternativen.
Der am häufigsten gehörte Vorwurf lautet, die Steu-
er sei ein „Fremdkörper“ im System, wie es ihn nir-
gendwo sonst gebe. Auch sei sie konjunkturanfäl-
lig. Vorwurf eins ist barer Unsinn, denn in Frank-
reich, Italien, Spanien und vielen weiteren Ländern
gibt es ähnliche Abgaben. Und Vorwurf zwei trifft
zwar zu, gilt in abgeschwächter Form aber genau-
so für viele andere Steuern.
Über die Gewerbesteuer beteiligt sich die Wirt-
schaft an den Infrastrukturkosten, die den Kommu-
nen durch ihre Ansiedlung entstehen. Noch ent-
scheidender aber ist: Mit jährlichen Einnahmen von
zuletzt 42 Milliarden Euro ist die Steuer die wich-
tigste Einnahmequelle der Städte und Gemeinden
– dazu die einzige, deren Höhe sie selbst beeinflus-
sen können. Wer die Steuer abschaffen will, benö-
tigt also eine aufkommensstarke Alternative. Davon
gibt es nicht viele.
Den meisten Kritikern fällt deshalb nicht mehr ein
als die Einführung kommunaler Zuschläge auf die
Einkommensteuer. Damit jedoch nähren sie den bö-
sen Verdacht, dass es ihnen weniger um Steuersys-
tematik als um eine kräftige Lastenverschiebung
geht: Gewinner einer solchen Reform wären näm-
lich ertragsstarke Großkonzerne,Verlierer die einfa-
chen Bürger und die Personengesellschaften. Sie
müssten kräftig drauf zahlen. Kein Wunder also,
dass sich die Politik an ein so durchsichtiges Re-
formmanöver bisher nicht heran getraut hat.

Lobbyistin der Kommunen: Petra Hinz

Mit Kommunalpolitik kennt sich Petra Hinz bestens
aus. Immerhin 16 Jahre lang war die SPD-Politike-
rin Mitglied im Rat der Stadt Essen. Als direkt ge-
wählte Abgeordnete vertritt sie seit 2005 die In-

teressen ihrer Heimatregion im Bundestag, wo sie im Finanzaus-
schuss sitzt. Und anders als die Bundesregierung in ihrer Antwort
auf eine Große Anfrage der Koalitionsfraktionen schätzt sie die fi-
nanzielle Lage der Kommunen alles andere als rosig ein. „Es gibt
einige reiche Kommunen, aber auch viele sehr arme“, sagt sie. In
den seltensten Fällen sei diese Situation selbstverschuldet. „Viel-
fach hat es mit einem Strukturwandel zu tun, der noch nicht ab-
geschlossen ist“, fügt sie hinzu und verweist auf das Ruhrgebiet,
wo sinkende Einwohnerzahlen, Veränderungen im Sozialbereich
und Arbeitsplatzverluste Folgen des Strukturwandels seien. Zu-
dem hätten Gesetzgeber auf Bundes- und Landesebene – „egal
in welcher Zusammensetzung“ – Gesetze erlassen, ohne den
Kommunen die finanziellen Mittel für deren Umsetzung zur Ver-
fügung zu stellen, räumt die Finanzpolitikerin ein.
Darüber hinaus sind da noch die „klebrigen Finger mancher Bun-
desländer“, wie sie sagt. Beispiel dafür: Nordrhein-Westfalen un-
ter der schwarz-gelben Landesregierung. Im Rahmen des Kita-
Ausbaugesetzes im Jahr 2008 seien 600 Millionen Euro nach
NRW geflossen, sagt Petra Hinz. „Das Geld ist aber nicht bei den
Kommunen angekommen“, kritisiert sie. Daraus folgt aus ihrer
Sicht, dass der ab August dieses Jahres geltende Rechtsanspruch
auf einen Kinderbetreuungsplatz nicht umfassend einzulösen sei.

„Die Stadt Essen kann das definitiv nicht gewährleisten. Nicht im
August und auch nicht in einem Jahr“, macht sie deutlich. Resul-
tat dessen seien weitere Kosten, die durch die zu erwartenden
Klagen auf die Kommunen „zurollen“.
Wie aber kann in der aktuellen Situation den Kommunen nach-
haltig geholfen werden? Petra Hinz spricht sich für eine Entschul-
dung oder einen Finanzausgleich unter den Kommunen aus. Die

Koalition, und insbesondere die FDP, hielten dem zwar entgegen,
dass es einen freien Wettbewerb unter den Kommunen geben
müsse, aber: „Wenn man in einer Spirale der Verschuldung erst
einmal steckt, hat man gar keine Chance, am Wettbewerb teilzu-
nehmen“, sagt sie. Folge dessen sei, dass beispielsweise betrof-
fene Kommunen keine Städtebaufördermittel abrufen könnten,
weil ihnen die Komplementärmittel fehlten. „Dann können keine
Aufträge vergeben werden, der Mittelstand wandert ab, Arbeits-
plätze gehen verloren und Sozialausgaben steigen“, malt die
SPD-Abgeordnete ein düsteres Szenario und kommt zum Schluss:

„Wir müssen den Kommunen, die sich nicht aus eigener Kraft ent-
schulden können, unter die Arme greifen. Sonst greift die Abga-
benspirale, die alle Bürger durch zusätzliche Belastungen trifft.“
Als Oppositionspolitikerin sagt sich das leicht. Doch wie steht es
mit der Umsetzbarkeit der SPD-Forderungen aus den vergange-
nen knapp vier Jahren? „Unsere Maßnahmen und Forderungen
haben einen Sofort-Programm-Charakter nach der Übernahme
der Regierungsverantwortung“, zeigt sich Petra Hinz kämpfe-
risch.
Für eine Sache zu kämpfen und sich einzumischen, war ohnehin
schon früh ihr Ding. „Ich habe erkannt, dass ich damit auch et-
was erreichen kann“, erinnert sie sich etwa an die Zeiten als Schü-
lersprecherin. Ihr politisches Interesse erwuchs auch aus dem
Wunsch, Deutschland möge nie mehr eine Diktatur wie die der
Nationalsozialisten erleben. Und dann war da noch Willy Brandt.
„Ich habe ihn erstmals bewusst als kleines Mädchen 1969 in der
Essener Gruga-Halle erlebt“, erzählt die 50-Jährige. Schon damals
habe er durch seine Ausstrahlung beeindruckt. „Ihm habe ich ver-
traut, gerade weil er ein Mensch mit Ecken und Kanten und nicht
der aalglatte Politiker war.“ Als gerade mal 17-Jährige wurde Pe-
tra Hinz schließlich SPD-Mitglied. Am 22. September tritt sie an,
um zum dritten Mal hintereinander direkt in den Bundestag ge-
wählt zu werden. „Ich glaube, dass die Menschen sehen, dass ich
mich in Berlin einmische und für praxisnahe Regelungen einset-
ze, die vor Ort auch tatsächlich umgesetzt werden können“, gibt
sie sich optimistisch. Götz Hausding ❚

»Wir müssen den
Kommunen, die sich nicht

aus eigener Kraft 
entschulden können, unter

die Arme greifen.«

»Herzstück
unserer
Politik«

EDUARD OSWALD Der scheidende
Bundestagsvizepräsident beschreibt
die Bedeutung der Kommunen für das
Gemeinwesen und die Kollegialität im
deutschen Parlament
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S
o jubeln wie die Bundesregie-
rung im Wahlkampfjahr wollen
die Bürgermeister, Stadtkämme-
rer und Stadtverordneten der
bundesdeutschen Städte und Ge-
meinden dann doch nicht: Auf

eine Große Anfrage von CDU/CSU und FDP
hatte die Bundesregierung vor wenigen Ta-
gen noch geantwortet, die Kommunen wür-
den auf ein „erfreuliches Jahr 2012“ zurück-
blicken. Erstmals seit 2008 hätten Städte und
Gemeinden in Deutschland wieder einen Fi-
nanzierungsüberschuss von 1,8 Milliarden
Euro zu verzeichnen. Schöne Worte, die seit
den jüngsten Zahlen der Volkszählung vom
vergangenen Freitag und den daraus folgen-
den Änderungen, die dies für den Länderfi-
nanzausgleich und die Schlüsselzuweisun-
gen für Kommunen bedeuten, schon wieder
Makulatur sein dürften. Denn trotz des Op-
timismus der Bundesregierung kalkuliert ei-
ne Stadt wie Trier bereits heute ganz anders:
Sie schließt dieses Jahr voraussichtlich mit ei-
nem Defizit von 48 Millionen Euro ab. Ge-
nauso wie der Rest der Region: Der benach-
barte Kreis Trier-Saarburg rechnet mit 8,5
Millionen Euro Minus, beim Kreis Bernkas-
tel-Wittlich sind es sieben Millionen, beim
Vulkaneifelkreis sechs Millionen und beim
Eifelkreis Bitburg-Prüm immer noch 4,8 Mil-
lionen. 

Haushaltssicherungskonzepte So wie hier,
tief im Westen der Republik, sieht es – von
wenigen Ausnahmen abgesehen – in großen
Teilen Deutschlands aus: Voraussichtlich
mehr als die Hälfte der bundesdeutschen
Kommunen werden dieses Haushaltsjahr
mit tiefroten Zahlen abschließen. So viele,
wie noch nie zuvor. Immer mehr Städte und
Gemeinden müssen sogenannte Haushalts-
sicherungskonzepte erstellen. Mit zum Teil
schmerzlichen Folgen für die Bürger. Was das
bedeutet, kann man im benachbarten Hes-
sen, beispielsweise in Rüsselsheim, erleben.
Dort muss ein Defizit von stattlichen 320
Millionen Euro abgebaut werden, um bis
zum Jahr 2022 einen ausgeglichenen Haus-
halt vorzuweisen. Der Opel-Stadt drohen
nun eine höhere Grundsteuer, Hebesätze für
die Gewerbesteuer und höhere Kita-Gebüh-
ren. Vor allem aber fürchten viele Bürger, dass
die Kultur der Stadt zu leiden hat. 51 Spar-
möglichkeiten hat die Stadtverwaltung in ei-
ner Liste zusammengestellt. Darunter auch
die Zuschüsse zum Stadttheater und der Mu-
sikschule. Im benachbarten Darmstadt muss-
ten durch beschlossene Sparmaßnahmen be-
reits Stadtteilbibliotheken und Jugendzen-
tren schließen. Zugleich stiegen Gebühren,
kommunale Abgaben und Hallenmieten.
Dramatische Änderungen zulasten der Bürger
in den Gebühren soll es auch in der Main-
Taunus-Stadt Hattersheim geben. Die Stadt-
halle soll hier im Juni geschlossen werden,
höhere Eintrittspreise für Freibad, Ferienspie-
le und Konzerte stehen im Raum.
Was für Rheinland-Pfalz und Hessen gilt,
trifft erst recht für Nordrhein-Westfalen zu.
Städte und Gemeinden in NRW stecken so
tief in der Kreide wie noch nie. Insgesamt sit-
zen die Kommunen hier auf einem Schul-
denberg von 58,1 Milliarden Euro. Jeder Bür-
ger in NRW hat allein für seine Kommunen
Schulden von rund 3.260 Euro zu schultern.
Die höchste Pro-Kopf-Verschuldung hat

Oberhausen mit rund 8.373 Euro. Gerade
erst vor wenigen Tagen ist die erste nord-
rhein-westfälische Stadt, das kleine Eifel-
städtchen Nideggen, unter die Aufsicht eines
Sparkommissars gestellt worden: Der Rat
konnte sich auf keine Einsparmöglichkeiten
einigen. Jetzt ist er entmündigt, er darf keine
Ausgaben mehr tätigen.
Und auch im Norden der Republik, in Nie-
dersachsen, sieht es nicht
viel anders aus: Bereits im
Jahr 2009 mussten Städte
und Gemeinden hier mit
dem Land einen „Zukunfts-
vertrag“ abschließen, der vor-
sieht, dass Gemeinden bis zu
75 Prozent ihrer aufgehäuf-
ten Schulden vom Land er-
stattet bekommen können,
wenn sie im Gegenzug mit ei-
nem strengen Sparprogramm
wieder auf den grünen Zweig
kommen oder über Fusionen
mit Nachbarkommunen ihre
Verwaltungskosten verrin-
gern. Mit mäßigem Erfolg. 100
Millionen Euro hat Nieder-
sachsen in diesem Jahr noch
zu vergeben. Allein die Stadt
Cuxhaven aber hat einen An-
trag über 170 Millionen Euro
gestellt. Die Stadt ist heillos überschuldet.
Genau so wie auch viele Städte und Gemein-
den im ansonsten so reichen Süden der Re-
publik. So überweist der Freistaat den baye-
rischen Kommunen in diesem Jahr so viel
Geld wie noch nie: Der kommunale Finanz-
ausgleich steigt 2013 auf die neue Rekord-
summe von 7,7 Milliarden Euro. 

Aus ihrer Schuldenfalle können sich Kom-
munen dabei selbst kaum heraus helfen,
denn Städte und Gemeinden müssen viele
Pflichtaufgaben erfüllen, die ihnen zumeist
durch Bundes-, aber auch Landesgesetze auf-
gebürdet werden: Ausgaben für Kinder- und
Jugendhilfe etwa, oder die Grundsicherung
zur Sicherstellung des Lebensunterhalts oder
aber die Eingliederungshilfe für behinderte

Menschen. Gerade diese Hilfe ist etwas, was
einen Mann wie Uwe Zimmermann vom
Deutschen Städte- und Gemeindebund zu-
nehmend verzweifeln lässt. Allein 14 Milliar-
den Euro bringen die Kommunen bezie-
hungsweise Länder jährlich dafür auf. Geld,
das nach Meinung Zimmermanns der Bund
locker machen müsste: „Das Risiko, eine Be-

hinderung zu erleiden, liegt nicht in der
Kommune begründet, sondern ist ein ge-
samtgesellschaftliches Thema“, sagt Zimmer-
mann. Das sei nicht Aufgabe der Kommu-
nen. Überhaupt sei der Spielraum für Einspa-
rungen in kommunalen Haushalten mehr
als gering. „Im Schnitt nur noch fünf bis acht
Prozent eines städtischen Etats stehen noch
für freiwillige Leistungen zur Verfügung“,
sagt Zimmermann. In diesen Bereich wür-
den Einsparungen eben Museen, Musik-
schulen oder Schwimmbäder treffen. So trä-
fen die Streichungen genau die Bereiche, die
eine Stadt am Ende auch für ihre Bürger le-
benswert und attraktiv machen würden. Und
trotzdem reicht es nicht: „Die Städte sind bei
den noch möglichen Einsparungen immer
noch Lichtjahre vom Bedarf entfernt. Die Lö-
cher sind viel zu groß, um sie so zu stopfen.“
Und es kommen immer neue Aufgaben da-
zu, wie zum der Rechtsanspruch auf einen
Kindergartenplatz ab dem 3. Lebensjahr. Ex-
perten bezweifeln deshalb, dass Kommunen
die geforderten Sparleistungen am Ende
auch wirklich erbringen können. Dazu regt
sich Widerstand in der Bevölkerung. In Kas-
sel etwa laufen gerade Bürgerbegehren Sturm
gegen die Schließung von Stadtteilbibliothe-
ken. 

Unstete Gewerbesteuer Die Bundesregie-
rung antwortet auf die Nöte der Städte in ih-
rer Antwort auf die Große Anfrage im Bun-
destag mit dem Hinweis darauf, dass die De-
fizite früherer Jahre wesentlich auf Einbrüche
bei den Gewerbesteuereinnahmen zurückzu-
führen gewesen seien. Auch die aktuelle po-
sitive Entwicklung beruhe auf starken Zu-
wächsen bei der Gewerbesteuer. „Ein stetiges
kommunales Steuersystem hätte den Kom-
munen dieses Auf und Ab erspart“, schreibt
die Regierung. Wohl war. Aber Besserung ist
hier nicht in Sicht. Dazu bedürfte es einer
großen Reform der Finanzbeziehungen zwi-
schen Kommunen, Ländern und Bund.
Doch ob die kommt ist fraglich, denn die
Geldströme zwischen den drei staatlichen
Ebenen sind so verwoben, dass kaum klar
sein dürfte, wer am Ende von einer Reform
profitiert. Da erscheint der Status quo als das
geringere Übel. 
Und so kommen Städte und Gemeinden in-
zwischen auf die abenteuerlichsten Gedan-
ken, wie sie sich Geld von ihren Bürgern be-
schaffen können. So hat das hessische  Bad
Soden-Allendorf eine Pferdesteuer beschlos-
sen. 200 Euro pro Pferd sollen Besitzer dort
jährlich bezahlen. Auch in der Millionen-
stadt Köln ist es gute Tradition, mit außerge-
wöhnlichen Steuern die angespannte Haus-
haltslage zu verbessern. Eine „Besteuerung
von Vergnügen besonderer Art“ (Stadt Köln),
kurz Sexsteuer, wurde dort eingeführt, nach-
dem das Prostitutionsgesetz das Geschäft mit
der Lust legalisierte hatte. Prostituierte müs-
sen sechs Euro pro Arbeitstag an den Kom-
munalhaushalt abführen. Rund 800.000
Euro kassiert die Stadt jährlich aus dem Rot-
licht-Milieu. Als nicht gerichtsfest erwies sich

dagegen die Kulturförderabgabe, auch Betten-
steuer genannt. Die Idee der Kölner war es,
Übernachtungsgäste pro Nacht eine Abgabe
zahlen zu lassen, um damit die Ausgaben für
das städtische Kulturangebot zu entlasten.
Andere Kommunen bitten inzwischen ihre
Bürger für die Ausbesserung von Straßenschä-
den zur Kasse oder schalten nachts kurzer-
hand die Straßenbeleuchtung ab. 

Monheims besonderer Weg Einen anderen
Weg ist die Stadt Monheim zwischen Köln
und Düsseldorf gegangen. Nicht durch neue
oder höhere Steuern wollte man hier mehr
Geld in die Kassen spülen, sondern durch
niedrigere Abgaben. Und es hat funktioniert:
So wurde der Hebesatz der Gewerbesteuer
vor gut einem Jahr ganz bewusst auf 300
Punkte abgesenkt. Köln bringt es auf 475,
Düsseldorf auf 440 und Leverkusen auf 460
Punkte. „Für uns ist die Rechnung aufgegan-
gen“, sagt Thomas Zitzmann, Wirtschaftsför-
derer bei der Stadt Monheim. 2.500 neue Ar-
beitsplätze seien so in der Stadt bis heute ent-
standen. Und auch finanziell zahlt sich die
offensive Standortpolitik mittlerweile aus.
„Früher hatten wir Gewerbesteuer-Einnah-
men von rund 25 Millionen Euro im Jahr,
2012 waren es 150 Millionen“, sagt Zitz-
mann. „Noch in diesem Jahr werden wir die
Schuldenfreiheit erreichen.“ 
Dass Kommunen neuartige Wege für ihre Fi-
nanzierung gehen müssen, hat man auch im
ostwestfälischen Bielefeld begriffen. Dort
will die hochverschuldete Stadt ihrem bereits
mehrfach vor der Zahlungsunfähigkeit ste-

henden Fußballverein Arminia Bielefeld
nacheifern: Nicht nur einmal hatte sich der
Verein in der Vergangenheit durch die Ausga-
be einer Anleihe an Fans und Investoren vor
dem Bankrott bewahrt. Jetzt will die Stadt
dem Beispiel folgen. Bielefelds Stadtkämme-
rer führt deshalb Gespräche mit Banken, um
zu überlegen, wie man den Weg zum Kapi-
talmarkt gestalten könnte. Besonders Schuld-
scheine findet der Kämmerer als Finanzie-
rungsmodell interessant. Dabei würde die
Stadt über eine Bank Darlehen an institutio-
nelle Investoren wie Banken oder Versicherer
zu einem festen Zinssatz ausgeben. Erst im
Februar sammelte Dortmund über diesen
Weg 120 Millionen Euro ein. Dortmunds
Nachbar Bochum zog im März nach: 100
Millionen Euro konnte die Stadt in der Mit-
te des Ruhrpotts einsammeln. Hannover und
Essen hingegen haben sich Geld über eine
Anleihe besorgt. Bielefeld möchte vor allem
eins erzielen: Planungssicherheit. Im Mo-
ment finanziert sich die Stadt wie die meis-
ten deutschen Kommunen noch sehr güns-
tig. Wenn es aber in den nächsten Jahren zu
Zinssteigerungen kommt, würde das sofort
die Schuldenkurve wieder rasant nach oben
schnellen lassen. Und das nicht nur in Biele-
feld. Christoph Birnbaum ❚

Der Autor ist freier 
Wirtschaftsjournalist in Bonn. 

Die Idylle kann trügen: In der schönen Eifelstadt Nideggen (links) regiert der Sparkommissar und vor dem Schloss in Schwerin (Mitte) klaffen Schlaglöcher. Das rheinische Monheim wetteifert derweil um möglichst niedrige Gewerbesteuern, um die klammen Kassen zu füllen.
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Im Würgegriff der Schulden
KOMMUNEN IN NOT Die Gemeinden haben nur wenig Sparmöglichkeiten. Mit Phantasie wird versucht, sich Geld zu beschaffen
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Bundestag will weniger
Papier verbrauchen
Der Bundestag will seinen Papierverbrauch
reduzieren. Nachdem der Ältestenrat im
April beschlossen hatte, die elektronische
Verteilung von Drucksachen des Parlaments
ab der kommenden Legislaturperiode zum
Regelfall zu machen, hat der Bundestag ver-
gangene Woche einstimmig eine entspre-
chende Änderung seiner Geschäftsordnung
beschlossen. Er folgte damit einer Be-
schlussempfehlung des Geschäftsordnungs-
ausschusses (17/13654). Danach hat jeder
Abgeordnete weiter die Möglichkeit, bei Be-
darf Papierfassungen elektronisch verteilter
Vorlagen zu erhalten. sto ❚

Einsichtnahme in Karlsruher
Unterlagen wird erleichtert
Die Einsichtnahme in Unterlagen des Bun-
desverfassungsgerichts soll erleichtert wer-
den, um Forschungsarbeiten zum Karlsruher
Einfluss auf den Werdegang der Bundesre-
publik zu unterstützen. Bei Enthaltung der
Linksfraktion nahm der Bundestag am Frei-
tag einen von CDU/CSU, SPD und FDP ein-
gebrachten Gesetzentwurf (17/13469) an,
der eine eigenständige gesetzliche Rege-
lung dieser Frage vorsieht. Danach soll für
Akten über das Gericht, die beim Bundesar-
chiv lagern, eine Frist von 30 Jahren nach
Abschluss eines Verfahrens gelten. sto ❚

Einführung von verbindlichem
Lobbyistenregister abgelehnt
Die Opposition ist mit der Forderung nach
Einführung eines verbindlichen Registers für
Lobbyisten gescheitert. Mit den Stimmen
von CDU/CSU und FDP lehnte der Bundes-
tag am Freitag entsprechende Anträge der
SPD- (17/6442), der Links- (17/2096) und
der Grünen-Fraktion (17/2486) ab. Auch ein
Antrag der Sozialdemokraten zu „mehr
Transparenz beim Einsatz externer Personen
in der Bundesverwaltung“ (17/5230) schei-
terte an der Koalitionsmehrheit. sto ❚

Aufenthaltsgesetz wird 
nicht novelliert 
Mit den Stimmen der Koalition hat der Bun-
destag am Freitag einen Gesetzentwurf der
SPD-Fraktion zur Änderung des Aufenthalts-
gesetzes (17/56) abgelehnt. Nach dem Wil-
len der Sozialdemokraten sollte in Deutsch-
land lebenden Ausländern ohne Aufent-
haltstitel oder Duldung der Zugang zur Ge-
sundheitsversorgung, zu Bildung und zu
arbeitsgerichtlichem Rechtsschutz erleich-
tert werden. Auch ein Gesetzentwurf der
Grünen-Fraktion „zur Verbesserung der so-
zialen Situation von Menschen, die ohne
Aufenthaltsstatus in Deutschland leben“
(17/6167) fand keine Mehrheit. sto ❚

Bundesrat will Änderung des
Bundesvertriebenengesetzes
Familienangehörige eines Spätaussiedlers
sollen in dessen Aufnahmebescheid nach
dem Willen des Bundesrates in bestimmten
Fällen auch ohne Grundkenntnisse der deut-
schen Sprache aufgenommen werden kön-
nen. Einen entsprechenden Gesetzentwurf
des Bundesrates (17/10511) zur Änderung
des Bundesvertriebenengesetzes überwies
der Bundestag am Freitag zur weiteren Be-
ratung an die Ausschüsse. sto ❚

KURZ NOTIERT

Der Doppelpass 
als Dauerthema
STAATSBÜRGERSCHAFT Koalition hält an umstrittener Optionspflicht fest 

Deutsche Schülerinnen türkischer Herkunft vor dem Kanzleramt. Bis zum 23. Lebensjahr müssen sich viele junge Deutsche mit ausländischen Wurzeln für einen Pass entscheiden.

Neue Regeln für
Flüchtlingsschutz 
ASYLRECHT Der Bundestag hat grünes
Licht für die Umsetzung der überarbeiteten
Fassung der sogenannten EU-Qualifikati-
onsrichtlinie in das nationale Recht gege-
ben. Das Parlament stimmte am Freitag bei
Enthaltung der Linksfraktion einem ent-
sprechenden Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung  (17/13063) in der Ausschussfas-
sung (17/13556) zu. Die Vorlage enthält
laut Bundesregierung zudem Anpassungen,
die vor allem das Asylverfahrens- und das
Aufenthaltsgesetz betreffen und bei denen
es sich „insbesondere um klarstellende Re-
gelungen und redaktionelle Änderungen“
handelt. 
Wie die Regierung in der Begründung erläu-
tert, legt die Neufassung der „Qualifikati-
onsrichtlinie“ die Voraussetzungen für die
Zuerkennung internationalen Schutzes fest.
Darüber hinaus bestimme sie die mit dem
jeweiligen Schutzstatus verknüpften Rechte
und führe „insbesondere für international
subsidiär Schutzberechtigte zu einem ver-
besserten Schutzstatus“.
Der Gesetzentwurf sieht unter anderem die
Schaffung eines „eigenständigen Status in
Bezug auf die europarechtlichen subsidiä-
ren Schutztatbestände“ vor, wie es in der Be-
gründung weiter heißt. Die Schaffung eines
eigenständigen internationalen subsidiären
Schutzstatus habe Folgewirkungen. So wer-
de die bislang dreistufige Prüfreihenfolge
im Asylrecht künftig vierstufig. Sie beinhal-
tet die Prüfung der Asylberechtigung nach
Artikel 16a des Grundgesetzes, der Flücht-
lingseigenschaft, des internationalen subsi-
diären Schutzes sowie der nationalen Ab-
schiebungsverbote („nationaler subsidiärer
Schutz“). Die Änderung bewirkt den Anga-
ben zufolge zudem eine „klarere Trennung
von internationalem subsidiärem Schutz
und den nationalen Abschiebungsverbo-
ten“. sto ❚

Grüne: Afghanen
aufnehmen 
INNERES Die Bundesregierung soll nach
dem Willen der Grünen-Fraktion allen af-
ghanischen Ortskräften, die in ihrem Hei-
matland für die Bundeswehr gearbeitet ha-
ben, und ihren engen Familienangehörigen
eine Aufnahme in Deutschland anbieten.
Zudem solle die Regierung vergleichbare
Regelungen für Ortskräfte finden, „die be-
sonders gefährdet sind“ und für das Auswär-
tige Amt oder staatliche Organisationen der
Bundesrepublik oder im Rahmen der Ent-
wicklungszusammenarbeit für Deutschland
tätig waren, fordert die Fraktion in einem
Antrag (17/13729), mit dem sich der Bun-
destag am Freitag erstmals befasste. Danach
soll gegebenenfalls auch den engen Ange-
hörigen dieser Kräfte eine Aufnahme in
Deutschland angeboten werden.   
Laut Vorlage arbeiten derzeit etwa 1.500
Ortskräfte mit den deutschen Soldaten zu-
sammen. Wie es mit ihnen nach einem Ab-
zug der Bundeswehr weitergeht, sei unklar.
Viele befürchteten Repressalien, vor allem
durch die Taliban. Auch Ortskräfte, die mit
anderen deutschen Organisationen zusam-
menarbeiten, könnten besonders gefährdet
sein. Ihnen gegenüber bestehe ebenfalls „ei-
ne moralische Verpflichtung, sie vor Verfol-
gung zu schützen, die ihnen durch ihre ver-
gangene berufliche Tätigkeit droht“. sto ❚

Wahlrecht ab 16
Jahren gefordert   
WAHLRECHT Die Altersgrenze zur Aus-
übung des aktiven Wahlrechts soll nach
dem Willen der Grünen-Fraktion bei Bun-
destags- und Europawahlen von 18 auf 16
Jahre gesenkt werden. Dies geht aus zwei
Gesetzentwürfen der Fraktion zur Änderung
des Grundgesetz-Artikels 38 (17/13238) so-
wie des Bundes- und des Europawahlgeset-
zes (17/13257) hervor, die vergangene Wo-
che erstmals auf der Tagesordnung des Bun-
destags standen. Mit der Absenkung der Al-
tersgrenze auf 16 Jahre werde sichergestellt,
„dass ein Personenkreis das aktive Wahl-
recht bekommt, der typischerweise in der
Lage ist, selbstverantwortlich zu entschei-
den“, argumentiert die Fraktion. 
Ebenfalls in erster Lesung befasste sich das
Parlament mit einem gemeinsamen Gesetz-
entwurf der Fraktionen von CDU/CSU,
SPD, FDP und Grünen zur Änderung des
Europawahlgesetzes (17/13705). Der Ent-
wurf sieht eine Anpassung der Zahl der in
Deutschland zu wählenden Europaabge-
ordneten auf 96 vor. Da nach dem EU-Ver-
trag von Lissabon kein Mitgliedstaat im Eu-
ropäischen Parlament mehr als 96 Sitze er-
hält, seien in Deutschland nicht mehr wie
bisher 99 Abgeordnete zu wählen. Zudem
soll mit dem Entwurf unter anderem die
Fünf-Prozent-Klausel im Europawahlgesetz
gestrichen und eine Drei-Prozent-Klausel
eingeführt werden. Das Bundesverfassungs-
gericht hatte im November 2011 festgestellt,
dass die Fünf-Prozent-Klausel bei der Euro-
pawahl nicht mit dem Grundgesetz verein-
bar ist. sto ❚

D
ie älteste der Vorlagen,
um die es vergangene
Woche in der Bundes-
tagsdebatte über die Inte-
grationspolitik ging,
stammt vom Januar

2010: ein Gesetzentwurf der Grünen „zur
Streichung des Optionszwangs aus dem
Staatsangehörigkeitsrecht“ (17/542). Noch
keine vier Wochen alt war dagegen ein Grü-
nen-Antrag mit dem Titel: „Abschaffung des
Optionszwangs“ (17/13488). Beide Vorla-
gen standen zusammen mit je einem Antrag
der SPD- (17/7654) und der Linksfraktion
(17/12185) auf der Tagesordnung, die
ebenfalls auf einen Verzicht auf die soge-
nannte Optionspflicht abzielten und zu-
dem Einbürgerungserleich-
terungen forderten.

Votum für einen Pass Am
Ende wurde der Gesetzent-
wurf mit den Stimmen von
307 Koalitionsabgeordne-
ten gegen das Votum von
265 Oppositions- und zwei
FDP-Parlamentariern abge-
lehnt, und auch die Anträge
der drei Oppositionsfraktio-
nen fanden keine Mehrheit.
Die Optionspflicht, der zu-
folge sich hierzulande geborene Kinder von
Ausländern spätestens bis zur Vollendung
des 23. Lebensjahres zwischen der deut-
schen Staatsangehörigkeit und der ihrer El-
tern entscheiden müssen, bleibt also. 
Das gilt freilich auch für den Ruf nach ihrer
Aufhebung: Am Freitag brachten sieben von
SPD und Grünen beziehungsweise Die Lin-
ke regierte Länder im Bundesrat einen Ge-
setzentwurf über die Zulassung der Mehr-
staatigkeit und die Aufhebung der Options-

regelung ein – fürwahr ein parlamentari-
sches Dauerthema.  
Eingeführt wurde das Optionsmodell 1999
bei der Reform des Staatsangehörigkeits-
rechts unter Rot-Grün, bei der das Abstam-
mungsprinzip um das Geburtsortsprinzip
(ius soli) ergänzt wurde: Wer in Deutsch-
land geboren wird, hat damit unabhängig
von der Nationalität der Eltern die deutsche
Staatsbürgerschaft. Um eine Mehrheit im
Bundesrat zu finden, kam es damals als
Kompromiss zur Optionspflicht. 
Im Zuge des Optionsmodells konnten
durch eine Übergangsregelung auch Kinder,
die am 1. Januar 2000 noch nicht zehn Jah-
re alt waren, auf Antrag eingebürgert wer-
den. 2013 werden nun die ersten rund

3.300 Optionspflichtigen
23 Jahre alt, wie es in dem
Grünen-Antrag heißt. Von
ihnen hätten bis Jahresan-
fang laut Bundesinnenmi-
nisterium mehr als 500
noch keine Erklärung abge-
geben, welche Staatsange-
hörigkeit sie behalten wol-
len – ihnen drohe nun die
Ausbürgerung. 
In der Bundestagdebatte
verwies Grünen-Fraktions-
chefin Renate Künast da-

rauf, dass derzeit „300.000 junge Deutsche
dem Optionszwang (...) unterworfen“ sei-
en, von denen 70 Prozent türkische Wur-
zeln hätten. „Bis 2017 gibt es jährlich 3.000
bis 7.000 optionspflichtige Menschen; ab
2018 werden es sogar noch deutlich mehr
sein“, rechnete sie vor. Zwei Drittel aller Op-
tionspflichtigen hätten gerne „den Doppel-
pass“, doch mache man „geborene Deut-
sche zu Ausländer in ihrem eigenen Land“. 

»Auf Einwanderer angewiesen« Der Par-
lamentarische SPD-Fraktionsgeschäftsfüh-
rer Thomas Oppermann verwies darauf,
dass in Deutschland 15 Millionen Men-
schen lebten, „die entweder Einwanderer
sind oder direkt von Einwanderern abstam-
men“ und nicht länger „Bürger zweiter Klas-

se“ sein dürften. Seine Fraktion wolle die
Einbürgerung erleichtern, die doppelte
Staatsbürgerschaft ermöglichen und die
„unwürdige Praxis des Optionszwanges“
beenden. Ein Staatsangehörigkeitsrecht, das
„aus Deutschen Ausländer macht“, sei ab-
surd. Zudem sei Deutschland auf Einwan-
derer angewiesen.
Für Die Linke warf ihre Abgeordnete Sevim
Dagdelen der Regierung vor, nicht im Inte-
resse der Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund zu handeln. Dagdelen sprach zu-
gleich von einer „Türkenfeindlichkeit dieser
Bundesregierung“.  Die „Quote der akzep-
tierten Mehrstaatigkeit bei Einbürgerun-
gen“ betrage bei nichttürkischen Staatsan-
gehörigen etwa 59 Prozent, bei türkischen
Staatsangehörigen dagegen
nur 27 Prozent. 

Mehr Einbürgerungen Der
Parlamentarische Staatsse-
kretär im Bundesinnenmi-
nisterium, Ole Schröder
(CDU), hielt demgegenüber
der Opposition vor, sie wol-
le die „deutsche Staatsbür-
gerschaft verramschen“. Für
die Union stehe die Einbür-
gerung dagegen am Ende ei-
nes gelungenen Integrati-
onsprozesses und nicht am Anfang. Die
Zahl der Einbürgerungen sei unter der am-
tierenden Bundesregierung auch ohne Ab-
senkung der Einbürgerungsvoraussetzun-
gen gestiegen. Auch hätten sich mehr als 98
Prozent derer, die bislang der Options-
pflicht nachgekommen seien, für die deut-
sche Staatsbürgerschaft ausgesprochen.
Man solle zumindest den „ersten Options-
jahrgang abwarten“, bevor man den Diskurs
über eine Abschaffung des Optionsmodells
starte. Momentan sehe es indes so aus, als
sei dieses  „Modell eher ein Erfolgsmodell“,
fügte Schröder hinzu. Zugleich sprach er
sich entschieden gegen eine generelle Hin-
nahme von Mehrstaatigkeit aus. 
Der CDU-Parlamentarier Reinhard Grindel
argumentierte, es gebe auch bei in Deutsch-

land geborenen Kindern von Ausländern
nicht die für einen Schulerfolg notwendige
Sprachkompetenz. Auch befänden sich we-
niger Jugendliche mit Migrationshinter-
grund in Ausbildung als im Durchschnitt.
Ihnen könnten Ausbildung, Sprachkennt-
nisse und Förderung helfen, „aber nicht die
deutsche Staatsbürgerschaft, zumindest
nicht allein“. Wer „Ja zu Deutschland sagt“
und gerne hier leben wolle, von dem kön-
ne er auch die „Entscheidung für die deut-
sche Staatsbürgerschaft unter Ablegung sei-
ner alten Staatsbürgerschaft erwarten“. 
Der FDP-Abgeordnete Hartfrid Wolff sagte,
seine Partei sei „durchaus bereit, über eine
vermehrte Hinnahme der doppelten Staats-
angehörigkeit nachzudenken und in diese

Richtung zu gehen“. Sie sei
sich aber auch bewusst, dass
nicht die Staatsangehörig-
keit primär für den Erfolg
von Zuwanderung und Inte-
gration entscheidend sei,
sondern vor allem die per-
sönliche und berufliche Per-
spektive der Zuwanderer.
Die Freidemokraten wollten
eine Modernisierung des
Staatsangehörigkeitsrechts,
aber nicht „ohne Augen-
maß“.

Assoziationsrecht Mit den Stimmen der
Koalition wurden am Ende der Debatte
auch ein Grünen-Gesetzentwurf zum „asso-
ziationsrechtlichen Rechtsstatus“ türkischer
Staatsangehöriger (17/12193) und ein Lin-
ke-Antrag zu diesem  Thema (17/7373) ab-
gelehnt. Hintergrund sind das Assoziie-
rungsabkommen EWG-Türkei von 1963
und auf dieser Grundlage erfolgte Rechtsak-
te, aus denen sich Rechte für in der EU le-
bende Türken ergeben. Für die Links- und
die Grünen-Fraktion widerspricht das deut-
sche Recht „an einigen Stellen den Vorgaben
des Assoziationsrechts“, wie es in der Be-
schlussempfehlung des Innenausschusses
(17/13299) hieß, der für die Ablehnung
plädiert hatte. Helmut Stoltenberg ❚

»Wir machen
geborene

Deutsche zu
Ausländern in
ihrem eigenen

Land.«  
Renate Künast (Grüne) 

»Wir lehnen
diese 

generelle
Hinnahme der

Mehrstaatigkeit
ab.«  

Ole Schröder (CDU) 
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Verteidigungsminister Thomas de Maizière
(CDU) setzte sich zur Wehr. An den Vorwür-
fen der Opposition hinsichtlich seiner Ent-
scheidung im Fall der Aufklärungsdrohne
„Euro-Hawk“ sei nichts dran, hielt der Mi-
nister in der vergangenen Woche in einer
Aktuellen Stunde des Bundestages seinen
Kritikern entgegen. Die Anschaffung der
Aufklärungsdrohne war aufgrund massiver
Probleme bei der Zulassung für den euro-
päischen Luftraum vom Verteidigungsmi-
nisterium im Mai gestoppt wurden. 

Zeitpunkt des Ausstiegs Laut de Maizière
hat der Zeitpunkt des Ausstieges aus dem
Rüstungsprojekt nicht dazu geführt, dass
Steuergelder vergeudet wurden. Im Gegen-
teil – dadurch sei der Schaden vermindert
und nicht vergrößert worden, argumentier-
te er: „Investitionen in Höhe von 360 Mil-
lionen Euro wären sinnlos gewesen, wenn
man das Aufklärungssystem nicht zu Ende
getestet hätte.“ Der Minister blieb bei seiner
Feststellung, dass die Entscheidung über

den Abbruch des Projektes auf Staatssekre-
tärsebene gefällt und später von ihm gebil-
ligt worden seien. Gleichzeitig räumte er
ein, es versäumt zu haben, „im Rüstungsbe-
reich das Ministerium so zu organisieren,
dass ich frühzeitig selbst von Problemen“
erfahre. Personelle Konsequenzen oder sei-
nen Rücktritt lehnte der Minister in der ver-
gangenen Woche ab.

Aus der Opposition kam dennoch Kritik.
Die einzige neue Erkenntnis der dreiwöchi-
gen Aufarbeitung des „Debakels“ sei, dass
der Minister mit dem Ganzen nichts zu tun
haben will, kritisierte der SPD-Verteidi-
gungsexperte Rainer Arnold. Tatsächlich sei
es so, dass de Maizière „jahrelang nichts ge-
wusst hat, weil er nichts wissen wollte“. Das
habe mit Abwägen nichts zu tun, urteilte Ar-
nold unter Bezugnahme auf seinen Vorred-
ner Andreas Schockenhoff (CDU). Der Au-
ßenexperte der Union hatte darauf verwie-
sen, dass ein „hektisches Beenden“ von Be-
schaffungsvorhaben dazu führe, „dass die
Bundeswehr keine moderne Ausstattung“
zur Verfügung hat. Daher sei es richtig ge-
wesen, „zu prüfen und abzuwägen“. 
Arnolds Kritik ging indes noch weiter. De
Maizière habe die Verantwortung für das
Verpulvern von Steuergeldern an seine be-
amteten Staatssekretäre abwälzen wollen.
„Das ist ein schäbiges Verhalten für einen
Mann, der die ganze Zeit von Verantwor-
tung redet“, urteilte der SPD-Abgeordnete.
Der FDP-Haushaltsexperte Jürgen Koppelin
nahm den Verteidigungsminister in Schutz.
De Maizière habe vor dem Haushaltsaus-
schuss Verantwortung übernommen, sagte
er und fügte an Arnold gewandt dazu: „Es
war menschlich unanständig, wie Sie den
Minister angegangen sind.“ Im Übrigen sei

die SPD in das Drohnenprojekt voll einge-
bunden gewesen. „Dabei haben Sie ge-
wusst, dass die Zulassung unter ihrer Ver-
antwortung überhaupt nicht geregelt war“,
sagte Koppelin.

Strikte Ablehnung Der Vorsitzende der
Linksfraktion, Gregor Gysi, erneuerte seine
Ablehnung jeglicher Drohnen. Obwohl die-
se von einer Vielzahl von Experten als völ-
kerrechtswidrig bezeichnet würden, hätten
sich sämtliche Fraktionen des Bundestages
mit Ausnahme der Linksfraktion für deren
Anschaffung ausgesprochen. Der Fall der
„Euro Hawk“-Drohne sei ein Beispiel für
„Rüstungslobbyismus hoch zehn“. Dem
Konzern EADS habe man auf Kosten des
Steuerzahlers die Entwicklung einer Spiona-
getechnologie ermöglicht, die das Unter-
nehmen nun weltweit verkaufen könne.
Omir Nouripour, verteidigungspolitischer
Sprecher der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen, zog das Versprechen de Maizières, alle
Rüstungsvorhaben überprüfen zu wollen,
in Zweifel. Schon nach seinem Amtsantritt
habe der Minister angekündigt, alle laufen-
den und geplanten Projekte zu überprüfen.
„Das Ergebnis, das wir hier heute vorliegen
haben, zeugt jedenfalls davon, dass die
Überprüfungen rein gar nichts gebracht ha-
ben“, urteilte Nouripour. Götz Hausding ❚

N
ach langem Ringen hat
der Bundestag am ver-
gangenen Freitag eine Re-
gelung zur so genannten
vertraulichen Geburt
(17/12814, 17/13062)

verabschiedet: Damit soll eine Balance ge-
schaffen werden zwischen dem Wunsch von
Müttern in Krisensituationen, anonym zu
bleiben, und dem Recht des Kindes, seine
Herkunft zu kennen. Die umstrittenen Ba-
byklappen und die Möglichkeit der völlig
anonymen Geburt bleiben vorerst erhalten
– für die Oppositionsfraktionen trotz ihrer
grundsätzlichen Zustimmung für die ver-
trauliche Geburt der Grund, sich der Stim-
me zu enthalten.
Schwangere, die ihren Namen nicht nennen
wollen, können nach dem Gesetz zukünftig
in einem Krankenhaus oder in der Obhut ei-
ner Hebamme entbinden, ohne dass ihre
Identität unmittelbar bekannt wird. Die
Niederkunft wird dann unter einem Pseu-
donym dokumentiert. 

Vormund und Adoption Die Angaben zur
Person der Mutter werden in einem Um-
schlag verschlossen in einer Beratungsstelle
aufbewahrt. Für das Kind soll dann ein Vor-
mund bestellt und über eine Adoptionsver-
mittlungsstelle in einer Familie unterge-
bracht werden. Im Alter von 16 Jahren kann
es den Umschlag mit den Daten seiner Mut-
ter einsehen. Will die Mutter sich dann noch
immer nicht zu erkennen geben, muss ein
Familiengericht darüber entscheiden, ob

der Wunsch der Mutter höher zu bewerten
ist als das Interesse ihres Kindes, seine Ab-
stammung zu kennen. Die Abgeordneten
haben sich die Entscheidung nicht leicht ge-
macht: Alle Fraktionen wissen, das das Ge-
setz ein Balanceakt ohne die eine richtige
Lösung ist. Elf Jahre hat das Ringen um ei-
ne Regelung gedauert. 

Wächteramt des Staates Nun sollen auch
durch ein größeres Beratungsangebot mehr
Frauen in Not erreicht werden. Dem stim-
men auch die Oppositionsfraktionen zu.
Weil es aber weiterhin Angebote für eine
komplett anonyme Geburt und Babyklap-
pen geben wird, haben sie sich in der Ab-
stimmung der Stimme enthalten. Ihre Kri-
tik: Würden diese Angebote weiterhin ge-
duldet, könne der Gesetzentwurf keine ge-
nerelle Rechtssicherheit schaffen. Damit
würde man dem Recht eines Kindes auf
Kenntnis seiner Herkunft nicht gerecht. Im-
mer wieder betonte die SPD in den Beratun-
gen, wenn Eltern ihrer Pflicht, sich um ihre
Kinder zu kümmern, nicht nachkämen,
müsse der Staat sein Wächteramt ausüben.
Dies dürfe nicht an die Betreiber von Baby-
klappen delegiert werden, für deren fachli-
che Eignung es keinerlei Regelungen gebe.
Auch Die Linke beklagte, dass es mit dem
neuen Gesetz keine Mindeststandards für
die Babyklappen gebe – damit befänden
diese sich im „rechtsfreien Raum“.
Die Skepsis der Grünen hingegen macht
sich vor allem an der Möglichkeit fest, dass
Kinder Kenntnis über ihre Herkunft auch

gegen den Willen der Mütter erhalten kön-
nen. Damit schwebe ein „Damokles-
schwert“ über den Frauen: Wer sich in einer
ohnehin schon extrem schwierigen Lage be-
finde, werde sich darauf vermutlich nicht
einlassen.
Wie vielen Frauen und Kindern das neue
Gesetz tatsächlich helfen kann, weiß nie-
mand: Jedes Jahr werden in Deutschland
zwischen 20 und 40 Kinder direkt nach der
Geburt ausgesetzt oder getötet. Um das zu
verhindern, wurden 1999 zahlreiche Baby-
klappen eingerichtet. Doch auch damit hat
sich die Zahl der getöteten Kinder nicht ver-
ringert. Dies zeigte eine Studie des Deut-
schen Jugendinstituts. Sie kam im vergange-
nen Jahr zu dem Schluss: „Babyklappen er-
fordern ein planvolles Handeln der Kinds-
mutter, eine aktive Auseinandersetzung mit
der ungewollten Schwangerschaft und eine
Entscheidung über Handlungsmöglichkei-
ten.“ Genau dazu aber seien Frauen, die ihr
Kind getötet hätten, nicht in der Lage gewe-
sen. Viele Psychologen und Sozialwissen-
schaftler sind der Ansicht, dass Babyklappen
und anonyme Geburten nicht nur Kindstö-
tungen nicht verhindern könnten. Sie wür-
den die Kinder überdies vor große psy-
chische Probleme stellen, weil es für sei kei-
ne Möglichkeit gebe, herauszufinden, wer
ihre Eltern sind. 

Urteil aus Karlsruhe Schon 1989 urteilte
das Bundesverfassungsgericht, die Frage der
eigenen Abstammung sei für die Persönlich-
keitsbestimmung des Menschen bedeutsam

– die Kenntnis der eigenen Abstammung sei
ein Grundrecht. Auch der Deutsche Ethikrat
hat darauf immer hingewiesen: Nach An-
sicht des Gremiums produzieren die Baby-
klappen ohne Not Findelkinder.

Fehlende Standards Zudem monieren Ex-
perten immer wieder erhebliche Missstän-
de. Weder gebe es eine Aufsicht über die
anonymen Angebote oder eine staatliche
Kontrolle, noch Dokumentationspflichten
oder einheitliche Standards. Dass Familien-
ministerin Kristina Schröder (CDU) sie den-

noch beibehalten will und im Gesetz ledig-
lich eine Evaluation nach drei Jahren vorge-
sehen ist, begründete sie damit, „dass es
nach wie vor in einzelnen Notfällen dazu
kommen kann, dass eine Frau bei und nach
einer Geburt im Krankenhaus keine vertrau-
liche Hinterlegung ihrer Daten möchte“. 
Geklärt werden konnte dagegen ein weiterer
Streitpunkt: Nachdem der Bundesrat in sei-
ner Stellungnahme die hohen Verwaltungs-
kosten moniert hatte, zu denen das Gesetz
führte, erklärte der Bund sich nun zur Kos-
tenübernahme bereit. Susanne Kailitz ❚

Unter Druck: Minister de Maizière

FAMILIE Bundestag ermöglicht vertrauliche Geburten – und will trotzdem die Rechte des Kindes wahren

Namenlos ins Leben

Keine Freigabe
von Cannabis
GESUNDHEIT Patienten in Deutschland
werden auch künftig keinen leichteren Zu-
gang zu medizinischem Cannabis bekom-
men. Der Bundestag lehnte am vergange-
nen Freitag einen entsprechenden Antrag
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(17/6127) ab und folgte damit einer Be-
schlussempfehlung des Gesundheitsaus-
schusses (17/13620).
Die Grünen hatten argumentiert, wissen-
schaftliche Untersuchungen würden bele-
gen, dass Cannabis bei schweren Erkran-
kungen wie HIV, Multipler Sklerose, chroni-
schen Schmerzen oder Krebs „Linderung
bewirken“ kann. Deshalb forderten sie, dass
Patienten, die Cannabis aufgrund einer
ärztlichen Empfehlung verwenden, im Re-
gelfall von Strafverfahren verschont bleiben
sollten, zudem sollte ein Anspruch auf Kos-
tenübernahme für Medikamente auf Can-
nabis-Basis ermöglicht werden. Einzig die
Linksfraktion stimmte zu: Sie fordere ohne-
hin eine Legalisierung des Cannabis-An-
baus für den Eigenbedarf. Union und FDP
argumentierten, schon jetzt gebe es Mög-
lichkeiten zur Herstellung von Cannabis-
medikamenten, die „therpeutischen Spiel-
räume“ würden genutzt. Hier sei zudem si-
chergestellt, dass es keine Schwankungen
im THC-Gehalt gebe, wie dies beim Eigen-
anbau vermutlich der Fall sei. Die SPD-
Fraktion enthielt sich bei der Abstimmung:
Sie bezeichnete die Forderungen als „zu un-
differenziert“. suk ❚

Umstrittene
Versicherung
GESUNDHEIT Die Einführung einer solida-
rischen Bürgerversicherung wird von Exper-
ten höchst unterschiedlich bewertet. Dies
wurde in einer öffentlichen Anhörung des
Gesundheitsausschusses in der vergange-
nen Woche deutlich. Grundlage der Diskus-
sion war ein Antrag der Fraktion Die Linke
(17/7197) zur solidarischen Finanzierung
von Gesundheit und Pflege. Nach dem Wil-
len der Linksfraktion sollen dabei alle Men-
schen, die in Deutschland leben, 
Mitglied der „solidarischen Bürgerinnen-
und Bürgerversicherung“ werden und nach
ihrer „individuellen finanziellen Leistungs-
fähigkeit“ in diese einzahlen. Die Beitrags-
bemessungsgrenze sei „perspektivisch ab-
zuschaffen“.
Insbesondere die von den Koalitionsfrak-
tionen benannten Experten hielten dies für
nicht umsetzbar und zudem verfassungs-
rechtlich bedenklich. So betonte beispiels-
weise der Berater im Gesundheitswesen, Ro-
bert Paquet, im Antrag der Linken würden
die Einnahmen der Versicherung „schönge-
rechnet“. Zudem würde mit einer Aufgabe
der Beitragsbemessungsgrenze „das Sozial-
versicherungsprinzip aufgegeben“ und „ei-
ne Art Flat-Tax“ eingeführt werden. Zudem
würde die geforderte Abschaffung der priva-
ten Krankenversicherung (PKV) rund
60.000 bis 67.000 sozialversicherungs-
pflichtige Mitarbeiter und tausende selb-
ständige Versicherungsvermittler treffen. 
Für das System einer Bürgerversicherung
hingegen plädierte unter anderem Herbert
Weisbrod-Frey von der Dienstleistungsge-
werkschaft Verdi. Das System, nachdem sich
Einzelne abhängig von ihrem Einkommen
aus der GKV „ausklinken“ könnten, sei
„überholungsbedürftig“. Mit der derzeitigen
Weichenstellung, die in Zukunft über Kopf-
pauschalen die Versicherten zusätzlich be-
lasten werde, werde ein ungerechtes Ge-
sundheitssystem erhalten. suk ❚

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

Schwierige Aufklärung im Fall des Aufklärers 
BUNDESWEHR Minister de Maizière verteidigt »Euro Hawk«-Entscheidung und gesteht zugleich Probleme in seinem Haus ein 

>STICHWORT

> Angebot in Deutschland Seit 1999 wird in Deutschland
von den kirchlichen und freien Trägern der Schwangeren-,
Kinder- und Jugendhilfe sowie von Krankenhäusern die
Möglichkeit zur anonymen Kindesabgabe angeboten. Bun-
desweit existieren derzeit etwa 100 Babyklappen.

> Funktionsweise Das Neugeborene kann anonym durch
eine Klappe oder auch eine Tür in ein Wärmebett gelegt
werden, das  konstant mit einer Temperatur von 37 Grad
beheizt ist. Die Öffnung schließt sich, wenn sie nicht per
Hand zugedrückt wird, sehr langsam selbstständig. Zum
Schutz des Kindes wird die geschlossene Babyklappe ver-
riegelt. Das Fachpersonal in den Einrichtungen wird dann
durch ein Alarmierungssystem darüber informiert, dass ein
Säugling in die Klappe gelegt wurde.

BABYKLAPPEN – Umstrittene Hilfe für Schwangere in Not
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Apotheken, die einen Notdienst leisten, werden
dafür künftig mit einem pauschalen Zuschuss
aus einem Fonds unterstützt. Das beschloss der
Bundestag am vergangenen Donnerstag mit
den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der
Linksfraktion (17/13081, 17/13769). Auch das
Dritte Gesetz zur Änderung arzneimittelrechtli-
cher und anderer Vorschriften (17/13404) fand
am vergangenen Freitag mit den Stimmen von
CDU/CSU und FDP gegen SPD und Linke bei
Enthaltung von Bündnis 90/Die Grünen eine
Mehrheit. Einen Antrag der SPD (17/12847) für
den Aufbau eines zentralen Melderegisters für
Arzneimittel-Lieferengpässe lehnte der Bundes-
tag ab.
Die Debatte war zuvor zu einer Grundsatzdis-
kussion über die Gesundheitspolitik der Koali-
tion geworden: SPD und Linksfraktion warfen
ihr vor, Geschenke an die Pharmaindustrie zu
machen. Für die Die Linke sagte Kathrin Vogler,
mit der Neuregelung zu den Vergleichsthera-
pien könne die Industrie „künftig selbst aus-
wählen“, gegen welche vorhandenen Thera-
pien sich ihre neuen Medikamente bewähren
müssten. Damit habe Schwarz-Gelb den Phar-
makonzernen „gezeigt, wo sie am 22. Septem-
ber ihre Kreuzchen machen“ müssten. Dem wi-
dersprach Birgitt Bender, gesundheitspolitische
Sprecherin der Grünen: Es sei eben nicht mög-

lich, dass sich die Pharmaunternehmen „Ver-
gleichstherapien pflücken können, wie sie wol-
len“. Vielmehr lege nach wie vor der Gemein-
same Bundesausschuss (GBA) zweckmäßige
Vergleichstherapien fest, unter denen die Her-
steller auswählen könnten. Dies sei „durchaus
diskutabel“.
Die SPD-Gesundheitspolitikerin Marlies Vollmer
monierte den Ablauf der Beratungen: Die Ände-
rungsanträge der Koalition seien in einer
„Nacht- und Nebelaktion“ erarbeitet worden,
die „jede sachliche Auseinandersetzung“ un-
terbunden habe.
Zufrieden war dagegen erwartungsgemäß die
Koalition. Die parlamentarische Staatssekretä-
rin Ulrike Flach (FDP) sagte, mit der Vergütung
für Notdienstapotheken werde die Arzneimit-
telversorung der Menschen „nachhaltig ge-
stärkt“. Mit dem zweiten Gesetz werde die Arz-
neimittelsicherheit erhöht und dem GBA mehr
Flexibilität bei der Auswahl zweckmäßiger The-
rapien gegeben. Jens Spahn (CDU), gesund-
heitspolitischer Sprecher der Unionsfraktion,
sagte, es sei „nicht redlich“, wenn die Opposi-
tion von milliardenschweren Geschenken an
die Pharmaindustrie spreche. Die Menschen
wüssten ganz genau, dass neue und gute Me-
dikamente nur zu bekommen seien, wenn sie
„angemessen honoriert“ würden. suk ❚

Zuschuss für Notdienstapotheken

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Nicht für alle Frauen stellt eine Schwangerschaft einen Glücksfall dar: Frauen in Notsituationen können zukünftig ihr Kind vertraulich entbinden.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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N
ein, es war keine Gewerk-
schaftstagung, obwohl ei-
nige Plakate durchaus da-
zu gepasst hätten. „Min-
destlohn jetzt“ stand auf
ihnen, hochgehalten von

Delegierten der Christlich-Demokratischen
Arbeitnehmerschaft (CDA) auf deren Bun-
destagung Ende Mai. Doch Bundeskanzle-
rin Angela Merkel (CDU) ließ sich als Red-
nerin davon nicht in die Irre führen und er-
teilte Forderungen aus den eigenen Reihen
nach einem bundesweiten gesetzlichen
Mindestlohn erneut eine Absage. Gleich-
wohl kündigte sie an, sich nach der Bundes-
tagswahl im September für tarifliche Min-
destlöhne einzusetzen. Einige Wochen zu-
vor hatte sich die FDP auf ihrem Parteitag
für weitere Lohnuntergrenzen in Branchen
und Regionen ausgesprochen, einen allge-
meinen gesetzlichen Mindestlohn jedoch
ebenfalls abgelehnt.
Es ist ein Dauerbrenner außerhalb und in-
nerhalb des Parlaments: der Mindestlohn.
Am Freitag stand er erneut auf der Agenda
des Bundestages. Zwei Anträge der Fraktion
Die Linke (17/13551) und von der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (17/13719) wur-
den in erster Lesung beraten.

Zehn Euro für sichere Rente Jutta Krell-
mann (Die Linke) rechnete der Koalition
vor, dass der deutsche Staat jährlich 1,5 Mil-
liarden Euro ausgibt, um niedrige Löhne im
Einzelhandel auszugleichen. „Das würde es
mit einem einheitlichen gesetzlichen Min-
destlohn nicht geben. Diesem unglaubli-
chen Lohndumping muss ein Riegel vorge-
schoben werden“, sagte sie. 
Die Fraktion Die Linke fordert in ihrem An-
trag deshalb einen bundesweiten Mindest-
lohn in Höhe von zehn Euro. „Deutschland
braucht dringend einen Paradigmenwech-
sel, damit die Lohnquote wieder steigt“, ver-
langt Die Linke. Von einem gesetzlichen
Mindestlohn von zehn Euro pro Stunde
könnten alleinstehende Vollzeitarbeitneh-
mer leben, ohne ihren Lohn aufstocken zu
müssen. Und erst ab dieser Höhe erreiche

man eine Rente oberhalb der Grundsiche-
rung im Alter, begründen die Abgeordneten
ihren Vorstoß.

Kommission ja – aber wie? Matthias Zim-
mer (CDU/CSU) reagierte gelassen auf sei-
ne Vorrednerin und die Anträge von Linken
und Grünen. Im Mittelpunkt stehe für seine
Fraktion zwar ein „nachgeordneter Min-
destlohn für jene Bereiche, in denen es noch
keinen gibt“. Aber auch sie unterstütze eine
unabhängige Mindestlohn-Kommission,
und wenn diese zehn Euro Stundenlohn
festlege, „dann haben wir nichts dagegen“.
Jedoch dürfe der Politik kein Hintertürchen
offenstehen, um sich letztlich über die Vor-
gaben einer solchen Kommission hinweg-
zusetzen. Diese Gefahr sah Zimmer jedoch
in den debattierten Vorschlägen.  
Denn der Grünen-Antrag  und ein kurzfris-
tig wieder von der Tagesordnung genomme-
ner  Vorschlag des Bundesrates für ein Min-
destlohngesetz (1/12857) schlagen nicht
nur einen einheitlichen Mindestlohn in Hö-
he von 8,50 Euro vor. Eine Mindestlohn-
kommission solle für die Festsetzung des
Mindestlohns und seine regelmäßige An-
passung verantwortlich sein. Über deren ge-
naue Ausgestaltung,  Kompetenzgewalt und
einen möglichen Einfluss der Politik auf
diese scheiden sich seit Jahren die Geister,
eine Annäherung ist nicht in Sicht.

Bekannte Fakten Deshalb fragte die Ar-
beitsmarktexpertin der SPD, Gabriele Löse-
krug-Möller in Richtung Koalition: „Wann
endlich kommt denn ein Gesetzentwurf,
der Ihren hohen Ansprüchen genügt?“
Schließlich würde jeder fünfte Vollzeitbe-
schäftigte in Deutschland im Niedriglohn-
sektor arbeiten. „Die Fakten sprechen Bän-
de, hier endlich etwas  zu unternehmen“,
sagte sie unter Hinweis auf Daten des Vier-
ten Armuts- und Reichtumsberichts der
Bundesregierung. Ihre Fraktion mache zwar
den „Überbietungswettbewerb der Linken“
nicht mit, schließe sich aber dem Grünen-
Vorschlag für einen Mindestlohn von 8,50
Euro an. Dies sei ein guter Einstieg.

Tatsächlich geht aus dem aktuellen Vierten
Armuts- und Reichtumsbericht hervor, dass
der Anteil der Beschäftigten im Niedriglohn-
sektor weiter gestiegen ist und sich zwischen
21 bis 24 Prozent bewegt. Im Jahr 2010 wa-
ren fast acht Millionen Arbeitnehmer davon
betroffen. Die Grünen stellen in  der Vorbe-
merkung ihres Antrages fest, dass innerhalb
dieser Gruppe fast sieben Millionen weniger
als 8,50 Euro und 1,4 Millionen sogar weni-
ger als fünf Euro verdienen. Aktuellen Zah-
len der Bundesagentur für Arbeit zufolge lag
die Zahl der Erwerbstätigen, die zusätzlich
Arbeitslosengeld II beziehenn, im vergange-
nen Jahr bei 1,3 Millionen.

Mogelpackung Brigitte Pothmer, arbeits-
marktpolitische Sprecherin von Bündnis
90/Die Grünen, appellierte ebenfalls ein-
dringlich an die Bundesregierung, endlich ei-
nen Gesetzentwurf vorzulegen. „Sie verhin-
dern und verschleppen, weil Sie verschleiern
wollen, dass das, was Sie als Mindestlohn be-
zeichnen, gar kein Mindestlohn ist.“ Nach
der Wahl am 22. September werde der Kampf
um den Mindestlohn jedoch erledigt sein,
denn „dann wird es nicht nur eine gesell-
schaftliche, sondern auch eine parlamentari-
sche Mehrheit für den Mindestlohn geben“,
so die Hoffnung Pothmers.
Der Arbeitsmarktexperte der FDP, Heinrich
L. Kolb, ließ sich von der Kritik der Opposi-
tion nicht beirren und stellte klar: „Wir wol-
len und brauchen keinen flächendeckenden
Mindestlohn.“ Schon heute würde für vier
Millionen Menschen ein branchenspezifi-
scher Mindestlohn gelten, eingeführt zum
Großteil von der schwarz-gelben Bundesre-
gierung. Eine politische Lohnfindung lehn-
te er, wie sein Koalitionskollege Zimmer,
entschieden ab. Statt dessen müssten die
Mittel des Mindestarbeitsbedingungsgeset-
zes so genutzt oder eventuell erweitert wer-
den, um sittenwidrige Löhne besser zu un-
terbinden. Claudia Heine ❚

ARBEITSMARKT Ein Gesetz muss her, fordert die Opposition.
Die Koalition lehnt flächendeckende politische Lohnfindung ab

Dauerthema
Mindestlohn

VERTEIDIGUNG Militärische Gleichstellungs-
beauftragte können künftig auch in zivilen
Dienststellen der Bundeswehr ab der Ebene von
Bundesoberbehörden gewählt werden. Dies
sieht die Novellierung des Soldatinnen- und
Soldatengleichstellungsgesetzes (17/12957)
vor, die der Bundestag am vergangenen Freitag
mit der Stimmenmehrheit von CDU/CSU und
FDP verabschiedete. Die Oppositionsfraktionen
stimmten dagegen.
Die Novelle war notwendig geworden, da im
Zuge der Streitkräftereform neue Behörden wie
das Bundesamt für Personalmanagement der
Bundeswehr entstanden sind, in denen Solda-
ten und Zivilisten gemeinsam arbeiten. Bislang
war die Wahl militärischer Geleichstellungsbe-
auftragter in zivilen Dienststellen jedoch nicht
möglich.
SPD, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen hal-
ten die Gesetzesnovelle für unzureichend und
plädierten für eine stärkere Anpassung des Sol-
daten- an das Bundesgleichstellungsgesetz. So

würden nach dem Bundesgleichstellungsgesetz
in Dienststellen ab 100 Beschäftigten zivile
Gleichgestellungsbeauftragte gewählt. Militäri-
sche Gleichstellungsbeauftragte hingegen wür-
den auf Divisionsebene gewählt und seien so-
mit für bis zu 18.000 Soldatinnen und Soldaten
zuständig. Damit sei eine angemessene Aus-
übung des Amtes nicht möglich, kritisierten die
Oppositionsfraktionen. Zudem verfügten die
militärischen Gleichstellungsbeauftragten nicht
über das gleiche Maß an Schutz vor Versetzun-
gen wie im Bundesgleichstellungsgesetz. Auch
bei der familienbedingten Teilzeitarbeit seien
Soldatinnen und Soldaten deutlich schlechter
gestellt als Zivilisten.
Union und FDP hielten der Kritik entgegen, dass
die Ungleichbehandlung von Soldaten und Zi-
vilisten berechtigt und rechtlich einwandfrei
sei. Dies habe auch die öffentliche Anhörung
über den Gesetzentwurf gezeigt. Zudem dürfe
die Funktionsfähigkeit der Streitkräfte nicht
eingeschränkt werden. aw ❚

Ungleiche Gleichstellung in Uniform

FAMILIE SPD und Bündnis 90/Die Grünen sind
mit ihrem Vorstoß gescheitert, den 2011 neu
gegründeten und staatlich organisierten Bun-
desfreiwilligendienst (BFD) nach dem Vorbild
der Jugendfreiwilligendienste in den Bundes-
ländern zivilgesellschaftlich zu organisieren
und in die Hände von Trägern zu geben. Der
Bundestag lehnte am vergangenen Freitag ei-
nen entsprechenden Antrag (17/9926) der bei-
den Oppositionsfraktionen mit der Stimmen-
mehrheit der CDU/ CSU und FDP ab; die Links-
fraktion enthielt sich der Stimme.
Sozialdemokraten und Grüne hatten in ihrem
Antrag argumentiert, dass Freiwilligendienste
eine besonderes Form des bürgerschaftlichen
Engagements seien, für die der Staat lediglich
die Rahmenbedingungen schaffen, sie aber
nicht selbst organisieren sollten. Mittelfristig

sollten deshalb ein einheitlicher Rechtsrahmen
für alle Freiwilligendienste geschaffen und das
Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftli-
che Aufgaben als steuernde Behörde für den
BFD abgelöst werden. Zudem müssten die Bil-
dungsangebote umgestaltet und die Anerken-
nungskultur für den Freiwilligendienst verbes-
sert werden.
Union und FDP verwiesen auf den großen Er-
folg des BFD, der von der Opposition bei seiner
Schaffung bezweifelt worden sei. Zudem wür-
de der BFD bis 2015 evaluiert, die Ergebnisse
sollten abgewartet werden. Einig sei man sich
aber darin, Freiwilligendienste gesellschaftlich
stärker anzuerkennen. So hätten nur wenige
Universitäten den Vorschlag aufgegriffen, den
BFD wie andere Freiwilligendienste bei der Stu-
dienplatzvergabe zu berücksichtigen. aw ❚

Freiwilligendienst in staatlicher Hand

ARBEIT Die SPD-Fraktion setzt sich für die Be-
lange von jungen Erwachsenen ohne Berufsab-
schluss ein. In einem Antrag (17/13252) fordert
sie ein Sofortprogramm „2. Chance auf Berufs-
ausbildung“ für die rund 1,5 Millionen Erwach-
senen zwischen 25 und 35 Jahren ohne Berufs-
abschluss. Am vergangenen Freitag debattierte
das Bundestagsplenum erstmals über die Vor-
schläge und überwies sie anschließend zur wei-
teren Beratung an den Ausschuss für Arbeit und
Soziales.
Ziel müsse es sein, jedem Betroffenen eine Aus-
bildung anzubieten und dabei dessen spezielle
Lebenslage zu berücksichtigen, schreiben die
Sozialdemokraten in ihrem Antrag. In diesem
Jahr sollen nach den Vorstellungen der Fraktion
mindestens 200 Millionen Euro für die Finanzie-
rung des Programms ausgeben werden. Ein
entsprechender Gesetzentwurf der Bundesre-

gierung müsse zehn sofort umzusetzende Maß-
nahmen enthalten, zu denen unter anderem
das Recht auf Ausbildung, der Vorrang von
„Vermittlung in Ausbildung“ vor „Vermittlung
in Arbeit“ und ein Zugang zu arbeitsmarktpoli-
tischen Maßnahmen bis 35 Jahre gehört. Es
müsse außerdem mehr Teilzeitangebote für jun-
ge Erwachsene und mehr finanzielle Anreize ge-
ben, eine Ausbildung zu beginnen, verlangen
die Abgeordneten. Sie begründen ihre Initiative
mit der konstant hohen Zahl von jungen Er-
wachsenen ohne Berufsabschluss, die, wenn sie
aus dem üblichen Ausbildungsalter „herausge-
wachsen“ seien, mit großen Hürden im Arbeits-
leben konfrontiert werden. So arbeite ein Teil
dieser Gruppe als prekär Beschäftigte, während
ein Großteil von ihnen die schulischen Voraus-
setzungen für einen Berufsabschluss mitbräch-
ten, heißt es in dem Antrag. che ❚

Werben für die zweite Chance

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Der Vorschlag der Grünen, eine steuerfinan-
zierte Garantierente zu schaffen, findet keine
Unterstützung im Bundestag. Während der
ersten Lesung eines entsprechenden Antrages
(17/13493) der Fraktion am vergangenen
Donnerstag gab es nicht nur Kritik von Sei-
ten der Koalition sondern auch von SPD und
Linken. 

Nach den Vorstellungen der Grünen sollen
geringe Rentenansprüche von Rentnern mit
30 und mehr Versicherungsjahren mit Steu-
ermitteln so aufgestockt werden, dass die Ge-
samtrente mindestens 30 Entgeltpunkte ent-
hält. Außerdem sollen alle Versicherungszei-
ten als Voraussetzung für den Bezug der Ga-
rantierente anerkannt werden. 
Die Garantierente sei so ausgestaltet, dass sie
genau jene erreichen könne, die von Alters-
armut bedroht sind, sagte der Rentenexperte
der Grünen, Wolfgang Strengmann-Kuhn,
der zugleich heftige Kritik an dem „absurden

schwarz-gelben Theater um die Rente“ übte.
Neuester Beitrag dazu sei die Idee der Bun-
deskanzlerin nach einer Mütterrente. „Wo ist
denn der Gesetzentwurf dazu?“, fragte
Strengmann-Kuhn. Diese Forderung der
Grünen nach einem Gesetzentwurf sei
scheinheilig, befand Peter Weiß (CDU). „Sie
haben doch schon angekündigt, sämtliche
Vorschläge im Vermittlungsausschuss schei-
tern zu lassen“, sagte er. Die Idee einer Ga-
rantierente nannte Weiß „nicht durchdacht
und grundfalsch“. Seiner Ansicht nach wür-
den damit die Kleinsparer bestraft. 

Zahnloser Tiger Die Unterschiede zwischen
den Vorstellungen von SPD und Grünen sei-
en nicht so groß, als dass man sie nicht nach
der Bundestagswahl am 22. September besei-
tigen könne, sagte Anton Schaaf (SPD). In
Bezug auf seinen Vorredner sagte Schaaf, Mi-
nisterin Ursula von der Leyens (CDU) Kon-
zept einer Zuschussrente seien nicht am Bun-
desrat gescheitert, sondern an den Koaliti-
onsfraktionen. 
Die Garantierente sei eine Mogelpackung,
befand der Linkenabgeordnete Matthias
Birkwald. „Altersarmut bekämpfen kann
man damit nicht.“ Wenn mindestens 30 Ver-
sicherungsjahre gefordert werden, bedeute
das: „Jede zweite westdeutsche Rentnerin
geht leer aus.“ 
Von Altersarmut seien nur wenige betroffen,
sagte Pascal Kober (FDP). Damit das auch in
Zukunft so bleibt, müsse man die Erwerbs-
biografien verstetigen. „Schwarz-Gelb war
dabei erfolgreicher als jede andere Koaliti-
on“, urteilte Kobler. Götz Hausding ❚

Idee in der Warteschleife

Mehr zur Position der Gewerkschaften 
unter: www.mindestlohn.de

Sie haben schon einen Branchenmindestlohn: Glas- und Fassadenreiniger verdienen mindestens elf Euro (West) oder neun Euro (Ost).
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ALTERSARMUT Grüne werben erfolglos für eine Garantierente

Ältere sollen nicht in Armut leben müssen
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Flüchtlinge sollen 
leichter eine Arbeit finden
Bündnis 90/Die Grünen setzen sich in einem
Antrag (17/13718) für einen erleichterten
Zugang von Flüchtlingen zum Arbeitsmarkt
ein. Sie fordern, das ESF-Bundesprogramm
zur arbeitsmarktlichen Unterstützung für
Bleiberechtigte und Flüchtlinge über 2013
hinaus fortzuführen. Sollte das Programm
aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds
(ESF) auslaufen, sollte diese Zielgruppe als
Zugangsberechtigte in allen Bereichen der
ESF-Förderstruktur verankert werden,
schreiben die Grünen. Der Antrag wurde am
vergangenen Freitag an den Ausschuss für
Arbeit und Soziales überwiesen. che ❚

Eindeutige Kompetenzen 
bei Grundsicherung im Alter 
Der Bundesrat strebt in einem Gesetzent-
wurf (17/13662) Änderungen bei der Erstat-
tung der Leistungen für Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung durch den
Bund an. Strittiger Punkt aus seiner Sicht ist
die Erstattung von Leistungen bei einer sta-
tionären Behandlung in einem anderen Bun-
desland als dem Wohnsitz des Betroffenen.
Derzeit sei nicht sichergestellt, dass die ein-
heitliche Zuständigkeit der Träger der
Grundsicherung auch dann bestehen bleibt,
wenn die stationäre Einrichtung in einem
anderen Land liegt, schreibt der Bundesrat.
Er will deshalb die örtliche Zuständigkeit
eindeutig klären. Der Vorschlag wurde am
vergangenen Freitag an den Ausschuss für
Arbeit und Soziales überwiesen. che ❚

Bessere Ausbildung 
in der Hotelbranche
Die SPD-Fraktion verlangt, die Ausbildungs-
situation im Hotel- und Gaststättengewerbe
zu verbessern. In einem Antrag (17/13549)
fordert sie einen Gesetzentwurf, um das Ju-
gendarbeitsschutzgesetz wirksam durchzu-
setzen und Missstände zu sanktionieren.
Mit den Ländern solle der Bund dafür sor-
gen, die Vorgaben des Berufsbildungsgeset-
zes durchzusetzen, schreibt die SPD. Sie
möchte ferner, dass die Auszubildenden vor
Prüfungen rechtzeitig freigestellt und gene-
rell besser beraten werden. che ❚

Schwierige Lage
Alleinerziehender
SPD und Linksfraktion sind mit zwei Anträ-
gen gescheitert, mit denen sie die Situation
von Alleinerziehenden verbessern wollten.
Die SPD forderte in ihrem Antrag (17/11032)
unter anderem bessere Betreuungsmöglich-
keiten für Kinder. Die Linke sprach sich in ih-
rem Antrag (17/8793) unter anderem für ei-
ne Flexibilisierung von Arbeitszeiten und ei-
nen erweiterten Kündigungsschutz aus. Bei-
de Vorschläge lehnte der Bundestag am
vergangenen Freitag ab. che ❚

KURZ NOTIERT

Kritik am
Armutsbericht   
SOZIALES Das Zustandekommen und der
Aufbau des aktuellen Vierten Armuts- und
Reichtumsberichts der Bundesregierung
(17/12650) ist nach Ansicht von Experten
in Teilen kritikwürdig. Das wurde während
einer öffentlichen Anhörung des Ausschus-
ses für Arbeit und Soziales am Montagnach-
mittag deutlich.
Dabei kritisierten die Experten zum einen,
dass sich der Armuts- und Reichtumsbericht
auf einen sogenannten Lebensphasen-An-
satz konzentriert. „Ein solcher Ansatz
macht es schwer, wenn man zu einzelnen
benachteiligten Gruppen Informationen
finden will“, sagte dazu Joß Steinke von der
Arbeiterwohlfahrt. Markus Grabka vom
Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung
(DIW) ergänzte:  „Strukturelle Ursachen ge-
raten bei einem solch individuellen Ansatz
aus dem Blick.“ So würden zum Beispiel die
Ursachen der Benachteiligung von Frauen
nicht ausreichend gewürdigt. Dies sei aber
ein wesentlicher Aspekt, fügte Ingo Kolf
vom Deutschen Gewerkschaftsbund an.
„Denn der Niedriglohnsektor in Deutsch-
land ist weiblich. Armut ist weiblich“, be-
tonte Kolf.
Ein weiterer Kritikpunkt ist aus Sicht der
Sachverständigen die Praxis der Einbezie-
hung von Wissenschaftlern in die Arbeit am
Armuts- und Reichtumsbericht. Michael
David von der Nationalen Armutskonfe-
renz nannte die Beteiligung der Wissen-
schaft und von Nichtregierungsorganisatio-
nen mangelhaft. Diese hätten im Vorfeld
nur sehr wenig Zeit für die Ausarbeitung ih-
rer Stellungnahmen gehabt. Er plädierte
deshalb für eine unabhängige Kommission
als Verfassergremium. Dem schloss sich
auch Markus Grabka (DIW) an, der die Ein-
bindung der Wissenschaftler ebenfalls als
nicht transparent und deshalb „verbesse-
rungswürdig“ bezeichnete und sich eine un-
abhängige Beraterkommission als Option
vorstellen konnte. che ❚

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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A
m Donnerstag vergangener
Woche hatte die Opposition
es plötzlich sehr eilig. Unbe-
dingt wollten sie im Bundes-
tag über die Konsequenzen
aus dem Urteil des Bundes-

verfassungsgerichts debattieren und Nägel
mit Köpfen machen. Die Richter in Karlsru-
he hatten wenige Stunden zuvor entschie-
den, dass das Ehegattensplitting auch
gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaf-
ten zusteht. Und zwar rückwirkend zum 
1. August 2001. 
Für SPD, Die Linke und Bündnis 90/Die
Grünen gab der Richterspruch die willkom-
mene Gelegenheit, um die Regierungskoali-
tion aus CDU/CSU und FDP in dieser Fra-
ge einmal mehr unter Druck zu setzen. Und
so brachten SPD und Grüne einen Ge-
schäftsordnungsantrag ein, um noch am
folgenden Freitag über den Gesetzentwurf
des Bundesrates zur Gleichstellung der Le-

benspartnerschaften mit der Ehe im Ein-
kommensteuerrecht (17/12858) in Erster
Lesung zu beraten. 
Für die Koalition ist das Thema deshalb so
unangenehm, weil sie in der Frage der kon-
sequenten Gleichstellung von heterosexuel-
len und homosexuellen Paaren völlig
uneins ist. Während die FDP ebenso wie die
Opposition für eine Gleichstellung in Steu-
erfragen und beim Adoptionsrecht eintritt,
wollten dies Christdemokraten und Christ-
soziale mehrheitlich mit Verweis auf den im
Grundgesetz verbrieften Schutz der Ehe ver-
hindern. Für sie ist die gleichgeschlechtliche
Partnerschaft eben keine Ehe. 

Unionsinterne Diskussion Doch in der
Union selbst regte sich seit geraumer Zeit
Widerstand gegen die offiziellen Parteilini-
en. Vor allem in der CDU. Noch im Dezem-
ber vergangenen Jahres war eine Gruppe
von 13 CDU-Abgeordneten auf dem Bun-

desparteitag in Hannover vergleichsweise
knapp mit ihrem Vorstoß gescheitert, ihre
Partei auf einen neuen Kurs zu bringen. Seit-
dem schwelte das Thema „Home-Ehe“ aller-
dings beständig weiter. Und nicht wenige
Christdemokraten hofften auf eine entspre-
chende Kurskorrektur durch das Bundesver-
fassungsgericht. In der vergangenen Woche
wurden diese Hoffnungen durch Karlsruhe
erfüllt. Die Union musste sich bewegen.
Und das tat sie dann auch. In einer am Frei-
tag Morgen einberufenen Fraktionssitzung
wurde verabredet, noch vor der parlamenta-
rischen Sommerpause einen entsprechen-
den Gesetzentwurf zum Ehegattensplitting
vorzulegen. 
In einem Punkt war sich die Koalition aller-
dings einig. Eine öffentlichkeitswirksame
Debatte im Plenum wollte man sich von der
Opposition am vergangenen Freitag nicht
aufzwingen lassen. Und so wurde deren An-
trag auf Erweiterung der Tagesordnung mit

den Stimmen von Union und Liberale ab-
gelehnt.

Kritik der Opposition Sozialdemokraten,
Linke und Grüne nutzen die rund 20-minü-
tige Geschäftsordnungsdebatte trotzdem,
um die Koalition politisch unter Druck zu
setzen. Der Parlamentarische Geschäftsfüh-
rer der SPD-Fraktion, Thomas Oppermann,
warb eindringlich dafür, über den Gesetz-
entwurf des Bundesrates zu debattieren:
„Wir haben vier Entscheidungen des Bun-
desverfassungsgerichts: zur Gleichstellung
bei der Altersversorgung, bei der Erbschaft-
und Schenkungssteuer, beim Familienzu-
schlag und bei der Sukzessivadoption. Jetzt
gibt es auch noch das Urteil zum Ehegatten-
splitting.“ Der Bundestag müsse jetzt zügig
entscheiden, um „den verfassungswidrigen
Zustand“ bei der Gleichstellung von Hete-
ro- und Homosexuellen zu beenden. In die-
sem Sinne argumentierten auch die Parla-
mentarischen Geschäftführer Barbara Höll
(Linke) und Volker Beck (Grüne). Sie war-
fen der Union vor, mit ihrer Verweigerungs-
haltung die „Homophobie in der Gesell-
schaft“ befördert zu haben. „Beenden Sie
die verfassungswidrige Diskriminierung
von Lesben und Schwulen, und pfeifen Sie
vor allem diejenigen in der Unionsfraktion
zurück, die das Nein zur Gleichstellung mit
einer Diffamierung der Lesben und Schwu-
len als Bürger zweiter Klasse verbinden“,
schimpfte Beck in die Reihen der Koalitions-
fraktionen.

Unterschiedliche Reaktionen Die Parla-
mentarischen Geschäftsführer der
CDU/CSU- und der FDP-Fraktion wiesen
die massive Kritik der Opposition zurück.
Allerdings mit unterschiedlichem Zungen-
schlag. Michael Grosse-Brömer erklärte für
die Union, dass man die Vorgaben der Ur-
teils „selbstverständlich umsetzen“ werde.
CDU und CSU seien „rechtsstaatlich orien-
tierte Parteien“. Er stellte zugleich jedoch
klar: „Ehe und Familie bleiben das Funda-
ment dieser Gesellschaft. Das bleibt die
Grundüberzeugung der Union. Daran wird
das Urteil nichts ändern.“ Grosse-Brömer
bezweifelte zudem, dass der Gesetzentwurf
des Bundesrates den Vorgaben des Bundes-
verfassungsgerichtes gerecht werde, weil die
Rückwirkung darin nicht vorgesehen sei.
Im Gegensatz dazu machte sein FDP-Kolle-
ge Jörg van Essen keinen Hehl daraus, dass
sich seine Fraktion „über das Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts natürlich in beson-
derer Weise freut“. Ebenso wie Grosse-Brö-
mer erklärte er den Gesetzentwurf des Bun-
desrat für nicht geeignet. Deshalb werde die
Koalition „sehr schnell einen eigenen Ge-
setzentwurf mit unseren Vorstellungen in
den Bundestag einbringen. Wir wollen, dass
die erste Lesung bereits in der nächsten Wo-
che stattfindet“, sagte van Essen.

Sitzungsabbruch Das Urteil aus Karlsruhe
war aber nicht das einzige Ereignis, das den
parlamentarischen Betrieb aus seinem Fahr-
plan brachte. Am Donnerstag Abend war die
Sitzung des Bundestages vorzeitig abgebro-
chen worden. Nachdem nur 268 der insge-
samt 620 Abgeordneten an einer Abstim-
mung zur Feststellung der Beschlussfähig-
keit des Bundestages teilgenommen hatten,
erklärte Bundestagsvizepräsidentin Petra
Pau (Linke) gemäß der Geschäftsordnung
des Bundestages die Plenarsitzung für been-
det. Beschlussfähig ist der Bundestag nur,
wenn mehr als die Hälfte aller Abgeordne-
ten anwesend sind. Jörn Wunderlich (Lin-
ke) hatte dies angezweifelt und eine Abstim-
mung im sogenannten Hammelsprungver-
fahren beantragt. Die anstehenden Abstim-
mungen über das Arzneimittelgesetz und
andere Gesetzesvorlagen sowie Beratungen
über etliche Anträge absolvierte das Plenum
dann am Freitag.  Alexander Weinlein ❚

Mittel- bis langfristig soll der Frauenanteil
auf allen Karrierestufen von Hochschulen
und Forschungseinrichtungen bei mindes-
tens 30 bis 40 Prozent liegen. Das fordern
die Koalitionsfraktionen in einem Antrag
(17/12845), den der Bundestag am vergan-
genen Donnerstag in erster Lesung in die
Ausschüse überwiesen hat. Union und FDP
bedauern, dass „die Gleichstellung von
Frauen und Männern in den Hochschulen
und außeruniversitären Forschungseinrich-
tungen der deutschen Wissenschafts- und
Forschungslandschaft noch nicht auf allen
Karrierestufen erreicht ist“. Dieser Befund
sei zwar „höchst unbefriedigend“. Es hand-
le sich allerdings nur eine Momentaufnah-
me, da es gute, zukunftsweisende Ansätze
gebe, um diesen Mangel zu beheben, heißt
es in der Vorlage. 

Gleichstellungskonzept Konkret fordern
die Koalitionsfraktionen die Bundesregie-
rung auf, die Ergebnisse der Evaluation der
Gleichstellungsstandards der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) und deren
Übertragung in die Projekt- und Ressortfor-
schung des Bundes zu prüfen und wenn
möglich zu integrieren. Außerdem sollte die
Regierung ihre Rolle als Impulsgeber in Fra-
gen der Chancengleichheit in Wissenschaft
und Forschung durch ein gleichstellungspo-
litisches Konzept stärken, regen Union und
FDP an.

Keine Unterstützung durch die Koalitions-
fraktionen fand hingegen die Forderung der
Opposition, verbindliche Zielquoten zu be-
stimmen, deren Nichterfüllung mit Konse-
quenzen in der regulären Mittelvergabe ge-
ahndet wird. Ein entsprechender gemeinsa-
mer Antrag von SPD, Linksfraktion und
Bündnis 90/Die Grünen (17/9978) wurde
mit der Koalitionsmehrheit abgelehnt. Die
Oppositionsfraktionen hatten darin die Re-
gierung aufgefordert, gemeinsam mit den
Ländern, Zielquoten nach dem Kaskaden-

modell in den Forschungsorganisationen
einzuführen, weiter zu entwickeln und ver-
bindlich auszugestalten. Dieses Modell
sieht vor, dass in jeder Hierarchieebene der
Frauenanteil erreicht wird, der bereits auf
der jeweils darunter gelegenen Ebene be-
steht. 

Druck kontra Anreize Um Druck auf die
Wissenschaftseinrichtungen auszuüben,
soll nach dem Vorstellungen der Oppositi-
on die Vergabe eines Teils der Mittel des
Pakts für Forschung und Innovationen an
die Erfüllung quantifizierter gleichstel-
lungspolitischer Ziele gebunden werden.
Die Regierung, so lautet der Vorwurf der
Oppositionsfraktionen, nehme das Thema
nicht ernst genug. Es seien zu wenige Daten
vorhanden und der Handlungsbedarf wer-
de nicht richtig erkannt. 
Aus Sicht der Koalition besteht zwar Einig-
keit darüber, dass Frauen in der Wissen-
schaft mehr Unterstützung benötigen. Al-
lerdings ziehe man eine Stärkung der Anrei-
ze den von der Opposition geplanten Sank-
tionen vor. Den Vorwurf, die Regierung sei
in dieser Frage zu passiv, wiesen Union und
FDP zurück. Schließlich sei das Professorin-
nenprogramm fortgeschrieben worden, um
das Zeitfenster bis 2019 zu nutzen und die
Frauenquote zu erhöhen, wenn Professo-
rinnen und Professoren in den Ruhestand
gingen. Götz Hausding ❚

An der Quote scheiden sich die Geister
WISSENSCHAFT Koalition und Opposition wollen mehr Frauen an den Hochschulen 

Das vierte Urteil
FAMILIE Karlsruhe spricht homosexuellen Paaren rückwirkend
das Ehegattensplitting zu. Opposition fordert schnelle Reaktion

Chemikerin an der Universität Jena

Gleichgeschlechtliche Paare werden wohl schon bald in den Genuss aller Rechte wie Eheleute kommen.
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Annette Jünemann,
Anja Zorob (Hg):
Arabellions.
Zur Vielfalt von
Protest und Revolte
im Nahen Osten
und Nordafrika.

Springer VS,
Wiesbaden 2013;
337 S., 34,99 €

Drei Jahre nach Beginn der Aufstände in den
arabischen Staaten präsentieren deutsche
Orientalisten eine erste fundierte wissen-
schaftliche Analyse der „Arabellions“. Der
Sammelband präsentiert detaillierte Be-
schreibungen der Ursachen und des Verlaufs
der sozialpolitischen Proteste und Aufstän-
de. Zu den interessantesten Artikeln des
Bandes gehören die Darstellungen der Bür-
gerkriege in Libyen und in Syrien sowie die
Politik Irans in der arabischen Welt.
Zu Recht weisen die Autoren darauf hin,
dass die Anfänge des „Arabischen Früh-
lings“  konkret benannt werden können. Da-
gegen sei der Ausgang ungewiss, insbeson-
dere hinsichtlich der politischen Konsequen-
zen. In Ägypten sei auf die „anfängliche Eu-
phorie angesichts der restauratorischen
Kräfte des Militärs bald Ernüchterung“ ge-
folgt.Auch in anderen Staaten habe die Ara-
bellion zu einem Erstarken des politischen
Islams und der Islamisten geführt. Dabei re-
gistrieren die Autoren sehr wohl die  Unter-
schiede zwischen den einzelnen islamisti-
schen Kräften: Jene, die einen Regierungs-
auftrag erhalten haben, handelten in der Re-
gel „real-politischer“ und pragmatischer als
vorher angekündigt.
Obwohl der „Arabische Frühling“ ein rein
regionales Phänomen sei, fänden sich darin
klassische Elemente des sozialen Protestes,
gegen Arbeitslosigkeit, Verarmung großer
Teile der Bevölkerung, fehlende Menschen-
rechte und grassierende Korruption. „Mög-
licherweise“ sei die arabische Mittelschicht
nicht so sehr an einem radikalen System-
wandel interessiert, mutmaßen die Autoren
und erinnern an deren Zurückhaltung in
Ägypten und in Syrien. Schließlich hätten die
Bürgerkriege funktionierende staatliche
Strukturen zerstört.
Das Fazit der Orientalisten über die „Arabel-
lions“ fällt insgesamt ernüchternd aus: Die
Region sei noch sehr weit von einer demo-
kratischen Transition entfernt. Für einen
echten  Systemwechsel sei mehr nötig als
der Sturz eines Diktators, betonen die He-
rausgeberinnen Annette Jünemann und An-
ja Zorob. manu ❚

Holger Afflerbach:
Die Kunst der
Niederlage.
Eine Geschichte der
Kapitulation.

Verlag C.H. Beck,
München 2013;
320 S., 14,95 €

„Vae vicitis! Wehe den Besiegten!“ Dieses
Motto galt meist für die Kriegsführung in
der Antike, vor allem wenn Roms Legionen
gegen andere Völker und Staatswesen in die
Schlacht zogen. Gemeint ist, dass die Be-
siegten meist wenig Gnade von den Siegern
erhoffen durften. Die totale Zerstörung Kar-
thagos durch die Römer und der Verkauf sei-
ner Bevölkerung in die Sklaverei am Ende
der Punischen Kriege zeugen davon.
In den vergangenen 2.500 Jahren haben
sich die Spielregeln des Krieges, seiner Be-
endigung und der Umgang mit Besiegten je-
doch drastisch verändert. Der deutsche His-
toriker Holger Afflerbach hat jetzt eine her-
vorragende Geschichte der Kriegsführung
und der Kapitulation vorgelegt. Unter dem
Titel „Die Kunst der Niederlage“ zeichnet er
nach, wie sich gesellschaftliche und politi-
sche Veränderungen und Entwicklungen in
der Waffentechnik auf die Frage ausgewirkt
haben, wie Kriege beendet werden. Affler-
bach schlägt dabei einen Bogen von der
Steinzeit bis in die Tage des asymetrischen
Krieges gegen Partisanen und Terroristen.
Besonders lobenswert ist es, dass der Histo-
riker herausgearbeitet hat, wie sich die mo-
derne Waffentechnologie auch auf die Sol-
daten im Krieg auswirkt. So zeigt er auf, dass
der Einsatz von Fernwaffen und in jüngster
Zeit von Kampfdrohnen das über Jahrhun-
derte tradierte „ritterliche Ideal“ des Solda-
tenberufs aushebelte. Stets wurde Soldaten
ein gewisses Maß an Todesverachtung und
Mut zugesprochen. Die Steuerung einer
Drohne hingegen erfordere lediglich eine
technische Ausbildung. Afflerbach zitiert in
diesem Zusammenhang den israelischen
Militärhistoriker Martin van Creveld. Der
hatte zugespitzt formuliert: „Den Tod hinzu-
zufügen, ohne ihn selbst fürchten zu müs-
sen, das ist nicht das Charakteristikum des
Soldaten, sondern das des Henkers.“
Und Afflerbach zeigt am Beispiel von Feld-
postbriefen britischer Soldaten aus dem ers-
ten Irak-Krieg, dass unter Soldaten im
Kriegseinsatz die in modernen Zeiten eher
vorhandene Bereitschaft zur Beendigung ei-
nes Konfliktes und zur Schonung des unter-
legenen Gegners deutlich abnimmt. aw ❚
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Kulturpolitiker in ganz Europa sind besorgt
wegen des geplanten Freihandelsabkom-
men TITIP (Transatlantic Trade and Invest-
ment Partnership) zwischen der Europäi-
schen Union und den USA. Denn im Zuge
einer möglichen Deregulierung der Berei-
che Kultur und Medien könnten gezielte
staatliche Förderungen etwa der Filmindus-
trie oder des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks in Zukunft unmöglich werden.Da-
durch, so lautet die Sorge, könnte die Kul-
tur zu einem reinen Wirtschaftsgut werden,
dass sich nicht mehr über Qualität und An-
spruch definiert, sondern ausschließlich
durch Einschalt- und Besucherquoten. Be-
sonders stark betroffen wäre die viele klei-
ne und mittlere europäische Filmprodukti-
onsfirmen, die der geballten Wirtschafts-
kraft der amerikanischen Filmindustrie in
Hollywood kaum etwas entgegen zu setzen
hätte. In Deutschland steht beispielsweise
das System der staatlichen Filmförderung
durch Bund und Länder auf dem Spiel. 

Parlament kontra Kommission Das Euro-
päische Parlament forderte die EU-Kom-
mission Ende Mai zwar auf, die Bereiche
Kultur und Medien von vornherein aus den
Verhandlungen mit den USA auszuklam-
mern. Doch die Entscheidung des Parla-
ments ist für die Kommission nicht bin-
dend. Der EU-Handelsministerrat wird vo-
raussichtlich in der kommenden Woche in

Dublin über das Verhandlungsmandat der
EU entscheiden.
Gegen die Einbeziehung des Kultur- und
Mediensektors in die Verhandlungen hatte
sich auch Kultustaatsminister Bernd Neu-
mann (CDU) wiederholt ausgesprochen.
Innerhalb des Bundeskabinetts steht er da-
mit aber allein. Die Bundesregierung möch-
te zwar auch nicht, dass die Bereiche Kultur
und Medien TITIP zum Opfer fallen. Zu-
gleich will sie die Verhandlungen aber nicht
durch Ausnahmewünsche von vornherein
belasten. Sie hofft ebenso wie die fran-
zöische Regierung, im Abkommen entspre-
chende Ausnahmen festschreiben zu kön-
nen. Die deutsche Opposition hält dies je-
doch für zu gefährlich. 
In der vergangenen Woche forderten im
Kulturausschuss die Abgeordneten der SPD,
der Linken und von Bündnis 90/Die Grü-
nen Neumann auf, sich weiterhin für eine
Streichung der Bereiche Kultur und Medien
von der Tagesordnung einzusetzen. Die Ko-
alitionsfraktionen CDU/CSU und FDP hin-
gegen plädierten dafür, Ausnahmeregelun-
gen im Abkommen auszuhandeln. aw ❚

Die Angst vor Hollywood
KULTUR Sorgen wegen Freihandelsabkommen mit den USA 

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Digitalisierung verwaister
Werke soll einfacher werden 

Die Bundesregierung will das Urheber-
rechtsgesetz ändern, um die Veröffentli-
chung von Werken zu ermöglichen, deren
Rechteinhaber unbekannt sind. Zudem soll
Autoren, die für Periodika mit überwiegend
öffentlicher Förderung wissenschaftliche
Texte schreiben, zwölf Monate nach einer
Veröffentlichung ein Zweitverwertungs-
recht für nichtkommerzielle Zwecke zuge-
standen werden.
Den entsprechenden Gesetzentwurf
(17/13423) überwies der Bundestag am ver-
gangenen Freitag zur weiteren Beratung in
die Ausschüsse. Nach dem Willen der Regie-
rung soll es vor allem Bibliotheken,Archiven
und öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal-
ten gestattet werden, sogenannte „ver-
waiste Werke“ zu digitalisieren und im In-
ternet zu veröffentlichen, „damit sie nicht
dem kulturellen Erbe verloren gehen“. Als
„verwaist“ gelten Print-, Musik- und Film-
werke, deren Rechteinhaber nicht ermittelt
werden können. kos ❚

Grüne fordern Kriterien für
Kulturförderung 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will die
Kriterien der Kulturförderung durch den
Bund auf den Prüfstand stellen. In ihrem An-
trag (17/12196), den der Bundestag am ver-
gangenen Freitag in die Ausschüsse über-
wies, kritisieren die Grünen, dass kein Krite-
rienkatalog vorliege, „der transparent offen
legt, inwiefern kulturelle Institutionen und
Projekte von ,gesamtstaatlicher Bedeutung’
sind und sich somit für die Bundesförderung
qualifizieren“.
Die Grünen fordern die Bundesregierung
deshalb auf, entsprechende Förderkriterien
zu entwickeln und zu veröffentlichen. Diese
müssten beispielsweise sicherstellen, dass
alle künsterischen Sparten zumindest annä-
hernd gleichberechtigt in den Genuss der
staatlichen Förderung kommen. Primäres
Ziel der Kulturförderung müsse es sein, auch
Menschen mit Behinderung, geringem Ein-
kommen oder einem Migrationshintergrund
den Zugang zu Kunst und Kultur zu ermög-
lichen. Die Grünen sprechen sich zudem für
die Einsetzung einer Fachjury aus, die den
Staatsminister für Kultur und Medien bei der
Förderung von Kultureinrichtungen und Pro-
jekten beraten soll. aw ❚

Linke scheitert mit Initiativen
zum Urheberrecht  
Kindertagesbetreuungseinrichtungen müs-
sen prinzipiell auch weiterhin Lizenverträ-
ge für das Fotokopieren von Liedtexten und
Noten abschließen. Ein Gesetzentwurf der
Linksfraktion zur Einbeziehung von Kitas in
die sogenannte Schrankenregelungen im
Urheberrecht (17/13768), um Kitas von der
Pflicht auszunhemen, wurde am vergange-
nen Freitag mit den Stimmen von
CDU/CSU, SPD und FDP bei Enthaltung von
Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt.
Ebenfalls abgelehnt mit dem gleichen
Stimmergebnis wurde ein Antrag der Links-
fraktion (17/11043) zum System der Ver-
wertungsgesellschaften. Die Fraktion hatte
unter anderem gefordert, diese Einrichtun-
gen gesetzlich zu einer „grundlegend de-
mokratischen Binnenstruktur“ zu ver-
pflichten und die  Aufsicht über die Gesell-
schaften durch eine Bundesbehörde neu zu
regeln. aw ❚
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Das „Deutsche Institut“ residiert im unteren
Drittel des „Taipei 101“, jenes Wolkenkrat-
zers, der nach der Anzahl seiner Stockwerke
benannt ist. Aber auch aus dem 31. Stockwerk
des bis noch vor wenigen Jahren höchsten
Gebäudes der Welt ist der Blick über Taiwans
Hauptstadt atemberaubend. „Jedenfalls,
wenn das Wetter schön ist“, sagt Michael Zi-
ckerick. Er ist Diplomat und Chef des Insti-
tuts. Weil beide Länder keine diplomatischen
Beziehungen unterhalten, gibt es das Institut
und keine Botschaft. Auf Zickericks Visiten-
karte steht unter seinem Namen nicht „Bot-
schafter“, sondern „Generaldirektor“. Das,
sagt er schmunzelnd, „war ich vorher nie“.
Zu den Aufgaben des Instituts gehört die Pfle-
ge der deutsch-taiwanischen Beziehungen vor
allem auch im wirtschaftlichen Bereich. Die
taiwanische Ökonomie hat sich in den letz-
ten Jahrzehnten enorm entwickelt. Die seit
den 1980er Jahren bestehenden Wirtschafts-

kontakte zu Deutschland haben dabei eine
große Rolle gespielt. 2012 betrug das bilatera-
le Handelsvolumen 13 Milliarden Euro. Da-
mit war Taiwan der fünftgrößte deutsche
Wirtschaftspartner in Asien.

Reger Handel „Taiwan hat einen rasanten
Aufstieg im Hightech-Bereich genommen“,
sagt Roland Weil, Leiter des Deutschen Wirt-
schaftsbüros AHK. Inzwischen haben sich
200 taiwanische Unternehmen in Deutsch-
land niedergelassen. Umgekehrt engagieren
sich 250 deutsche Firmen auf der Pazifik-In-
sel. Eine davon ist Mercedes-Benz. „2005 ha-
ben wir hier gut 4.000 Pkw verkauft, 2012 wa-
ren es schon 10.000“, berichtet Eckart Mayer,
Präsident von Mercedes-Benz Taiwan. Auf der
Insel, die etwa so groß wie Baden-Württem-
berg ist, aber mit 23 Millionen Einwohnern
so vielen Menschen wie Australien eine Hei-
mat bietet, hat Mercedes 32 Händlerbetriebe.

Die Automarke genießt einen guten Ruf in
Taiwan. Umgekehrt werden taiwanische Pro-
dukte kaum als Label wahrgenommen. Wer
weiß in Europa schon, dass der Fahrrad-Pro-
duzent Giant oder der Computer-Hersteller
Acer ihre Stammsitze in Taiwan haben?
I-Min Tong ist Leiter der Abteilung für Inter-
nationale Zusammenarbeit im Wirtschafts-
ministerium. Als größte Herausforderung sei-
nes Landes nennt er die Energiepolitik: „Wir
müssen jeden Tropfen Benzin, alles Gas im-
portieren.“ Die Stromerzeugung basiert über-
wiegend auf Kernenergie. Das ist schon des-
halb ein Problem, weil die Reaktoren auf dem
technischen Niveau des Katastrophenreak-
tors im japanischen Fukushima sind und Tai-
wan als ähnlich anfällig für Erdbeben oder
Tsunamis gilt. Während Taiwans Beziehun-
gen zu Japan traditionell freundschaftlich
sind, ist das Verhältnis zum chinesischen Fest-
land bei aller Entspannung der jüngeren Ver-

gangenheit nach wie vor ein bestimmendes
Thema. Die Regierungspolitik der Kuomin-
tang (KMT) setzt darauf, die politische Ab-
hängigkeit von China aufzuweichen, aber zu-
nächst den Status quo beizubehalten. Die
KMT nimmt damit in Kauf, dass Taiwan di-
plomatisch isoliert bleibt. Die oppositionelle
Demokratische Fortschrittspartei (DPP) will
hingegen das Streben nach Unabhängigkeit
forcieren, in der Hoffnung, dass die Abkehr
der Volksrepublik vom Kommunismus die-
sem Prozess Vorschub leistet. 

Wunsch und Erwartung Die Bevölkerung ist
in dieser Frage gespalten. Nach aktuellen Um-
fragen plädieren zwar 70 Prozent der Taiwa-
ner für eine Unabhängigkeit ihres Landes. Al-
lerdings nur, wenn damit keine zusätzliche
militärische Bedrohung durch China verbun-
den ist. Wäre das der Fall, ist nur noch ein
Drittel der Taiwaner für eine Abspaltung.

Ganze zehn Prozent sprechen sich übrigens
für eine Einheit mit China aus. Anders verhält
es sich, wenn nicht nach Wünschen, sondern
nach Erwartungen gefragt wird: Jeder Zweite
geht davon aus, dass Taiwan eines Tages mit
China vereinigt sein wird; nur ein Drittel er-
wartet die Unabhängigkeit.
Die DPP-Politikerin Bin-Khim Hsiao formu-
liert die Haltung ihrer Partei so: „Wir sind
nicht gegen gute Kontakte zu China.“ Aber:
„Dabei darf nicht vergessen werden, dass Tai-
wan ein unabhängiges Land ist." Politische
Unterstützung, gerade auch aus Europa, sei
wichtig. Die Rechtsanwältin Hsiao nennt zu-
vorderst den Zugang zu internationalen Or-
ganisationen. Und sie wirbt für Geduld: „Mei-
nungsfreiheit, freie Presse, Wahlrecht,  unab-
hängige Justiz: Das alles ist noch jung.“ Ge-
wiss, es gebe immer wieder Fälle von
Korruption im Regierungsapparat. Aber: Die-
se würden dann aufgedeckt und geahndet.

Auch sei mitunter chinesischer Einfluss auf
die Medien des Landes ruchbar. Allerdings
werde ein zu chinafreundlicher Journalismus
durchaus als Problem wahrgenommen.
„Taiwan braucht Zeit.“ So lautet auch das Fa-
zit von Chong-Pin Lin. Der frühere KMT-Po-
litiker war Vize-Verteidigungsminister. Er
empfängt in seiner Wohnung in der obersten
Etage eines Hochhauses. Lin ist das, was am
treffendsten mit „elder statesman“ beschrie-
ben ist. Bedächtig am grünen Tee nippend,
beantwortet er Fragen mit Sätzen wie diesen:
„China will Asien bestimmen, ohne Krieg,
aber mit Wirtschaftskraft und Kultur.“ Dage-
gen werde schwer etwas auszurichten sein.
Aber Chinas Nachbarn könnten sich auf die-
ses Machtstreben einstellen. Nicht als Gegner,
sondern als Partner. Lin sagt: „Wir können ih-
nen helfen, ein besseres Leben zu führen.“
Wann das ein könnte? Lin lächelt und wieder-
holt: „Taiwan braucht Zeit.“ jbi ❚
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Herr Präsident, wie bewerten Sie die Be-
ziehungen zu Deutschland auf parlamenta-
rischer Ebene?
Taiwan und Deutschland sind Demokratien.
In Taiwan wurde 2005 in einer Verfassungs-
änderung das deutsche System beschlossen,
nach dem jeder Wahlberechtigte bei der Par-
lamentswahl zwei Stimmen hat, eine für den
Direktkandidaten und eine für die Partei. Ein
Unterschied besteht in der Sitzverteilung: In
Taiwan wird sie nach dem Grabenwahlsys-
tem, in Deutschland nach dem Verhältnis-
wahlsystem durchgeführt. Seit der Einfüh-
rung dieses neuen Wahlsystems im Jahr 2008
sind lediglich fünf Jahre vergangen. 
Sowohl in Taiwan als auch in Deutschland
gibt es parlamentarische Freundeskreise, die
sich regelmäßig besuchen. Taiwan hofft,
durch den guten und intensiven Austausch
dieser Abgeordneten von den deutschen Er-
fahrungen mit demokratischen Wahlen zu
profitieren und das eigene Wahlsystem
schrittweise immer weiter zu verbessern. Ein
weiterer Punkt ist der Wunsch Taiwans auf die
Mitgliedschaft in der internationalen Ge-
meinschaft. Obwohl ihm das bisher verwehrt
wird, möchte Taiwan gern mehr zur Weltge-
sellschaft beitragen und hofft, dass die
freundschaftlichen Beziehungen beider Par-
lamente eine Plattform für weiteren Aus-
tausch werden kann. Seit langem arbeitet es
zum Beispiel an einem Wirtschaftsabkom-
men mit der EU, bei dessen Abschluss die Un-
terstützung der Bundesregierung vielleicht
hilfreich sein könnte. Auch Mitgliedschaften
in der Internationalen Zivilluftfahrtsorganisa-
tion (ICAO) und dem Rahmenübereinkom-
men der Vereinten Nationen über Klimaän-
derungen (UNFCCC) werden angestrebt.

Taiwan gilt als liberales, als freies Land
und ist doch mit China auf eine Art verbun-
den, die nicht unproblematisch ist. Welche
Auswirkungen hat die Ein-China-Politik
und wie wird sie sich entwickeln?
Unter der Regierung von Präsident Ma hat
Taiwan in den vergangenen fünf Jahren im
Rahmen der Verfassung am Status quo und
der Politik der drei Nein festgehalten: Nein
zur Unabhängigkeit, Nein zur Wiedervereini-
gung und Nein zur militärischen Gewalt. Als
oberstes Prinzip gilt das Wohl der taiwani-
schen Bevölkerung. Unter diesen Vorausset-
zungen führte die Regierung regelmäßige, sys-
tematische Verhandlungen mit Festland-Chi-

na, die zu einer nie da gewesenen friedlichen
Atmosphäre in der Taiwanstraße beigetragen
haben. Das Ziel der taiwanischen und der chi-
nesischen Regierung ist das Wohl der Men-
schen auf beiden Seiten der Taiwanstraße.
Das Ergebnis der Verhandlungen sind bisher
18 Abkommen und zwei Vereinbarungen.
Natürlich müssen diese Abkommen vom Par-
lament kontrolliert und gebilligt werden. Das
Parlament sieht es als seine Aufgabe, die Ar-
beit der Regierung zum Vorteil der Bevölke-
rung zu kontrollieren. Nachdem Taiwan und
China das Rahmenabkommen für eine enge-
re wirtschaftliche Zusammenarbeit unter-
zeichnet hatten, wurden einige Handelshin-
dernisse beseitigt. Das ist auch für andere Län-
der von Vorteil: Sie können Taiwan für Inves-
titionen nutzen und als Brückenkopf für
Kooperationsgeschäfte mit China.

Die Rolle des Parlaments in Taiwan ist
im Vergleich zu westlichen Demokratien re-
lativ schwach. Wünschen Sie sich gelegent-

lich mehr Kraft, um die Regierung besser
kontrollieren zu können?
Taiwan hat im Juli 1987 das Kriegsrecht auf-
gehoben und im September wurde die erste
Oppositionspartei, die Demokratische Fort-
schrittspartei DPP, gegründet. Als 1992 das
Parlament komplett neu gewählt wurde, wa-
ren auch zahlreiche Abgeordnete der Oppo-
sition dabei. Im Jahr 2000 kam die bisherige
Opposition an die Regierung, acht Jahre spä-
ter kehrte die Kuomintang dorthin zurück.
Das waren zwei friedliche, demokratische
Machtwechsel, die laut dem amerikanischen
Politologen Samuel Huntington die Bedin-
gung sind, um aus einer jungen eine feste De-
mokratie zu machen. Darauf sind wir Taiwa-
ner sehr stolz. Nicht alle jungen Demokratien
gehen einen solch unblutigen Weg. Taiwan ist
glücklich über seine demokratischen Errun-
genschaften. Als Land ohne Naturressourcen
ist die Regierung gefordert, die Entwicklung
in vielen Bereichen voran zu treiben. Daher
ist sie dank ihrer Tatkraft in der Öffentlichkeit
sehr präsent.
Die Arbeit des Parlaments ist dagegen weni-
ger auffallend: Laut Verfassung muss es die Ar-
beit der Regierung kontrollieren. Das tut es
gewissenhaft. Auf der anderen Seite kommt
auch die Evaluation nicht zu kurz: Das Parla-
ment überprüft laufend die eigene Arbeit und
sucht sie bei Fehlern und Versäumnissen zu
verbessern. Da es verhältnismäßig jung ist,
nutzt es auch gern die Erfahrung von Parla-
mentariern aus anderen Ländern, beispiels-
weise Deutschland.

Welche Haltung hat Ihr Parlament im
Streit um die Diaoyutai-Inseln?
Dass die Diaoyutai-Inseln zum Territorium
Taiwans gehören, ist unter allen Abgeordne-
ten Konsens, unabhängig davon, ob sie zur
Regierung oder zur Opposition gehören. Da
auch Japan und China Hoheitsansprüche an-
gemeldet haben, hat Präsident Ma im letzten
Jahr eine Friedensinitiative für das ostchinesi-
sche Meer ins Leben gerufen. Sie basiert auf
den Prinzipien „Sicherstellung der Souveräni-
tät, Beendigung der Streitigkeiten, Streben
nach Frieden und Reziprozität sowie Förde-
rung der gemeinsamen Erschließung und
Entwicklung“. Diese Politik hat auch schon
erste Früchte getragen: Taiwan bemüht sich
seit 1996 um ein Fischereiabkommen mit Ja-
pan, das jetzt im April 2013 unterzeichnet
worden ist. Darin werden Taiwan die Fische-
reirechte im Gebiet von Diaoyutai garantiert,
sodass die japanische Küstenwache in Zu-
kunft keine taiwanischen Fischer mehr von
dort vertreiben wird. Natürlich bleibt Taiwans
Hoheitsanspruch dadurch unangetastet.

Seit der jüngsten Verfassungsreform im
Jahr 2005 wurden die Parlamentssitze von
225 auf 113 halbiert. Was hat das an der Ar-
beit der Parlamentarier geändert?
Die Reduzierung der Parlamentssitze war ein
Wunsch im Wahlprogramm der verschiede-
nen Parteien, den die Regierung 2005 umge-
setzt hat. Dadurch zieht jetzt pro Wahlkreis
nur noch ein direkt gewählter Abgeordneter
ins Parlament ein. Dieser eine Abgeordnete
muss seine Arbeit im Parlament gut machen
und außerdem seinen Wahlkreis intensiv
pflegen, damit er weiterhin die Unterstützung
seiner Anhänger behält. Gleichzeitig muss er
die Partei überzeugen, damit sie ihn zur Wie-
derwahl aufgestellt. Ansonsten hat er sich auf
potenzielle Herausforderer einzustellen. Um
effizienter zu sein, lassen sich die Abgeordne-
ten bei der Arbeit von kompetenten Mitarbei-
tern unterstützen und können so bei den De-
batten sehr überzeugend auftreten. Für Lob-
byisten ist es daher auch nicht mehr so leicht,
sich unbefangenen Zugang zu einem Abge-
ordneten zu verschaffen. 

Welche Rolle spielt Taiwan in zehn Jah-
ren – in Asien, in der Welt?
Die wirtschaftliche Entwicklung Asiens stellt
sich zurzeit außerordentlich günstig dar.
1980 betrug der Anteil Asiens nicht einmal
ein Fünftel der Weltwirtschaftsleistung, heute
sind es bereits ein Drittel. Im Vergleich zu den
USA und der EU sind sowohl die Arbeitslo-
senquote als auch die Inflationsrate relativ
niedrig. In der Zukunft wird sich der Schwer-
punkt der Weltwirtschaft womöglich nach
Asien verlagern. Wenn sich die gegenwärtige
Entwicklung bis 2015 fortsetzt, wird die Wirt-
schaftsleistung von Asien genauso groß sein
wie die der USA und Europas zusammen. Tai-

wan ist eine freie Marktwirtschaft, und seine
ökonomische Entwicklung ist eng mit der
Weltwirtschaft verflochten. Was den Export
und den Import angeht, so stand Taiwan 2012
an 17. und 18. Stelle weltweit. Was den Be-
reich der Politik betrifft, gibt es in Asien viel
Potenzial für Spannungen, auch außerhalb
der koreanischen Halbinsel. Das stetig wach-
sende Militärbudget Chinas und die rasante
Modernisierung seiner Streitkräfte verunsi-
chern seine Nachbarstaaten, die sich von Chi-
na unter Druck gesetzt fühlen. Taiwan befin-
det sich auf dem Knotenpunkt zwischen
Nord- und Südostasien. Die Bedeutung sei-
ner geopolitischen Lage muss nicht weiter be-
tont werden, doch Taiwan verfügt auch über
viel Erfahrung, was die mögliche militärische
Bedrohung durch China angeht. Politisch
und wirtschaftlich ist Taiwan ein sehr stabiles
Land und kann gut als Beispiel dienen für
Entwicklungsländer in Asien, die sich auf den
Weg in die Demokratie gemacht haben. 

Wie stark ist der Parlamentarismus in
der Bevölkerung als Autorität akzeptiert?
In jedem Land ist der Grad der Zufriedenheit
mit den Abgeordneten eher niedrig, auch Tai-
wan ist da keine Ausnahme. Im taiwanischen
Parlament sind vor allem zwei große Volks-
parteien vertreten: die Kuomintang und die
DPP. Selbstverständlich verfolgt jede Partei
ihre eigene Politik. Wenn das Parlament mehr
in eine Richtung entscheidet, sind die Anhän-
ger der anderen unter Umständen verstimmt.
In dieser schwierigen gesellschaftlichen Situa-
tion ist der Zufriedenheitsgrad mit dem Par-
lament natürlich nicht hoch. Hinzu kommen
die Medien. In Taiwan gibt es eine Vielzahl
von Nachrichtensendungen. Der Anteil der
Parlamentsberichterstattung ist dabei sehr
hoch, entsprechend auch die Kritik an der Ar-
beit der Volksvertreter. Das alles ist aber nor-
mal in einer Demokratie. ❚

Das Interview führte Jörg Biallas.
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ZUR PERSON
Der taiwanische Parlamentspräsident
Jin-Pyng Wang ist einer der führenden
Politiker der regierenden Nationalen
Volkspartei Kuomintang (KMT). Wang
ist studierter Mathematiker. Der 72-
jährige Politiker wurde bereits 1999
erstmals zum Parlamentspräsidenten
gewählt.

ZUR SACHE 
Mit dem Ende des chinesischen Bür-
gerkriegs 1950 und der ein Jahr zuvor
stattgefundenen Gründung der Volks-
republik China beschränkte sich das
verbleibende Staatsgebiet der Repu-
blik China fast auf die Provinz Taiwan.
Bis zu einer Verfassungsänderung
1992 beherrschte die Kuomintang Tai-
wan wie eine Einheitspartei. Direkte
Präsidentschaftswahlen wurden erst-
mals 1996 abgehalten.
Taiwan verlor 1971 seine Mitglied-
schaft in den Vereinten Nationen, die
fortan die Volksrepublik China inne
hatte. Daraus folgte, dass die meisten
UN-Mitgliedsstaaten diplomatische
Beziehungen mit der Volksrepublik
aufnahmen und die Beziehungen zu
Taiwan abbrachen.
Während die Volksrepublik China Tai-
wan als Teil ihres Territoriums be-
trachtet, wird umgekehrt argumen-
tiert, Festland-China habe sich 1949
von Taiwan abgespalten. Demzufolge
sei Taiwan staatsrechtlich eine eigen-
ständige Nation. Tatsächlich ist der
Status Taiwans bis heute ungeklärt.
Trotz der Entspannung der letzten
Jahre belauern sich Taiwan und das
Festland hochgerüstet entlang der Tai-
wanstraße.

Die Politik
der drei Nein
TAIWAN Jin-Pyng Wang, der Präsident des Parlamentes der

Republik China, über die Rolle seines Landes in
Asien und das schwierige Verhältnis zur Volksrepublik China

Unabhängig und doch nicht frei – ein Land sucht seinen Weg
BEGEGNUNGEN Trotz enormer wirtschaftlicher Wachstumsraten überschattet das Verhältnis zum chinesischen Festland die Zukunft der jungen Demokratie in Taiwan

Der taiwanische Parlamentspräsident Jin-
Pyng Wang 
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V
or der Hacke ist es duster“.
Dieser alte Bergmanns-
spruch besagt, dass, wo mit
Hacke und Schaufel Erz und
Gestein weggeräumt wird,
immer Gefahr lauert. Statt

Erz und Gestein haben die Mitglieder des
ersten Untersuchungsausschusses zum The-
ma Gorleben  jede Menge Akten abgeräumt.
Ob sie dabei aber ergebnislos gebohrt oder
doch Licht ins Dunkel über die letzten 30
Jahre des umstrittenen Atommülllagers
bringen konnten, bleibt auch nach Ende der
Arbeit des Untersuchungsausschusses am
vergangenen Donnerstag eine Glaubensfra-
ge. Denn sowohl die im Ausschuss zusam-
mengetragenen Fakten als auch die Ergeb-
nisse werden von Regierung und Oppositi-
on vollkommen unterschiedlich bewertet.
Zeugnis darüber legt der Ausschussbericht
(17/13700) ab, der auf 1.728 Seiten die Ar-
beit des Ausschusses dokumentiert. Die Re-
gierung kommt danach, in der Sprache der
Bergleute, zu dem Schluss, „dass die Ergeb-
nisse von 30 Jahren Gorleben-Erkundung
nie Anlass gegeben haben, an der Eignungs-
höffigkeit des Salzstocks Gorleben für ein
Endlager für alle Arten von radioaktiven Ab-
fällen zu zweifeln“. Der Berichterstatter der
CDU/CSU, Michael Paul, übersetzt die
Bergmannssprache so, „dass es keine Grün-
de gibt, die daran zweifeln lassen, dass Gor-
leben geeignet sein könnte“. 

Ohne gemeinsames Ergebnis Keine Zwei-
fel hat auch die Opposition – und zwar da-
ran, dass durch den Untersuchungsaus-
schuss nunmehr eindeutig belegt werden
kann, „dass politische Beeinflussung, Täu-
schung und Verschleierung bei Gorleben
über Jahrzehnte hinweg eine Konstante wa-
ren“, schreiben sie im Abschlussbericht. 
Auch wenn es kein gemeinsames Ergebnis
gab, zeigten sich alle Mitglieder des Aus-
schusses in der vergangenen Woche sicht-
lich erleichtert, den Ausschuss abschließen
zu können. „Das ist eine Last, die dieser Aus-
schuss bewältigt hat, die uns manchmal auf
dem Herzen und den Seelen lag“, sagte die
Vorsitzende des Ausschusses, Maria Flachs-
barth (CDU), als sie die zwei dicken Bände
an Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) übergab. Trotz der unterschiedli-
chen Voten bezeichnete der den Bericht als
„vorzeigbares Ergebnis“ eines ebenso „kom-
plexen wie brisanten Themas“ und als Be-
weis für die „Leistungsfähigkeit des Parla-
ments“. Auch wenn sich der Bericht vor al-
lem mit der Vergangenheit des umstrittenen
Atommülllagers beschäftigt, sagte Lammert
in die Zukunft gerichtet, dass der gemeinsa-
me Anlauf der Fraktionen für ein Endlager-
suchgesetz „sicherlich nicht völlig unabhän-
gig von den Ergebnissen dieses Untersu-
chungsausschusses gesehen werden kann“.
Die Linke hatte als Geschenk für den Bun-
destagspräsidenten den „Stein des Ansto-
ßes“ mitgebracht: ein Salzkristall aus Gorle-
ben. 
Drei Jahre lang hatten sich die 15 Abgeord-
neten des Ausschusses – zum Teil äußerst
kontrovers – vor allem um zwei Fragen ge-
stritten: Warum hatte die Regierung unter
dem damaligen Bundeskanzler Helmut
Kohl (CDU) im Jahr 1983 entschieden, nur
den Salzstock Gorleben auf eine Eignung
für die Endlagerung von Atommüll zu un-
tersuchen? Und: Ist es dabei zu politischen
Einschränkungen oder Manipulationen ge-
kommen? Um diesen Fragen auf den Grund
zu gehen, hatten die Abgeordneten eine
wahre Herkulesaufgabe vollbracht: In mehr
als 90 Sitzungen wurden mehr als 50 Zeu-
gen und Sachverständige befragt, darunter
auch Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU). Außerdem wurden 5.600 Akten ge-
sichtet und daraus 2.800 Ordner mit Ver-
merken, Briefen und Sachständen zusam-
mengestellt, die von den Mitgliedern des
Ausschusses durchgearbeitet wurden. 

Kein Nachrichtenwert Für Reinard Grin-
del (CDU) eine vergebliche Mühe, denn, so
sein Fazit bei der Debatte über den Bericht
am vergangenen Donnerstag: „Bei diesem
Untersuchungsausschuss ist nichts Neues
herausgekommen, weil es die Skandale und
Unzulänglichkeiten, von denen Sie spre-
chen, gar nicht gegeben hat.“ Denn ansons-
ten, sagte Grindel, selbst früher Journalist,
„hätten sich die Zeitungen bei der Bericht-
erstattung über unseren Ausschuss doch
überschlagen müssen“. Er warf der Opposi-
tion vor, sie habe mit der Einsetzung des

Untersuchungsausschusses „aus rein partei-
taktischen Gesichtspunkten das Thema am
Kochen“ halten wollen und fügte hinzu:
„Sie haben das Untersuchungsausschuss-
recht missbraucht, nichts anderes.“ Für die
SPD konterte Kirsten Lühmann, dass Grin-
del in einem Punkt Recht habe: „Dieser Un-
tersuchungsausschuss hat keine neuen Er-
kenntnisse gebracht.“ Die Erkenntnisse sei-
en alle schon vorhanden gewesen. „Nur
wurden sie von ihnen immer wieder bestrit-
ten“, sagte sie. Es sei daher gut, dass durch
den Ausschuss alle Dokumente öffentlich
und für die Öffentlichkeit einsehbar seien. 

Beschränkter Aufklärungswille Ute Vogt,
Berichterstatterin der SPD, erhob den Vor-
wurf, ein „Teil des Ausschusses hätte bis
zum Schluss nur sehr beschränkten Aufklä-
rungswillen erwiesen“. Vogt bekräftigte, dass
die Standortauswahl für Gorleben 1977
„aufgrund politischer Vorgaben“ erfolgt sei.
1983 habe es zudem eine Einflussnahme
auf den Bericht von Wissenschaftlern gege-
ben, die erklärt hatten, „es reicht nicht aus,
nur einen Standort zu untersuchen“. Nach
1997 sei Gorleben nicht „mehr entlang der
Erfordernisse der Wissenschaft erkundet
worden, sondern nur noch entlang der vor-

handenen Salzrechte“, betonte sie. Angelika
Brunkhorst (FDP) warf ihr daraufhin vor:
„Die Opposition hält unbeirrbar an ihren
Verschwörungstheorien fest, ohne die Er-
kenntnisse aus dem Ausschuss überhaupt
wahrzunehmen. Die Argumentation der
Opposition sei nicht schlüssig und „die ru-
dimentären Versuche der Beweisführung
völlig misslungen“. Gleichzeitig betonte sie,
es sei nicht Aufgabe des Ausschusses gewe-
sen, zu prüfen, ob der Salzstock Gorleben
geeignet sei, sondern, ob die damalige Re-
gierung unter Helmut Kohl 1983 Druck auf
die Physikalisch-Technische Bundesanstalt
(PTB) ausgeübt habe. „Dieser Vorwurf
konnte klar wiederlegt werden. Es gab keine
politische Manipulation“, sagte die FDP-Po-
litikerin. 
Anderer Meinung war Dorothée Menzner
(Die Linke). Sie warf der Regierung vor, sie
habe das Regierungshandeln der Vergangen-
heit „reinwaschen“ wollen. Der Standort
Gorleben hätte gegen alle Bedenken „durch-
geboxt“ werden sollen. Aus den Unterlagen
der Opposition könne man ablesen, dass
über Jahrzehnte ein echtes Konzept für die
Lagerung dieser gefährlichen Stoffe, „die die
Menschheit je hervorgebracht hat“, gefehlt
habe. Im Gegensatz zum Gesetzentwurf für

die Suche nach einem radioaktiven Endla-
ger, der vorsieht, Gorleben in die Standort-
suche mit einzubeziehen, forderte Menzner
daher: „Gorleben muss raus aus dem Ver-
fahren.“ Der Standort sei geologisch unge-
eignet. 

Wichtiges Puzzleteil Sylvia Kotting-Uhl
(Bündnis 90/Die Grünen) verteidigte die
Entscheidung, Gorleben in die Suche einzu-
beziehen und erklärte: „Wir brauchen den
Vergleich, weil wir das im Vergleich Sichers-
te suchen müssen.“ Gleichzeitig räumte sie
zwar ein, dass der Untersuchungsausschuss
„vielleicht der teuerste und der längste, aber
nicht der überflüssigste Ausschuss“ gewesen
sei. Es sei kein Zufall, dass es gerade jetzt ge-
lungen sei, in einem breiten Konsens ein
Endlagersuchgesetz auf den Weg zu brin-
gen. Neben der Regierungsübernahme in
Baden-Württemberg habe es dazu noch das
„Puzzlesteinchen Untersuchungsausschuss
Gorleben“ geben müssen. Annette Sach ❚

GORLEBEN Der Untersuchungsausschuss legt seinen Abschlussbericht vor. Die
Abgeordneten können sich weder auf gemeinsame Fakten noch ein Ergebnis einigen 

Jahrzehntelanger
Stein des Anstoßes

>KOMPAKT

> 1. Untersuchungsausschuss Auf Ver-
langen der Opposition war der 1. Untersu-
chungsausschuss zu Gorleben im März
2010 eingesetzt worden.

> Gegenstand Das Gremium sollte die Um-
stände klären, warum die Regierung Kohl
1983 beschlossen hatte, nur den Salzstock
Gorleben auf seine Eignung als Atommüll-
Endlager zu prüfen und klären, ob es da-
bei zu Manipulationen gekommen war.

> Ergebnis Die 15 Ausschussmitglieder
konnten sich in ihrem Abschlussbericht
(17/13.700 weder auf einen gemeinsamen
Feststellungsteil über die Fakten noch auf
eine gemeinsame Bewertung einigen.

Für Michael Kauch (FDP) sind sie ein gutes
Beispiel zur Erläuterung der „Naturkapital-
Initiative“: die fleißigen Bienchen. Bei die-
sem Konzept, der von Parlamentariern ge-
tragenen Umweltorganisation Globe geht
es darum, der Natur und deren Leistung für
Wirtschaft und Gesellschaft einen finanziel-
len Wert, einen Preis zuzumessen. Bei einer
Globe-Tagung vergangenen Freitag im Bun-
destag rechnete der Abgeordnete vor: Ster-
ben die Bienen, seien massi-
ve Ernteausfälle mit enormen
wirtschaftlichen Schäden zu
beklagen. Und würden diese
Kosten beziffert, hoffte der
FDP-Politiker, dann wachse
die Neigung, Bienenkrank-
heiten zu bekämpfen, was
billiger sei als den Bienentod
samt Folgen hinzunehmen.
Kauch ist Chef der deutschen
und europäischen Sektion
von Globe, zu deren Kon-
gress Delegierte aus 20 Län-
dern angereist waren. Das
Treffen, zu dessen Mitveran-
staltern das Entwicklungshil-
fe-Ministerium und der Um-
weltausschuss gehörten, soll-
te Werbung für das Modell
des Naturkapitals machen.
Anlass für die Tagung war die
Präsentation einer Naturka-
pital-Studie für Deutschland und sieben
weiterer Staaten. Hierzulande sieht die Ex-
pertise Verbesserungen bei der Luft- und
Wasserqualität, während die Artenvielfalt
schrumpfe.

Schwer zu berechnen Der indische Wis-
senschaftler Pavan Sukhdev plädierte für ei-
ne Integration des Naturkapitals in die
volkswirtschaftliche Gesamtrechnung und
in die Messung des Wohlstands. Sukhdev
erläuterte indes, dass Preise für Leistungen,
die von der Natur erbracht werden, schwer
zu berechnen seien. So hätten intakte Öko-
systeme für arme Bauern in der Dritten Welt
einen höheren Wert als für Banker. Und
wenn man für die Leistung der Amazonas-
wälder einen Preis ermittele, dann sei offen,
welche Anrainerstaaten wie viel zu zahlen
hätten. Als Fürsprecher der Naturkapital-

Initiative trat Dirk Niebel (FDP) auf. Ziel sei
nicht die „Ökonomisierung der Natur“, so
der Entwicklungshilfeminister. Doch die
Umwelt erbringe viele Leistung bislang gra-
tis, und würde deren Wert berechnet, dann
werde die Natur zum Bestandteil des alltäg-
lichen Wirtschaftslebens. Der FDP-Politiker
unterstrich, Nutzungs- und Schutzkonzepte
für die Umwelt müssten stärker mit der Be-
kämpfung von Armut  verbunden werden.

Als Beispiel nannte er einen unter Natur-
schutz stehenden südafrikanischen Natio-
nalpark, in dem die örtliche Bevölkerung
mit umweltschonendem Tourismus Geld
verdiene.
Auch Eva Bulling-Schröter (Die Linke) be-
grüßte die Initiative: Erhalte die Umwelt ei-
nen Preis, so könne dies beim Klimawandel
oder bei Hochwasserkatastrophen helfen,
die Bereitschaft zur Finanzierung von Ge-
genmaßnahmen zu fördern. Indes warnte
sie aber auch vor Problemen. So könne man
auf die Idee kommen, Deichbau sei billiger
als Klimaschutz. Möglicherweise bilde sich
gemäß den ermittelten Werten eine Rang-
folge bei schutzwürdigen Naturgütern he-
raus, kritisierte die Chefin des Umweltaus-
schusses: „Man darf den Umweltschutz
nicht einfach einer Kosten-Nutzen-Rech-
nung unterwerfen.“ Karl-Otto Sattler ❚ 

Vom Wert der Bienen 
UMWELT Parlamentarier präsentieren Naturkapital-Initiative 

Das Gesetz über die Rückholung des radio-
aktiven Abfalls aus der Asse (Wolfenbüttel)
ist zwar erst seit sechs Wochen im Kraft.
Dennoch wollte der Umweltausschuss mit
seinem Expertengespräch in der vergange-
nen Woche noch vor Ende der Legislaturpe-
riode eines deutlich machen:  Das Thema
bleibt weiter im Blickfeld
des Parlaments. Dabei be-
kräftigte die Bundesregie-
rung ihr Ziel, die Fässer mit
radioaktiven Abfällen aus
der Schachtanlage Asse zu-
rückzuholen und die Anlage
stillzulegen. Die Rückho-
lung ist nach den bisherigen
Planungen für das Jahr 2033
vorgesehen. „Wir setzen al-
les daran, es so schnell wie
möglich und so sicher wie
möglich zu machen“, be-
tonte die Parlamentarische
Staatssekretärin im Bundesumweltministe-
rium (BMU), Ursula Heinen-Esser (CDU).
Gleichzeitig machte sie deutlich, dass die
Rückholung der Fässer und die Stilllegung
der Anlage eine neue Dimension hätten: „Es
ist eine Herausforderung, vor der wir ste-
hen, die wir mit nichts vergleichen kön-
nen“, sagte Heinen-Esser. 
Die Vizepräsidentin des Bundesamtes für
Strahlenschutz (BfS), Stefanie Nöthel, hob
hervor, dass das Asse-Gesetz eine neue
Rechts- und Planungssicherheit bringe.
Durch das Gesetz habe die „Rückholung ei-
ne neue Priorität erhalten“, betonte sie. Sie
wies zudem darauf hin, dass die Zeit drän-
ge. „Wir sind in einer Situa-
tion, in der wir schnell vo-
rankommen müssen“, sagte
sie und fügte hinzu: „Wir
können uns nicht viele Feh-
ler leisten.“
Auf die Frage, wie die Bürger
vor Ort die Umsetzung des
Gesetzes empfinden, sagte
die Bürgermeisterin der
Samtgemeinde Asse, Regina
Bollmeier, dass das Gesetz
vor Ort „nicht zu spüren
sei“. Allerdings stoße bei
den Bürgern die lange Planungszeit auf Un-
verständnis. Es sei nicht nachvollziehbar,
warum für den Bau des geplanten Schachts
fünf insgesamt 15 Jahre veranschlagt wür-
den. Außerdem fragte sie, warum noch kei-
ne Planungen für die notwendigen Kondi-
tionierungs- und Pufferanlagen bekannt
seien. „Das Asse-Gesetz muss mit Leben er-
füllt werden“, betonte Bollmeier. 

Andere Probleme Im Zusammenhang mit
der Schachtanlage machte sie auf zwei wei-
tere Probleme aufmerksam: Zum einen

müsse der kleine Rest des Naherholungsge-
bietes Asse für die Bewohner der Stadt er-
halten bleiben. Zum anderen habe die Re-
gion durch die Schlagzeilen um die
Schachtanlage einen „hohen Imagescha-
den“ erlitten, so dass „niemand mehr her-
zieht“. 

Auch Udo Dettmann vom
Asse-II-Koordinierungs-
kreis, einem Zusammen-
schluss von Bürgerinitiati-
ven, äußerte sich positiv
über die Bemühungen von
Bundestag und Bundesre-
gierung. Das Gesetz sei ein
„klares Zeichen, dass sie un-
ser Problem zu ihrem ge-
macht haben“, erklärte er. Er
wies darauf hin, dass der
Zeitplan für die Rückholung
der Fässer um drei Jahre auf
2033 überarbeitet worden

sei. „Wir sind vom Zwischensprint zurück-
gefallen in den Dauerlauf“, sagte er. Außer-
dem kritisierte Beckmann, dass es Unklar-
heit über die sogenannten „Module“, die
einzelnen Planungsschritte, auf diesem Weg
gebe.

Kurzer Zeitraum Maria Flachsbarth (CDU)
sagte, dass sechs Wochen kein ausreichen-
der „Zeitraum sei, um Ergebnisse vorweisen
zu können“. Man habe aber die Gelegenheit
vor Ende der Legislaturperiode nutzen wol-
len, sich über den Stand der Dinge infor-
mieren zu lassen. Ute Vogt (SPD) erkundig-
te sich nach dem Sachstand bei der Entsor-

gung der Lauge, die in das
Bergwerk eindringt. BfS-Vi-
zepräsidentin Nöthel sagte
dazu, es gebe Vorbereitun-
gen, die Lauge einzubeto-
nieren. 
Für die FDP erkundigte sich
auch Angelika Brunkhorst,
warum für den Schacht eine
so lange Bauzeit geplant sei.
Dazu sagte Nöthel, dass man
im Gegensatz zum Bau von
Industrieschächten, nicht
viele Möglichkeiten habe, das

Bergwerk an den Schacht anzuschließen. Die
Sicherheit müsse im Vordergrund stehen. 
Dorothée Menzner (Die Linke) kritisierte,
dass bislang die Internetpräsenz zur Infor-
mation der Bevölkerung noch nicht ausrei-
chend sei und fragte, warum die Asse wei-
terhin als Endlager bezeichnet werde. Sylvia
Kotting-Uhl sagte dazu, sie glaube, dass die-
se Frage durch das Gesetz ausreichend gere-
gelt sei. Sie wies jedoch eindringlich darauf
hin, dass es notwendig sei, dass sich die Le-
gislative auch weiterhin „in sehr engem Ab-
stand“ über das Projekt informiere. as ❚

Klares Zeichen für die Asse
ATOM Expertengespräch über Stand der Arbeiten vor Ort 

Dirk Niebel (links), Eva Bulling-Schröter und Michael Kauch
(rechts) wollen der Natur einen anderen Wert geben.
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Zum Atommülllager Gorleben gehört neben dem Lager für Castor-Behälter auch das Bergwerk im Salzstock.

Die Ausschussvorsitzende Maria Flachsbarth (links) bei der Übergabe des Berichts an
Bundestagspräsident Norbert Lammert (rechts, beide CDU)).

©
 D

eu
ts

ch
er

 B
un

de
st

ag
,L

ich
tb

lic
k,

Ac
hi

m
 M

el
de

 

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

»Asse-Gesetz 
muss schnell

mit Leben
erfüllt 

werden.«
Regina Bollmeier

Bürgermeisterin der 
Samtgemeinde Asse

»Wir sind in
einer Lage, in

der wir schnell 
vorankommen

müssen.«
Stefanie Nöthel, Bundesamt

für Strahlenschutz

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Mehr unter: www.bundestag.de/bundestag/
ausschuesse17/ua/1untersuchungsausschuss
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Bekämpfung von Steuerbetrug, Schluss mit
legalen Schlupflöchern: Die Debatte am
Freitag im Bundestag wurde geprägt vom
Schlagabtausch zwischen dem SPD-Kanz-
lerkandidaten Peer Steinbrück und Finanz-
minister Wolfgang Schäuble (CDU).

»Pflicht verletzt« Auf eine „eins mit zwölf
Nullen“ verwies Steinbrück: 1.000 Milliar-
den Euro betrage in Europa der Schaden
durch Steuerbetrug und „innovative Steuer-
gestaltung“. Die Bundesregierung habe die
Pflicht verletzt, Betrug und Steuervermei-
dung „mit aller Härte zu bekämpfen“. 
Scharf ging Steinbrück mit dem durch die
Opposition gestoppten Steuerabkommen
mit der Schweiz ins Gericht: „So schamlos
sollte in Deutschland noch nie Steuerhin-
terziehern geholfen werden.“ Die Hinterzie-
hung sei kein Kavaliersdelikt, bei dem sich
der Staat diplomatisch verhalten dürfe.
Demgegenüber strich Schäuble die „beharr-
lichen diplomatischen Bemühungen“ he-
raus, mit denen es gelungen sei, Österreich
und Luxemburg für den automatischen Da-
tenaustausch zu gewinnen. Gleiches werde
mit der Schweiz angestrebt. Schäuble hielt
der Opposition vor, dass durch die Verhin-
derung der Übereinkunft mit der Schweiz
für den Staat Milliarden „unwiderruflich
verloren seien“ – durch Verjährungen.

Sahra Wagenknecht (Linke) sprach von ei-
ner „Feigheit der herrschenden Politik, sich
mit den oberen Zehntausend anzulegen“.
Sie stellte den Schwarzfahrern, denen Knast
drohe, die „Welt der Konzerne und Super-
reichen“ gegenüber, von denen sich „der
Staat ganz gerne betrügen lässt“. Jedenfalls
hätten es alle Regierungen vermieden, ge-
gen Betrug und Vermeidung vorzugehen.

Volker Wissing (FDP) wunderte sich über
Steinbrücks „Selbstzufriedenheit“. Was der
als Finanzminister an Problemen hinterlas-
sen habe, habe die schwarz-gelbe Koalition
zu lösen begonnen. So seien die Regelungen
für die strafbefreiende Selbstanzeige ver-
schärft worden. Zudem sei der automati-
sche Informationsaustausch zwischen den
Ländern in Gang gekommen.

Gerhard Schick (Bündnis90/Die Grünen)
stellte die Überlegungen in den Vorder-
grund, wie großen, global agierenden Kon-
zernen die Strategie der Steuervermeidung
erschwert werden könne. Sie müssten offen
legen, „in welchem Land sie wie viel Gewin-
ne gemacht und wie viel Steuern sie dafür
bezahlt haben“.
Die Debatte fußte auf einem Gesetzentwurf
und zwei Anträgen, die zur weiteren Bera-
tung an die Ausschüsse überwiesen wurden.
Der Gesetzentwurf der Koalition
(17/13704) hat den Ausbau der Zusam-
menarbeit mit den USA bei der Bekämp-
fung der Steuerhinterziehung zum Ziel. Die
SPD-Fraktion verlangt in einem Antrag
(17/13716) Maßnahmen zur Verhinderung
globaler Steuergestaltung und zum Stopfen
von Regulierungslöchern. SPD und Grüne
heben in einem gemeinsamen Antrag
(17/13717) darauf ab, multinationale Un-
ternehmen zur Offenlegung ihrer Steuer-
zahlungen in den verschiedenen Ländern
zu verpflichten. fla ❚

V
on Anwälten über Ärzte, Ar-
chitekten, Hebammen, Inge-
nieure, Künstler und Lotsen
bis zu Zahnärzten: Das Spek-
trum der Freien Berufen ist
äußerst vielfältig. Und nach

Ansicht der Regierung ist die „Geschichte
der Freien Berufe in Deutschland eine Er-
folgsgeschichte“, stellte der Parlamentari-
sche Staatssekretär im Bundeswirtschaftsmi-
nisterium, Hans-Joachim Otto (FDP), am
Freitag in der Bundes-
tagsdebatte über die Lage
der Freien Berufe fest.
Die Freien Berufe wür-
den „einen unverzichtba-
ren Beitrag zur Ausbil-
dung von Fachkräften,
aber auch zur Bekämp-
fung von Jugendarbeits-
losigkeit“ leisten. Die
Freien Berufe seien frei,
„und stehen für Selbstständigkeit, für Eigen-
verantwortung und für Kreativität – alles
Werte, die in unserer Gesellschaft besonders
gefragt, aber leider nicht allzu verbreitet
sind“.  

Keine homogene Gruppe Auch Andrea
Wicklein (SPD) wies auf die Bedeutung der
Freiberufler hin, die zusammen mit ihren
Mitarbeitern einen Jahresumsatz von 370
Milliarden Euro erzielen und zehn Prozent
zum Bruttoinlandsprodukt beisteuern wür-
den. Die Zahlen seien beeindruckend, „aber
dennoch können wir uns nicht zurückleh-

nen“. Die Freien Berufe seien keine homo-
gene Gruppe. Die Durchschnittseinkom-
men lägen zwischen 190.000 Euro für No-
tare und 15.000 Euro für freiberufliche Leh-
rer und Architekten. Es gebe Risiken bei der
sozialen Absicherung. Sie verlangte Maß-
nahmen zur Verbreiterung der Fachkräfte-
basis. Potenziale gebe es nicht nur bei Ju-
gendlichen, sondern auch bei Frauen, Mig-
ranten und Älteren. Statt ein Betreuungsgeld
zu zahlen, sei es besser, das Geld in Tages-

einrichtun-
gen für Kin-
der zu inves-
tieren, for-
d e r t e
Wicklein, die
auch ver-
langte, mehr
auf Migran-
ten einzuge-
hen und in

Behörden Formulare in englischer Sprache
vorzuhalten: „Deutschland braucht eine
bessere Willkommenskultur.“ 
„Ohne die Freien Berufe wäre unser Land är-
mer“, stellte Kai Wegner (CDU) fest. Er ver-
wies auf die Leistungen der Koalition für die
Freien Berufe. Das 25-Prozent-Ziel beim Bü-
rokratieabbau sei erreicht worden. Die Frei-
berufler könnten „endlich wieder ihrer
Kernaufgabe nachkommen, nämlich in viel-
fältigster Weise die Vertrauensdienstleistung
für die Menschen erbringen, und das ist sehr
viel wichtiger als über Bürokratie zu brüten“.
Wegner warnte vor der Verwirklichung der

rot-grünen Steuererhöhungspläne. Das „Er-
folgsmodell dieser Freien Berufe“ sei damit
gefährdet. Ähnlich äußerte sich Martin
Lindner (FDP-Fraktion): „Nur Masochisten
unter den Freiberuflern werden Rot-Rot
oder Grün wählen.“ 
Sabine Leidig (Fraktion Die Linke) wies auf
die erheblichen Einkommensunterschiede
der Freiberufler hin. Die größte Gruppe der
Freiberufler arbeite im Bereich der freien
Kulturberufe, was „unsere Gesellschaft klü-
ger, reicher und lebenswerter macht“. Leider
würden sich diese Berufe am unteren Ende
der Einkünfteskala befinden. Freie Journa-
listen und Pressefotografen hätten ein jähr-
liches Einkommen von 19.000 Euro, Über-
setzer kämen auf 18.000 Euro, künstlerische
Berufe auf 16.000, und freiberufliche Lehrer
hätten 15.000 Euro. „Das sind rund 1.250
Euro im Monat für einen Beruf, der so be-
deutsam ist für die Entwicklung und Bil-
dung unserer Kinder und Jugendlichen. Wie
soll bei solchen Einkünften fürs Alter oder
für Krankheit vorgesorgt werden?“, fragte
Leidig, die diese prekären Beschäftigungs-
und Einkommensverhältnisse als „nicht ak-
zeptabel“ bezeichnete. 
Kerstin Andreae (Grüne) warf der Koalition
vor, den Gründungszuschuss abgeschafft zu
haben. Dieser Zuschuss habe vor allem für
junge Leute eine Riesenchance bedeutet,
sagte die Grünen-Politikerin und nannte als
Beispiel Programmierer: „Geholfen hat ih-
nen der Gründungszuschuss, weil sie sechs
Monate lang den Rücken frei hatten.“ Der
Zuschuss sei eines der erfolgreichsten Pro-

jekte gewesen. Nach dessen Abschaffung
seien wesentlich weniger neue Firmen ge-
gründet worden. Andreae sprach sich auch
für einen flächendeckenden Breitbandaus-
bau in Deutschland aus. Der Wirtschaftmi-
nister habe sich nicht um digitale Infra-
struktur gekümmert: „Wir sagen, jeder
Haushalt braucht eine gesetzlich garantier-
te Basisversorgung mit einem Breitband-In-
ternet.“ Ganze Regionen würden noch im
Modem-Zeitalter leben: „Da funktioniert es
nicht mit Ansiedlung  und Gründung“, sag-
te Andreae. 

Mit Mehrheit der Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und FDP angenommen wurde
ein von ihnen eingebrachter Antrag zum
Thema „Freie Berufe – Wachstumstreiber in
der Sozialen Marktwirtschaft“ (17/13714),
in dem die Fraktionen ein klares Bekennt-
nis zur Bedeutung der freien Berufe ablegen.
Sie würden für eine „große Breite und Viel-
falt beruflicher Tätigkeiten sowie für eine
Kultur von Unternehmertum und Leis-
tungsbereitschaft“ und in besonderer Weise
die Ideale des selbstständigen Mittelstandes
verkörpern. Hans-Jürgen Leersch ❚

Ein deutsches „Steuerparadies“ mit Briefkastenfirmen war Norderfriedrichskoog in
Schleswig-Holstein. Die dortige Gewerbesteuerfreiheit wurde aber wieder abgeschafft.

WIRTSCHAFT Koalition sieht Freie Berufe als Wachstumsmotor. Opposition erkennt prekäre Verhältnisse

Frei, kreativ und arm

»Getöse« um
Merkel-Pläne
STEUERN „Die Kanzlerin hat die Maske fal-
len lassen.“ Mit scharfen Worten reagierte
der SPD-Fraktionsvorsitzende Frank-Walter
Steinmeier am Donnerstag in einer Aktuel-
len Stunde des Bundestages auf Pläne von
Kanzlerin Angela Merkel für die nächste Le-
gislaturperiode. Die CDU-Vorsitzende hatte
am vorletzten Wochenende Vorhaben ge-
nannt, die ins gemeinsame Wahlprogramm
mit der CSU Eingang finden sollen. Dazu
gehören eine verbesserte Anrechnung von
Kindererziehungszeiten bei der Rente sowie
eine Erhöhung von Kindergeld und Kinder-
freibetrag.
Steinmeier warf der Bundeskanzlerin vor,
mit versprochenen, aber nicht umgesetzten
Steuersenkungen im Umfang von 20 Milli-
arden Euro habe sie vor vier Jahren Wahlbe-
trug begangen. „Seit dem Wochenende wis-
sen wir: Den nächsten bereiten Sie gerade
vor.“ Unter Berufung auf das „Handelsblatt“
bezifferte der Sozialdemokrat die Kosten
von Merkels jetzigen Vorhaben mit 28,5
Milliarden Euro. 
CDU-Generalsekretär Hermann Gröhe be-
zeichnete Steinmeiers Kritik als „eher pein-
liches Getöse“, das von dem verheerenden
Echo auf die Wahlprogramme von SPD und
Grünen ablenken solle. „Wir brauchen die
Bereitschaft, Prioritäten zu setzen“, vertei-
digte Gröhe Merkels Pläne. Diese Prioritä-
ten habe die Kanzlerin „eindeutig benannt:
Familie, Bildung und Forschung, Infrastruk-
tur. Damit stärken wir den Zusammenhalt
unserer Gesellschaft und die Zukunftsfähig-
keit unseres Landes.“

»Falsche Versprechen« Der Vorsitzende
der Fraktion Die Linke, Gregor Gysi, stellte
angesichts der Ankündigungen Merkels die
Frage: „Wer hat eigentlich in den letzten
acht Jahren regiert?“ Gysi prognostizierte ,
dass ihre Vorhaben nicht umgesetzt wür-
den. CDU/CSU-Fraktionschef Volker Kau-
der und Finanzminister Schäuble hätten
diese schon unter Finanzierungsvorbehalt
gestellt. „Diese falschen Wahlversprechen,
die nachher nicht erfüllt werden, erzeugen
Politik- und Demokratieverdrossenheit“,
warnte Gysi. Auch die SPD blieb nicht ver-
schont. Steinmeier hatte kritisiert, dass die
Koalition erst vor wenigen Monaten das
Mietrecht zu Ungunsten der Mieter geändert
habe, die Kanzlerin nun aber wie die SPD
Mieterhöhungen bei Neuvermietung be-
grenzen wolle. Dazu bemerkte Gysi, SPD
und Grüne hätten die jüngste Mietrechtsän-
derung im Bundesrat stoppen können.
FDP-Generalsekretär Patrick Döring lobte die
Finanzpolitik der Regierung. „Wir haben in
den vergangenen vier Jahren bewiesen: Man
kann Steuern senken, gleichzeitig Rekord-
Mehreinnahmen erzielen und einen nahezu
ausgeglichenen Haushalt vorlegen.“ SPD und
Grünen warf Döring vor, wieder mehr Schul-
den machen zu wollen. Zudem belasteten ih-
re Pläne für Steuererhöhungen viele Bürger.
Genauso frontal wie Steinmeier attackierte
der Fraktionsvorsitzende von Bündnis
90/Die Grünen Jürgen Trittin, die Kanzlerin.
Sie sei „die Schuldenkanzlerin der Bundes-
republik Deutschland“. In Merkels Amtszeit
sei die öffentliche Schuldenquote von 63
Prozent des Bruttoinlandsprodukts auf 82
Prozent gestiegen. „Ein Viertel der gesamt-
staatlichen Verschuldung in Deutschland
sind Merkel-Schulden“, rief Trittin aus.
Dem stellte der Parlamentarische Staatsse-
kretär im Finanzministerium, Steffen Kam-
peter (CDU), eine ganz andere Rechnung
entgegen. Finanzminister Wolfgang Schäu-
ble habe vor vier Jahren einen Haushalts-
entwurf mit über 80 Milliarden Euro Netto-
kreditaufnahme vorgefunden. Für 2014
werde er einen Entwurf ohne strukturelle
Neuverschuldung vorlegen. pst ❚

»Ohne die 
Freien Berufe 
wäre unser 
Land ärmer.«
Kai Wegner (CDU)
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Schweizer Steuerabkommen bleibt Reizthema
FINANZEN Steinbrück wirft Bundesregierung Pflichtverletzung vor. Wissing wundert sich über »Selbstzufriedenheit«

>STICHWORT

> Höchststand Die Zahl der selbstständigen Freiberufler in
Deutschland hat mit 1,2 Millionen einen neuen Höchststand
erreicht. Dies geht aus dem Bericht der Bundesregierung
(17/13074) über die Lage der Freien Berufe hervor. Im Jahr
2000 waren erst 705.000 Personen freiberuflich tätig.

> Mehr als im Handwerk Die Zahl der Selbstständigen in
Freien Berufen hat damit inzwischen die Zahl der selbst-
ständigen Betriebe im Handwerk überholt, die Ende 2011
bei 1.000.385 lag.

> Kulturberufe führend Die freien Kulturberufe stellen mit
291.000 Angehörigen die größte Gruppe, gefolgt von den
freien Heilberufen mit 136.000, den Ärzten und Zahnärzten
(Bild) mit 124.012 und den Rechtsanwälten mit 114.200.

FREIBERUFLER – Ein Wirtschaftszweig auf Wachstumskurs
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Wer hat 
noch Platz für 

ein Gedeck?

Bereichern Sie Ihr Familienleben durch ein internationales Mitglied auf Zeit! Als Gast-
familie für einen von 50 Austauschschülern aus den USA erleben Sie eine neue Kultur 
in den eigenen vier Wänden. Die Schüler sind Stipendiaten des Parlamentarischen 
Patenschafts-Programms (PPP), das vom Deutschen Bundestag und dem Kongress der 
USA getragen wird. Ihr Gastkind freut sich schon auf Sie! 

Mehr Informationen: www.yfu.de/gastfamilie und www.bundestag.de/ppp 

Anzeige

Das Arbeiten an gemieteten Büroarbeitsplätzen („Coworking“) ist für viele Kreative die einzige Möglichkeit, an der digitalen Welt teilzunehmen.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Vorzeigeprojekt in München: Eigentums- und Sozialwohnungen werden nebeneinander gebaut.
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Bundestag billigt
Kartellrechts-Kompromiss
Der Bundestag hat am Donnerstag  gegen
das Votum der Linksfraktion den Einigungs-
vorschlag des Vermittlungsausschusses von
Bundestag und Bundesrat (17/13720) zur
achten Änderung des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen (17/9852,
17/11053, 17/11636) angenommen. Der
Kompromissvorschlag greift alle Anliegen
auf, die der Bundesrat geäußert hatte. So
darf das Kartellamt künftig Fusionen von
gesetzlichen Krankenkassen zwar daraufhin
überprüfen, ob sie ihre Marktmacht miss-
brauchen. Die Versicherungsaufsichtsbehör-
den sind aber zu beteiligen, und für Ge-
richtsverfahren werden die Sozial- statt Zi-
viligerichte zuständig. vom ❚

Opposition will Handel mit
Wildtieren einschränken
Die Fraktionen von SPD, Linke und Bündnis
90/Die Grünen wollen den Tier- und Arten-
schutz durch eine Beschränkung des Wild-
tierhandels stärken. In einem Antrag
(17/13712) fordern SPD und Grüne, die Ein-
fuhr von Wildfängen für den kommerziellen
Handel in die EU zu beschränken, wenn es
sich dabei um gefährliche Arten handelt. Die
Linke schlägt in ihrem Antrag (17/13713)
unter anderem vor, eine „schwarze Liste“
mit Tierarten zu erstellen, deren Einfuhr ver-
boten werden soll. Nach Angaben des Sta-
tistischen Bundesamtes werden jährlich al-
lein etwa 440.000 bis 840.000 Reptilien
nach Deutschland eingeführt. Die Anträge
wurden in die Ausschüsse überwiesen. as ❚

KfW-Darlehen für 
spanische Bank 
Die bundeseigene KfW Bankengruppe soll
kleine und mittlere Unternehmen (KMU) in
Spanien finanziell unterstützen können. Ein
entsprechendes Programm des Finanzminis-
teriums nahm der Haushaltsausschuss ver-
gangene Woche zur Kenntnis. Insgesamt
sollen Darlehen in Höhe von einer Milliarde
Euro zur Verfügung gestellt werden, für die
der Bund die Garantien übernimmt. Der
größte Teil der Summe soll an die ICO-Bank
in Madrid fließen, die der KfW vergleichbar
ist. So könnte diese die Rekapitalisierung
von spanischen KMU verbilligen mit dem
Ziel, Arbeitsplätze vor allem für Jugendliche
zu schaffen. Die Kreditlaufzeit soll voraus-
sichtlich zehn Jahre betragen. Die Abgeord-
neten aller Fraktion sprachen sich dafür aus,
die hohe Jugendarbeitslosigkeit in Spanien
zu bekämpfen. Allerdings stellte die SPD in
Frage, ob ein solches Darlehen das „richtige
Instrument“ dafür sei. mik ❚

Linke fordert bundesweite
Wohnungslosenstatistik
Die Bundesregierung soll die Obdach- und
Wohnungslosigkeit erkennen und bekämp-
fen. Dies fordert die Fraktion Die Linke in ei-
nem Antrag (17/13105), der am Freitag erst-
mals beraten wurde. Deshalb soll die Regie-
rung die Grundlage für bundesweite Woh-
nungslosenstatistiken schaffen und
besonders den sozialen Wohnungsbau be-
darfsgerecht sichern. Die Obdachlosigkeit
soll weiter wissenschaftlich untersucht wer-
den. Modellprojekte zum Bau von neuem
Wohnraum sollen mit Hilfe der von Obdach-
losigkeit Betroffenen nicht nur Wohnraum,
sondern auch soziale Verantwortung und
Arbeit gleichzeitig schaffen. mik ❚

KURZ NOTIERT

Es gibt in vielen deutschen Städten zu we-
nig preiswerte Wohnungen. In anderen Re-
gionen dagegen ist ein großer Leerstand.
Darüber waren sich die Experten vergange-
ne Woche bei einer öffentlichen Anhörung
des Ausschusses für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung einig. Dabei ging es um den
Bericht der Bundesregierung über die Woh-
nungs- und Immobilienwirtschaft in
Deutschland (17/11200) sowie um einen
SPD-Antrag (17/12485) „Bezahlbares Woh-
nen in der sozialen Stadt“ und einen Antrag
der Fraktion Die Linke (17/12481), in dem
ein Neustart des sozialen Wohnungsbaus
gefordert wird.

Unterschiedliche Teilmärkte Gesine Kort-
Weiher vom Deutschen Städtetag wies da-
rauf hin, dass – wie im Bericht der Bundes-
regierung dargelegt – die regionalen Unter-
schiede am Wohnungsmarkt zunehmen
würden. Deshalb würden sich für die Teil-
märkte auch unterschiedliche Anforderun-
gen stellen. Auch wenn zur Zeit die woh-
nungspolitische Diskussion im Wesentli-
chen durch die von Wohnraummangel ge-
prägten Städte und Regionen dominiert
werde, dürften die für Städte und Gemein-
den mit eher ausgeglichenen Wohnungs-
märkten oder sogar einen Wohnungsüber-
hang bestehenden Herausforderungen

nicht aus den Augen verloren werden. Vor-
rangig sei in den betroffenen Städten eine
Ausweitung des Wohnungsangebotes durch
Neubauten. Dabei müssten die Bemühun-
gen vor allem auf eine Ausweitung des ge-
förderten Wohnungsbaus im mittleren und
unteren Preissegment konzentriert werden.
Zur Finanzierung der dafür notwendigen
Investitionen müssten unter anderem die
Kompensationszahlungen des Bundes in
der Wohnraumförderung auch für das Jahr
2013 hinaus erfolgen.

Keine Wohnungsnot Auch für Kai H.
Warnecke, Haus & Grund Deutschland,
kommt der sozialen Abfederung der stei-
genden Wohnkostenbelastungen eine „be-
sondere Bedeutung“ zu. Dies gelte beson-
ders, da eine kurzfristige Behebung der re-
gionalen Engpässe nur begrenzt möglich
sei. Er wies darauf hin, dass keine allgemei-
ne Wohnungsnot drohe. Im Gegenteil. In
Deutschland sei ein erschreckend hoher
Wohnungsleerstand von 3,5 Millionen
Wohnungen oder 8,4 Prozent des Woh-
nungsbestandes zu konstatieren. Nach sei-
ner Auffassung ist die Verteuerung im Be-
reich Wohnen nicht auf die Erhöhung der
Kaltmiete zurückzuführen, die in den ver-
gangenen zehn Jahren nur um jeweils 1,1
Prozent gestiegen seien. Die Wohnkosten

seien vielmehr durch die vom Vermieter
nicht zu beeinflussenden Kosten für Strom
und Heizung gestiegen. Der Anstieg habe in
diesem Bereich mehr als 60 Prozent betra-
gen. Für Franz-Georg Rips vom Deutschen
Mieterbund gibt es ein Nebeneinander von
entspannten und angespannten Woh-
nungsteilmärkten. Nicht nur die Situation
in einigen Großstädten dürfe in den Fokus
rücken, sondern es müssten auch Strategien
entwickelt werden, wie Leerständen in vie-
len Regionen begegnet werden könne. Die
Wohnungspolitik in Deutschland sei lange
geprägt gewesen von Desinteresse, Gleich-
gültigkeit, Passivität und Fehlentscheidun-
gen, schreibt er in seiner Stellungnahme.
Deshalb würden sich die Probleme deutlich
verschärfen. 

Mehr Studentenwohnungen Achim Mey-
er auf der Heyde vom Deutschen Studenten-
werk sprach sich vor allem dafür aus, die
Studentenwohnraumversorgung zielgerich-
tet auszubauen. Andernfalls würde es sonst
auf dem Niedrigpreissektor des freien Woh-
nungsmarktes zu einem Verdrängungswett-
bewerb mit anderen Bevölkerungsgruppen
mit niedrigem Einkommen kommen. 
Um die Schaffung von preiswertem Wohn-
raum nicht weiter zu erschweren, sprach
sich Walter Rasch vom Bundesverband frei-

er Immobilien- und Wohnungsunterneh-
men dafür aus, die energetischen Anforde-
rungen nicht weiter zu verschärfen. 

Zuschuss gefordert Joß Steinke, Bundesar-
beitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts-
pflege, kritisierte unter anderem, dass trotz
gestiegener Heizkosten die Heizkosten-
komponente im Wohngeld „ersatzlos“ ge-
strichen worden sei. Deshalb forderte er ei-
ne Wiedereinführung des pauschalen Zu-
schusses im Wohngeld. Neben den Heiz-
kosten müssten auch die immer schneller
steigenden Stromkosten in einer neuen
Energiekostenkomponente bei Wohngeld
berücksichtigt werden.
Jürgen Michael Schick vom Immobilienver-
band Deutschland forderte, die Investiti-
onsbereitschaft nicht durch steuerpolitische
Vorhaben oder durch ein stärkere Regulie-
rung des Mietrechts zu verunsichern. Jede
weitere Belastung könnte den Motor der
Immobiliengesellschaft zum Abwürgen
bringen. mik ❚

Leerstehende Wohnungen am falschen Ort
VERKEHR UND BAU II Experten sehen große regionale Unterschiede bei der Versorgung mit Unterkünften. Staatliche Hilfe gefordert

F
ür Bundesbauminister Peter
Ramsauer (CSU) gibt es vor al-
lem ein wirksames Rezept gegen
Wohnungsnot und Mietpreis-
wucher: „Bauen, bauen und
nochmals bauen.“ Dies erklärte

er am vergangenen Donnerstag bei der Bun-
destagsdebatte, in der es um bezahlbare
Wohnungsmieten ging.  Anlass der 90-mi-
nütigen Diskussion war der Antrag der
Linksfraktion „Bedarfsgerechtes Wohnen
dauerhaft sichern – Gemeinnützigen Woh-
nungswirtschaftssektor entwickeln“
(17/13552), der zur weiteren Beratung an
die Ausschüsse überwiesen wurde. 
Darin wird die Bundesregierung aufgefor-
dert, einen Gesetzentwurf zur Errichtung
und zum dauerhaften Betrieb eines gemein-
nützigen Sektors in der Wohnungswirt-
schaft vorzulegen. „Damit soll der gemein-
nützige Wohnungswirtschaftssektor auf die
Befriedigung des gesellschaftlichen Bedürf-
nisses nach sozial verträglichen Wohnkos-
ten in barrierefreien, klimagerechten Woh-
nungen und Wohnquartieren verpflichtet
werden“. Weiter verlangen die Abgeordne-
ten von der Regierung, dass gemeinnützige
Wohnungsunternehmen steuerliche Ver-
günstigungen erhalten und dass für ostdeut-
sche Wohnungsunternehmen die Altschul-
den gestrichen werden.
Heidrun Bluhm begründete den Antrag der
Linksfraktion damit, dass Wohnen keine
„gewöhnliche Ware“ sei, sondern ein Teil
der Daseinsvorsorge. Sie wies darauf hin,
dass in jüngster Zeit immer mehr Haushal-
te einen immer größeren Anteil ihres Ein-
kommens für die Miete aufbringen müss-

ten. „Ohne Verbesserungen des Gebrauchs-
wertes einer Wohnung darf es keine Miet-
steigerung geben“, forderte sie und kritisier-
te, dass auf dem Wohnungsmarkt das Miss-
verhältnis von Angebot und Nachfrage den
Preis reguliere und nicht der Gebrauchs-
wert. Um dies zu ändern, sei eine Wiederbe-
lebung des Sozialwohnungsbaus notwen-
dig. Nur damit könne die aktuelle Woh-
nungsnot bekämpft und Mietpreistreiberei
verhindert werden.

Regionale Unterschiede Die Sprecher von
CDU/CSU und FDP konnten keine flächen-
deckende Wohnungsnot und keinen Miet-
preiswucher erkennen. Für Peter Götz
(CDU) handelt es sich nur um bestimmte
Städte und um bestimmte Stadtteile, in de-
nen Wohnungen stark nachgefragt würden.
In ganzen Landstrichen gebe es jedoch ei-
nen großen Leerstand. Er wies darauf hin,
dass für die soziale Wohnraumförderung
die Länder zuständig seien. Der Bund stelle
den Ländern dafür jährlich 518 Millionen
Euro zur Verfügung.
Götz kritisierte, dass die Länder oftmals die-
se Mittel nicht entsprechend einsetzen wür-
den. „Wir brauchen eine Selbstverpflich-
tung der Länder“, sagte er. Außerdem sprach
er sich für die Wiedereinführung der degres-
siven Abschreibung im Wohnungsbau aus.
Dies könne dazu beitragen, dass wieder
mehr gebaut würde. Dazu sei es jedoch auch
notwendig, dass die Kommunen in den In-
nenstädten Grundstücke für preiswerte
Wohnungen zur Verfügung stelle. Patrick
Döring (FDP) forderte ebenfalls die Wieder-
einführung einer degressiven Abschreibung.

Er wies darauf hin, dass in Deutschland in
der Regel Normalverdiener  ihre Ersparnis-
se in Wohnraum investierten – sei es zur Ei-
gennutzung, aber auch zur Vermietung. Die-
se Menschen brauchten Rechtssicherheit.
Deshalb seien die Ankündigungen einer
Vermögensteuer kontraproduktiv. „Es geht

darum, dass Menschen in den angestamm-
ten Wohnungen in den Innenstädten blei-
ben können und nicht vertrieben werden“,
sagte Florian Pronold (SPD). Deshalb müs-
se dort der Neubau „angekurbelt“ werden.
Es gehe nicht, dass 35 Prozent des Haus-
haltseinkommens für die Miete verwendet

werden müsse. Er warf der Koalition vor, in
der Vergangenheit die Mittel für das Pro-
gramm „Soziale Stadt“ massiv gekürzt zu
haben. Der stellvertretende Fraktionsvorsit-
zende setzte sich unter anderem für eine
Mietpreisbindung ein und schlug vor, dass
bei der energetischen Sanierung die Kosten

zwischen Bund, Vermietern und Mietern ge-
teilt  werden sollten. 
Daniela Wagner (Bündnis 90/Die Grünen)
kritisierte, dass beim Neubau meistens in Ei-
gentumswohnungen investiert werde. „In-
vestieren muss attraktiv bleiben“. sagte sie.
Auswüchse müssten jedoch verhindert wer-

den. Wie die SPD setzte sie sich dafür ein,
dass die Makler zukünftig vom Vermieter
bezahlt werden sollten und nicht vom Mie-
ter. „Wer bestellt, der bezahlt", betonte sie.
Bundesbauminister Ramsauer wollte sich
die Situation nicht von der Opposition
schlechtreden lassen. „Wohnen in Deutsch-
land ist Premiumwohnen“, betonte er. Es
gebe viele Ursachen für die unterschiedliche
Entwicklung auf den Wohnungsmärkten in
Deutschland. Er wies darauf hin, dass im
Jahr 2011 insgesamt 228.000 Wohnungen
genehmigt wurden. Und diese Zahl sei wei-
ter ansteigend und müsste verstetigt werden. 

Anträge abgelehnt Der Bundestag lehnte
insgesamt vier Anträge der Oppositionsfrak-
tionen teils in namentlicher Abstimmung
ab: So hatte die SPD gefordert (17/10999),
das Programm „Soziale Stadt“ zukunftsfä-
hig weiterzuentwickeln und die Städtebau-
förderung zu sichern. Die Koalitionsabge-
ordneten votierten auch mit ihrer Mehrheit
in namentlicher Abstimmung mit 306 ge-
gen 198 Stimmen bei 63 Enthaltungen ge-
gen den SPD-Antrag (17/12485) „Bezahlba-
res Wohnen in der sozialen Stadt“ und ge-
gen den Antrag der Fraktion Die Linke
(17/12481) „Wohnungsnot bekämpfen, so-
zialen Wohnungsbau neu starten und zum
Kern einer gemeinnützigen Wohnungswirt-
schaft entwickeln“. Auch eine weitere Initia-
tive der Linksfraktion „Wohn- und Mietsi-
tuation von Studierenden verbessern“
(17/11696) fand keine Mehrheit. Der Bun-
destag folgte dabei den Beschlussempfeh-
lungen des Verkehrs- und Bauausschusses
(17/12453, 17/13776). Michael Klein ❚

VERKEHR UND BAU I Unterschiedliche Konzepte zur Bekämpfung der Wohnungsnot in deutschen Städten 

»Bauen und nochmals bauen«

Höhere Mieten bedeuten oft Umzug.
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Die Schaffung einer einheitlichen europäi-
schen Bankenaufsicht gestaltet sich schwie-
rig. In einer öffentlichen Anhörung des
Bundestags-Finanzausschusses in der ver-
gangenen Woche pochten die Sachverstän-
digen auf eine unabhängige Aufsicht.

EZB übernimmt Grundlage der Anhörung
war ein von den Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und FDP eingebrachter Gesetz-
entwurf für eine Verordnung des Rates zur
Übertragung besonderer Aufgaben im Zu-
sammenhang mit der Aufsicht über Kredit-
institute auf die Europäische Zentralbank
(17/13470). Ziel ist, dass bisher national
wahrgenommene Aufgaben der Bankenauf-
sicht in Zukunft von der Europäischen Zen-
tralbank (EZB) übernommen werden sol-
len. Mit dem Entwurf soll die Voraussetzun-
gen dafür geschaffen werden, dass der deut-
sche Vertreter im Europäischen Rat zum

Vorschlag der Kommission seine förmliche
Zustimmung erteilen darf.
Die Deutsche Bundesbank begrüßte in ihrer
Stellungnahme die gemeinsame Aufsicht:
„Sie ist mit Blick auf die ausgeprägten Ver-
flechtungen europäischer Kreditinstitute
und die länderübergreifenden Wirkungen
von Bankenkrisen sinnvoll.“ Allerdings ver-
langte die Bundesbank auch, dass geldpoli-
tische und aufsichtliche Funktionen „strikt
getrennt und die Unabhängigkeit der EZB
und ihrer Entscheidungsgremien zweifelfrei
gewährleistet werden“.
In dieser Richtung argumentierten auch an-
dere Sachverständige in ihren Stellungnah-
men. Die Deutsche Kreditwirtschaft, der Zu-
sammenschluss der Bankenverbände, sah
ebenfalls den Bedarf „einer klareren Tren-
nung, die sich insbesondere in der organi-
satorischen und personellen Aufstellung so-
wie den jeweiligen Befugnissen und Ent-

scheidungsstrukturen innerhalb der EZB
niederschlagen muss“. Sie vermisste außer-
dem parlamentarische Kontrolle für die
Aufsicht.
Das Thema Unabhängigkeit der EZB be-
trachteten auch andere Sachverständige:
„Eine Bankenaufsicht bei der EZB darf kei-
ne Einflussmöglichkeiten auf die Geldpoli-
tik haben, genauso wenig wie die Geldpoli-
tik Einfluss auf die die Bankenaufsicht ha-
ben darf“, argumentierte Professor Jörg Ro-
choll (European School of Management
and Technology Berlin). 
Professor Thomas Hartmann-Wendels von
der Universität Köln bezweifelte, dass die in
der Verordnung vorgesehenen Vorkehrun-
gen „ausreichen, um eine strikte Trennung
der Aufgaben in der Geldpolitik von der
Bankenaufsicht zu gewährleisten“. Grund-
sätzlich war er jedoch für die Bankenauf-
sicht.

Als Beispiel für eine ungenügende Tren-
nung nannte Professor Claudia Buch (Insti-
tut für Wirtschaftsforschung Halle), dass die
EZB davor zurückschre-
cken könnte, „eine aus
Sicht der Geldpolitik ge-
botene Zinserhöhung
vorzunehmen, weil sich
hierdurch die finanzielle
Lage der von ihr beauf-
sichtigten Institute ver-
schlechtern würde“. 
Professor Paul Welfens
(Universität Wuppertal)
warnte davor, sich durch
Übertragung der Aufga-
ben auf die EZB in ein
„großes Risiko“ zu bege-
ben. Er verwies auf die
Zusammensetzung der
EZB-Gremien, die nach

dem Prinzip „ein Land eine Stimme“ erfol-
gen solle. Das seien sehr sonderbare Macht-
verhältnisse. „Es besteht das Risiko, dass die

Bevölkerungsmehrheit beziehungsweise
der ökonomisch größere Teil der Eurozone
von einer Stimmenmehrheit kleiner Länder
im Fall einer Bankenkrise in den kleineren
Ländern ausgebeutet wird; zugleich besteht
umgekehrt auch die Gefahr, dass Kosten
von Bankenkrisen in großen Ländern fak-
tisch auf die kleineren Länder abgewälzt
werden.“ Dagegen sah Guntram Wolff,
(Bruegel ThinkTank) Bedenken wegen der
Trennung von Geldpolitik und Aufsicht so-
wie der Interessen der Länder außerhalb des
Euroraums zufriedenstellend berücksich-
tigt. Er empfahl, zügig zuzustimmen. hle ❚

Warnungen vor zu großem Einfluss der europäischen Zentralbanker
FINANZEN Bei einer Übernahme der Bankenaufsicht durch die EZB fürchten Experten negative Folgen für Zinsentscheidungen. Die parlamentarische Kontrolle wird vermisst

ENQUETE Bundestag liefert sich 
Schlagabtausch über Wachstumspolitik.
Die Debatte über den Kommissionsbericht
bringt die Differenzen zwischen Koalition
und Oppositon zum Vorschein

Erst Einigkeit,
dann Zoff

Wächter des Geldes: Europäische Zentralbank in Frankfurt

Braunkohleabbau wie hier in der Lausitz ist ein Beispiel für das schwierige Verhältnis von Wirtschaftswachstum und Umweltschutz, wie es in der Kommission diskutiert wurde.

E
ine erstaunliche Schärfe prägte
vergangene Woche die Plenar-
debatte über den Bericht der
Enquetekommission „Wachs-
tum, Wohlstand, Lebensquali-
tät“, die Wege zum nachhalti-

gen Wirtschaften weisen sollte. Der SPD ge-
he es um eine „staatlich verordnete Ver-
zichtskultur“, fuhr FDP-Obmann Florian
Bernschneider schweres Geschütz auf. Die
Liberalen lehnten es ab, dass „Claudia Roth
und Sigmar Gabriel entscheiden, wie sich
die Wirtschaft entwickeln soll“. Grünen-
Sprecher Hermann Ott griff Union und FDP
frontal an: Bei deren Kommissionsmitglie-
dern sei zunächst eine gewisse Aufgeschlos-
senheit zu spüren gewesen, doch dann sei
der Koalitionsausschuss in das Gremium
„gegrätscht“ und habe den eigenen Leuten
einen „Maulkorb verpasst“, eine „Schande
für dieses Haus“. Georg Nüßlein (CSU) gab
den Wahlkämpfer: Die Kooperation der
SPD mit den anderen Oppositionsfraktio-
nen mache ihn „skeptisch“, ob die SPD
nach der Wahl im Herbst nicht doch mit der
Linken marschieren wolle, stichelte der Ob-
mann.

Zuerst Einstimmigkeit Der harte Streit
steht ganz im Widerspruch zur Einstimmig-
keit, mit der die 17 Abgeordneten und 17
Wissenschaftler ihren Bericht verabschiedet
hatten. Und hatte die Kommission nicht
einhellig aufrüttelnde Botschaften ausge-
sandt – dass die Finanzmärkte schärfer re-
guliert werden müssten, dass man die Che-
miebranche ökologisch ausrichten könne,
dass die Umweltbelastung ein hinnehmba-
res Maß teilweise bereits überschritten habe
und dass die ökologischen Grenzen des Pla-

neten endlich auch als Grenzen der Politik
zu akzeptieren seien? Hatte man nicht eine
spürbare Senkung des Rohstoffverbrauchs
gefordert?
Und vor allem: In dem Gremium hatten
Union, SPD und FDP ein „W3-Indikato-
ren“-Modell erarbeitet, das die Wohlfahrt
nicht mehr allein mit Hilfe des Bruttoin-
landsprodukts (BIP), sondern umfassender
über die drei Größen „Ökologie“, „materiel-
ler Wohlstand“ sowie „Soziales und Teilha-
be“ berechnen soll. Diese drei Kriterien wer-
den mit Hilfe von insgesamt 20 „Leitindika-
toren“, „Warnlampen“ und „Hinweislam-
pen“ wie etwa Einkommensverteilung, BIP,
Beschäftigungsquote, Ausstoß von Treib-
hausgasen oder Artenvielfalt gemessen.
„W3“ soll zur Richtschnur für die Politik
werden.

Sondervoten Die Konstruktion des Be-
richts vermag ein Stück weit den Wider-
spruch zwischen den Übereinstimmungen
in der Expertise und der Heftigkeit des
Schlagabtauschs zu erklären: Der Konsen
war möglich, weil der Text neben Mehrheits-
beschlüssen auch rund 60 Sondervoten der
Opposition enthält, so dass sich alle Seiten
in dem Dokument wiederfinden können.
Doch die Konflikte, vor allem über die
Wachstumspolitik, wurden nicht gelöst und
kamen jetzt zum Ausbruch.
Die „Enquete“ war vor dem Hintergrund
von Finanzkrisen, Umweltzerstörungen
und Verteilungsungerechtigkeiten einge-
setzt worden. Union und FDP hielten der
Opposition vor, sie instrumentalisiere diese
Probleme, um das Wirtschaftssystem über
eine „sozialökologische Transformation“
grundlegend in Frage zu stellen. SPD, Linke

und Grüne konterten, die Koalition habe
die Zeichen der Zeit in ihrer Dramatik nicht
erkannt.
Nüßlein bezeichnete es als „größten Er-
folg“, dass sich die Kommission entgegen
oppositioneller Forderungen im Rahmen
der sozialen Marktwirtschaft bewegt habe.
Dieses Wirtschaftsmodell sei fähig, auch
den sozialen, ökonomischen und ökologi-
schen Herausforderungen gerecht zu wer-
den. Der CSU-Abgeordnete wandte sich ge-
gen eine „fundamentale Wachstumskritik“
und gegen Bestrebungen, Wachstum aktiv
zu begrenzen. Nüßlein: „Wir haben das BIP
relativiert, nicht abgeschafft.“
Die Kommissionsvorsitzende Daniela Kol-
ber (SPD) betonte, die Finanzkrisen hätten

das „Leitbild des freien Markts planiert und
ad asurdum geführt“. Zudem sei der Res-
sourcenverbrauch drastisch gestiegen, der
Klimawandel zeuge von ökologischen Be-
drohungen. Anfangs sei man sich einig ge-
wesen, dass die Maßstäbe des Wirtschaftens
überdacht werden müssten. Doch es habe
sich gezeigt, dass viele in der Koalition in
den Krisen nur einen „Betriebsunfall“ sä-
hen, der lediglich kleine Änderungen nötig
mache.

Auch Lob zu hören Für einen „grundlegen-
den Politikwechsel“ plädierte Ulla Lötzer. So-
ziale und ökologische Anliegen wie Armuts-
bekämpfung und die Senkung des Rohstoff-
konsums müssten zu Zielen der Politik wer-
den, so die Linken-Obfrau. Lötzer hielt der
Koalition vor, von einer Reduzierung des Res-
sourcenverbrauchs zu reden, sich aber kon-
kreten Vorschlägen zu verweigern. Ott mein-
te, bei der Kernfrage, wie die Wirtschaft in die
Erdsysteme einzubetten sei, „haben wir nicht
geliefert“, was an der Koalition und vor allem
der FDP liege. Der Grünen-Obmann warf der
Koalition vor, „sich wie ein Arzt zu verhalten,
der nach der Analyse einer todbringenden
Krankheit Pflaster verordnet“.
Angesicht der von der Kommission erzielten
Fortschritte war aber auch Lob zu hören.
„Die Konsenslösungen werden Spuren in
der Tagespolitik hinterlassen“ gab sich 
Bernschneider überzeugt. Lötzer sagte, im
Bericht lägen trotz Differenzen „viele Schät-
ze“. Kolbe: „Wir haben nicht umsonst ge-
schwitzt.“ Karl-Otto Sattler ❚

Mehr zur Enquetekommission finden Sie 
unter: www.bundestag.de

>KOMPAKT

> Einsetzung Die Enquetekommission wur-
de vor dem Hintergrund von Finanz-, Um-
welt- und sozialen Krisen eingerichtet, um
Wege zu einem nachhaltigen Wirtschaften
zu entwickeln.

> Arbeit In dem Gremium saßen 17 Abge-
ordnete und 17 Wissenschaftler als Sach-
verständige. Nach fast zweieinhalb Jahren
Tätigkeit legten sie einen Abschlussbericht
mit annähernd 1.000 Seiten Umfang vor.

> Ergebnis Die Expertise enthält einige ge-
meinsame Vorschläge, offenbart aber
auch Konflikte zwischen Koalition und Op-
position, vor allem über die Wachstumspo-
litik.

FINANZEN I Eine neue Bundesfinanzpolizei als
Wirtschafts- und Finanzermittlungsbehörde
wird es nicht geben. Der Finanzausschuss lehn-
te vergangene Woche in seiner Sitzung einen
entsprechenden Antrag der Fraktion Die Linke
(17/12708) ab. Nur die Linksfraktion stimmte
dafür, die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und
FDP lehnten den Antrag mit ihrer Mehrheit ab,
während sich die Fraktionen von SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen enthielten.
Die Finanzpolizei sollte nach den Vorstellungen
aus dem Zoll ausgegliedert werden und die Auf-
gabe erhalten, „organisierte Geldwäsche, Au-
ßenwirtschaftskriminalität, Subventionsbetrug,
organisierten Schmuggel (Waffen, geschützte
Tiere oder Pflanzen), Verstöße beim Verbrau-
cherschutz (zum Beispiel kontaminierte Lebens-
mittel) zu bekämpfen, also Kriminalitätsfor-
men, die vorrangig im Zusammenhang mit
grenzüberschreitenden Geld,- Wirtschafts-, und
Handelsbeziehungen stattfinden“.
Durch Finanz- und Wirtschaftskriminalität ein-
schließlich illegalem Waffenhandel, Subventi-
onsbetrug, Korruption, Geldwäsche und ande-
rem würden Wirtschaft und Staat jährlich Scha-
den in unterschiedlich bezifferter Milliardenhö-
he entstehen, heißt es im Antrag der Fraktion.
In der Begründung des Antrags heißt es: „Wirt-

schaftskriminalität und Korruption schaden der
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, verhindern
Einnahmen der öffentlichen Haushalte und re-
duzieren die Mittel für öffentliche Investitio-
nen.“
Eine Sprecherin der Linksfraktion sagte in der
Sitzung, wenn man es ernst meine mit dem
Kampf gegen Steuerhinterziehung, müsse man
im eigenen Land anfangen. Der Antrag sei „gut
und wichtig“. Die CDU/CSU-Fraktion warnte
davor, nach den Umstrukturierungen beim Zoll
in den vergangenen zehn Jahren erneut Unru-
he hineinzubringen. Die bestehenden Struktu-
ren müssten gestärkt und nicht neue Konstruk-
tionen geschaffen werden. Von der SPD-Frakti-
on hieß es, zwar würden die Probleme richtig
beschrieben, aber viele Delikte, um die sich die
neue Behörde kümmern solle, würden in die Zu-
ständigkeit der Länder fallen. Die FDP-Fraktion
sprach sich zwar dafür aus, die Verfahren und
die Vollstreckung bei Finanz- und Wirtschafts-
kriminalität bundeseinheitlich durchzuführen,
aber ob dafür eine neue Behörde geschaffen
werden solle, sei zweifelhaft. Die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen stand dem mit dem An-
trag verfolgten Ziel grundsätzlich positiv ge-
genüber, aber insgesamt lasse der Antrag zu
viele Fragen offen. hle ❚

Keine Bundesfinanzpolizei 

FINANZEN II Der Bundestag hat am Donners-
tag einstimmig dem Einigungsvorschlag des
Vermittlungsausschusses (17/13722) vom 
5. Juni zum Gesetz zur Umsetzung der Amtshil-
ferichtlinie sowie zur Änderung steuerlicher
Vorschriften (17/12375, 17/12532, 17/12925)
angenommen. Damit werden künftig „uner-
wünschte Gestaltungen zur Steuervermei-
dung“ eingeschränkt, bislang legale Steuer-
schlupflöcher also geschlossen. Der Vermitt-
lungsausschuss hatte damit Bedenken der Län-
der aufgegriffen, die vor massiven
Steuerausfällen und -ungerechtigkeiten ge-
warnt hatten. Einschränkungen betreffen unter
anderem sogenannte Cash-GmbHs, die es Er-
ben bislang ermöglichten, große private Geld-
vermögen als Betriebsvermögen zu deklarieren
und damit die Erbschaftsteuer drastisch zu re-
duzieren. Eine solche GmbH darf nur noch 20
Prozent des Vermögens enthalten. Begrenzt
wird auch die Möglichkeit für Immobilienunter-
nehmen, durch Anteilstausch über sogenannte
Rett-Blocker die Grunderwerbsteuer zu vermei-
den. Der Anwendungsbereich wird stark einge-
grenzt. Das als „Goldfinger“ bezeichnete Steu-
ersparmodell mittels An- und Verkauf von Gold
über Firmen nach ausländischem Recht wird

durch die Rechtsänderungen unmöglich ge-
macht. Die Neufassung des Amtshilferichtlinie-
Umsetzungsgesetzes integriert den im Dezem-
ber 2012 gefundenen Kompromiss zum Jahres-
steuergesetz 2013 – mit Ausnahme der damals
vom Vermittlungsausschuss vorgeschlagenen
Gleichstellung homosexueller Lebenspartner-
schaften, an der das Gesetzgebungsverfahren
seinerzeit gescheitert war.
Außerdem stimmte der Bundestag dem Eini-
gungsvorschlag des Vermittlungsausschusses
(17/13721) zum Gesetz zur Verbesserung der
steuerlichen Förderung der privaten Altersvor-
sorge (17/10818, 17/12219, 17/12628) zu. Auf-
wendungen zur Altersvorsorge, zum Beispiel für
die Riester-Rente, können damit weiterhin nur
bis zur Höhe von 20.000 Euro steuerlich berück-
sichtigt werden. Der Bundestag wollte ur-
sprünglich den Förderhöchstbetrag auf 24.000
Euro anheben. Dies hatte der Bundesrat als un-
angemessene Bevorzugung im Vergleich zur ge-
setzlichen Rentenversicherung kritisiert. Auch
beim Wohnförderkonto bleibt es bei der gelten-
den Rechtslage. Der Bundesrat hatte bemän-
gelt, dass die ursprünglich geplante Rechtsän-
derung die Altersvorsorge durch selbstgenutz-
tes Wohneigentum zu stark begünstige. vom ❚

»Goldfinger«-Steuermodell beendet

TOURISMUS Die Bundesregierung soll den un-
gehinderten Zugang von Menschen mit Behin-
derung zu Großveranstaltungen ermöglichen
und allgemein die Vergabe öffentlicher Mittel
stärker mit dem Thema Barrierefreiheit ver-
knüpfen. Das fordert die SPD-Fraktion in einem
Antrag (17/13550), der am Freitag im Bundes-
tag Thema war.
Weltweit könnten Behinderte aufgrund unzu-
reichender Einrichtungen nicht oder nur einge-
schränkt an öffentlichen Veranstaltungen teil-
nehmen oder in den Urlaub fahren. Dieses Pro-
blem betreffe ebenso andere Bevölkerungs-
gruppen wie Eltern mit Kleinkindern,
Unfallgeschädigte oder Senioren. Letztere wür-
den aufgrund der demografischen Entwicklung
in den nächsten Jahren verstärkt barrierfreie
Tourismusangebote  nachfragen. Die Bundesre-
gierung habe in ihrer tourismuspolitischen Leit-
linie 2009 festgelegt, „das Ideal des barriere-
freien Reisens in der gesamten touristischen
Leistungskette zu verankern“. Das müsse auch
für Großveranstaltungen gelten.
Konkret fordert die Fraktion, die im Projekt
„Tourismus für Alle“ entwickelten Kriterien
auch für die Vergabe öffentlicher Mittel anzu-
wenden und die Ergebnisse des Projektes in die

Praxis umzusetzen. Weiterhin soll die Bundes-
regierung den aktuellen Ist-Zustand von barrie-
refreien Großveranstaltungen dokumentieren
und Barrierefreiheit verbindlich in die Leis-
tungsbeschreibungen von Ausschreibungsver-
fahren des Bundes aufnehmen. Dabei bedeute
Barrierefreiheit für die Antragssteller nicht nur
der ungehinderte Zugang auf das Veranstal-
tungsgelände, sondern auch, dass sich die Teil-
nehmer dort frei bewegen können.
Zudem fordert die Fraktion, bestehende öffent-
liche Bauten des Bundes auf ihre ungehinder-
ten Zugang zu überprüfen und sich gegenüber
den Ländern dafür einzusetzen, ebenso zu ver-
fahren. Fahrgast- und Tarifinformationen des
öffentlichen Nah- und Fernverkehrs sollten bar-
rierefrei für Menschen mit Seh- und Hörbeein-
trächtigungen gestaltet, in leichter Sprache for-
muliert und unter weitgehender Verwendung
von Piktogrammen dargestellt werden. Zusam-
men mit der Deutschen Bahn AG solle  die Bun-
desregierung weiter Mittel zur Verfügung stel-
len, sodass bis 2020 „grundsätzlich alle Bahn-
höfe“ barrierefrei umgebaut werden können,
fordert die Fraktion.
Der Antrag wurde an die zuständigen Ausschüs-
se überwiesen. jbb ❚

Geld nur bei Barrierefreiheit

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN
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Zum Sprachkurs mit der Straßenbahn: Werbeaktion des Goethe-Instituts im indischen Kalkutta 
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Der Bundestag setzt sich für die Bewahrung
des kongolesischen Naturerbes ein. Ein
entsprechender Antrag (17/13711) von
CDU/CSU und FDP wurde vergangenen
Freitag mit der Mehrheit der Koalition und
den Grünen bei Enthaltung von SPD und
Linksfraktion angenommen.
Der illegale Rohstoffabbau, insbesondere
im Ost-Kongo, ist aus Sicht der Antragstel-
ler eine der zentralen Quellen der Gewalt
gegen Mensch und Natur. Sie verweisen
unter anderem auch auf kongolesische Plä-
ne für einen „systematischen, großflächi-
gen Rohstoffabbau“ zur Entwicklungsfi-
nanzierung. Die institutionellen Grundla-
gen dafür aber seien nicht gegeben; zu be-
fürchten sei vielmehr, dass der Abbau nicht
zum Nutzen der Bürger, sondern zum Nut-
zen „einzelner einflussreicher Personen
und Gruppen bei gleichzeitiger Zerstörung
der Natur“ erfolgen könnte. Die Abgeord-
neten besorgt, dass die Demokratische Re-
publik Kongo Ölexplorationen in allen
Nationalparks, „einschließlich des Virun-
ga-Vulkan-Gebiets mit seinen unermessli-
chen Naturschätzen und in den Unesco-
Weltnaturerbegebieten“ gesetzlich erlau-
ben will.
Die Bundesregierung wird in der Vorlage
unter anderem aufgefordert, auf die Länder
Zentralafrikas und insbesondere auf die

Demokratische Republik Kongo mit dem
Ziel einzuwirken, dem Biodiversitäts- und
Waldschutz oberste Priorität einzuräumen.
Weiterhin soll sie gegenüber der Regierung
in Kinshasa dafür eintreten, vom „vorlie-
genden Gesetzentwurf zur Legalisierung
von Ölbohrungen in Schutzgebieten Ab-
stand zu nehmen“. Die kongolesische Seite
soll ferner darin unterstützt werden, „nach-
haltige Lösungen für drängende Entwick-
lungsfragen zu finden, die den künftigen
Schutz der Nationalparks und Schutzgebie-
te nicht in Frage stellen“. ahe ❚

Erdöl unterm Erbe
ENTWICKLUNG Nationalparks in der DR Kongo in Gefahr

A
us Sicht von Claudia Pieper
(FDP) ist in Sachen Auswär-
tiger Kultur- und Bildungs-
politik (AKBP) alles beim
Alten geblieben. Während
der Plenardebatte am ver-

gangenen Freitag vertrat die Staatsministe-
rin im Auswärtigen Amt die Ansicht, dass
die von ihrem Ministerium verfolgte Kon-
zeption „Auswärtige Kultur- und Bildungs-
politik in Zeiten der Globalisierung“ in der
Kontinuität bisheriger Grundsätze stehe.
Von einem Paradigmenwechsel könne mit-
hin keine Rede sein, urteilte sie und bestä-
tigte damit die im Bericht der Bundesregie-
rung zur Auswärtige Kultur- und Bildungs-
politik (17/12025) ebenfalls so enthaltene
Aussage. 

Wirtschaftsinteressen Die Opposition
zog dies aber in Zweifel. Allein was Deutsch-
land nutze, werde in der AKBP noch ge-
macht, kritisierte Ulla Schmidt (SPD). Auf
den Einwand von Peter Gauweiler (CSU),
dass der deutsche Außenminister auch deut-
sche Interessen vertreten müsse, entgegnete
Claudia Roth (Bündnis 90/Die Grünen):
Die durch Westerwelle vertretenen Interes-
sen der deutschen Wirtschaft seien nicht au-
tomatisch die Interessen Deutschlands.
Staatsministerin Pieper hatte zuvor darauf
verwiesen, dass keine Bundesregierung bis-
lang so viel in die Auswärtige Kultur- und
Bildungspolitik investiert habe, wie die von
Union und FDP geführte. „Trotz des Zwangs
zur Konsolidierung konnten die Ausgaben
gesteigert werden“, betonte sie. Entgegen öf-
fentlicher Behauptungen, es würden Goe-

the-Institute geschlossen, habe man – wie
etwa in Nikosia – sogar neue eröffnet.
Pieper spreche zwar von einem Rekordhaus-
halt, doch habe man im Unterausschuss Aus-
wärtige Kultur- und Bildungspolitik immer
wieder über Mittelkürzungen bei den Goethe-
Instituten diskutieren müssen, entgegnete Ul-
la Schmidt. Die dabei eingesparten Gelder sei-
en in Programme umgelenkt worden, „die
dem Außenminister zupasskommen“. Das
Engagement der Staatsministerin sei aus-
drücklich zu würdigen, machte Schmidt deut-
lich. Außenminister Guido Westerwelle
(FDP) hingegen sei an der Auswärtigen Kul-
tur- und Bildungspolitik desinteressiert. Beleg
dafür sei, dass der Minister in vier Jahren nicht

ein einziges Mal den zuständigen Unteraus-
schuss besucht habe, betonte Schmidt. 

Business Lounge Auch Lukrezia Jochimsen
(Die Linke) kritisierte einen Paradigmen-
wechsel in der Auswärtigen Kultur- und Bil-
dungspolitik. Es dürfe nicht vorrangig da-
rum gehen, Deutschland als attraktiven
Standort der Wirtschaft zu bewerben. „Wir
brauchen ein Gleichgewicht zwischen den
kulturellen, wissenschaftlichen und wirt-
schaftlichen Aufgaben“, sagte sie. Dass dies
nicht der Fall sei, zeige der Umgang des Aus-
wärtigen Amtes mit dem ehemaligen Sitz des
Goethe-Instituts in New York. Nach dem
Umzug des Instituts sollte das in deutschem

Besitz befindliche sechsstöckige Gebäude in
bester Lage nach den Vorstellungen Wester-
welles nicht etwa dem Kulturaustausch, son-
dern dem Austausch wirtschaftlicher Interes-
sen dienen, kritisierte Jochimsen. Dank des
Einspruches des Auswärtigen Ausschusses
sei dies verhindert worden, ergänzte Claudia
Roth und übte ebenfalls Kritik am Außenmi-
nister. Westerwelle schmücke sich zwar ger-
ne mit Kultur, verstehe darunter aber offen-
bar das Umfunktionieren des Goethe-Insti-
tutes in eine Business Lounge. 
Der Vorsitzende des Unterausschusses Aus-
wärtige Kultur- und Bildungspolitik, Peter
Gauweiler, ging auf die aktuellen Diskussio-
nen um das Auslandsschulgesetz ein. Die
Schulen seien ein „Anker für die Identität
der Auslandsdeutschen" und zugleich eine
Verbindungslinie für ausländische Schüler
zur deutschen Sprache und Kultur. Schon
2008 habe der Bundestag einer Resolution
für die Weiterentwicklung des Auslands-
schulwesens geschlossen zugestimmt. Bei
dem unlängst von der Bundesregierung vor-
gelegten Gesetzentwurf sei nun die finan-
zielle Sicherheit nur für jene Schulen ge-
währleistet, die auf mindestens 20 Ab-
schlüsse pro Jahr verweisen können. Um
auch kleinere Schulen fördern zu können,
habe er den Vorschlag gemacht, die Zahl auf
fünf Abschlüsse zu senken. Gauweiler zeig-
te sich über die Reaktion der Haushaltspo-
litiker erbost: „Ich verbitte mir, dass Leute,
die überhaupt kein Problem damit haben,
innerhalb von 30 Minuten Bürgschaften
über 190 Milliarden Euro zu beschließen,
uns vorwerfen, wir würden mit der Ände-
rung den Haushalt maßlos belasten“.

Inzwischen habe man mit 13 Abschlüssen
einen Kompromiss erzielt, sagte Gauweiler
weiter. „Wir sollten die Kuh jetzt vom Eis
bringen“, formuliert er seine Bitte an die
Opposition. Eine Verabschiedung des Aus-
landsschulgesetzes noch in dieser Legisla-
turperiode hatte zuvor auch Staatsministe-
rin Pieper gefordert. Der darin zugesicher-
te Rechtsanspruch auf Förderung sei auch
eine Form der Anerkennung für die in den
Schulen tätigen Lehrer. 

Tadel für Haushälter Linken-Kulturex-
pertin Jochimsen kündigte jedoch an, ei-
nen solchen Kompromiss nicht mittragen
zu wollen. Es werde auch dann privilegier-
te und benachteiligte Schulen geben, be-
mängelte sie. Claudia Roth kritisierte in
dieser Frage Staatsministerin Pieper, die
dem Unterausschuss in den Rücken gefal-
len sei, indem sie den von allen Fraktio-
nen getragenen Änderungsantrag, „der
den viel zu eng gestrickten Entwurf des
Auslandsschulgesetzes korrigieren sollte“,
abgelehnt habe. Zudem tadelte auch Roth
die Haltung der „Koalitionshaushälter“.
Diese würden ihren Ehrgeiz in die Verhin-
derung des Auslandsschulgesetzes legen.
Besser wäre es gewesen, die Haushälter
hätten einmal nachgeforscht, „wo eigent-
lich die Gelder aus dem Anfang der Legis-
laturperiode aufgelegten Zwölf-Milliar-
den-Euro-Bildungspaket versickert sind“,
sagte Roth. Götz Hausding ❚

KULTUR Opposition und Koalition streiten über Ausrichtung der Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik 

Mit Goethe um die Welt

Mehr zur Auswärtigen Kulturpolitik unter:
www.kulturportal-deutschland.de

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

»Haltlos und
unbegründet«  
ÄGYPTEN Das Urteil eines ägyptischen Ge-
richts gegen Mitarbeiter der CDU-nahen
Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS) hat partei-
übergreifend für Unverständnis und Enttäu-
schung gesorgt. In dem Prozess gegen meh-
rere Nicht-Regierungsorganisationen in
Ägypten sind der frühere Leiter des KAS-Bü-
ros in Kairo sowie weitere Ausländer in Ab-
wesenheit vergangene Woche zu teils langen
Haftstrafen verurteilt worden. Ihnen wurde
illegaler Geldtransfer sowie Arbeiten ohne Li-
zenz vorgeworfen. Die Durchsuchung zahl-
reicher Büros hatte Ende 2011 international
für Kritik gesorgt. Gegen das überraschend
harte Urteil, das auch die Schließung des
KAS-Büros in Ägypten vorsieht, kann Be-
schwerde eingelegt werden.
Außenminister Guido Westerwelle (FDP)
nannte das Vorgehen der ägyptischen Justiz
besorgniserregend. „Es schwächt die Zivilge-
sellschaft als wichtige Säule der Demokratie
in einem neuen demokratischen Ägypten.“
Der KAS-Vorsitzende Hans-Gert Pöttering
bezeichnete die Urteile als „schweren Schlag
gegen die Zivilgesellschaft und den Rechts-
staat in Ägypten“. Die Vorwürfe seien „halt-
los und unbegründet“ – zumal die Konrad-
Adenauer-Stiftung erst jüngst in ein deutsch-
ägyptisches Kulturabkommen aufgenom-
men wurde. 
Der SPD-Fraktionsvorsitzende Frank-Walter
Steinmeier nannte die  Entscheidungen des
Gerichts „völlig inakzeptabel und zutiefst
beunruhigend“. Die Urteile seien eine schwe-
re Belastung für die bilateralen Beziehungen
und nicht hinnehmbar. ahe/dpa ❚

Zwei Minister – eine Botschaft: Außenmi-
nister Guido Westerwelle und Entwick-
lungsminister Dirk Niebel (beide FDP) ha-
ben vergangene Woche im Ausschuss für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung bekräftigt, dass sich Deutschland
auch nach dem geplanten Truppenabzug
2014 in Afghanistan engagieren werde. Wes-
terwelle sprach von einem „gegenseitigen
Versprechen“ zwischen internationaler Ge-
meinschaft und Afghanistan: „Wir sind be-
reit, uns auch weiterhin zu engagieren“, zu-
gleich aber müsse der innerafghanische Re-
formprozess fortgesetzt, die
Akzeptanz für Menschen-
rechte und zivilgesellschaft-
liche Standards erhöht wer-
den. Insbesondere sorge ihn
die Situation von Frauen,
deren Rechte nach dem
Truppenabzug gefährdet
sein könnten: „Wir stoßen
hier auf ein Wertegerüst, das
uns fremd ist.“
Positiv bewertete Wester-
welle, dass afghanische Si-
cherheitskräfte mittlerweile
die Verantwortung für nahe-
zu 90 Prozent der Bevölke-
rung übernommen hätten.
Auch die Einbeziehung der

Nachbarländer in Afghanistans Transfor-
mationsprozess sei auf „einem guten Weg“.
Westerwelle kündigte an, zügig das Ge-
spräch mit der neugewählten pakistani-
schen Regierung zu suchen.

Hilfe für zehn Jahre Sein Kabinettskollege
Niebel bezifferte die zivile Hilfe aus
Deutschland für Wiederaufbau und Ent-
wicklung in Afghanistan auf jährlich bis zu
430 Millionen Euro, davon 250 Millionen
Euro aus dem Etat seines Hauses und 180
Millionen Euro vom Auswärtigen Amt. Die

Bundesregierung habe den politischen Wil-
len bekundet, diese Hilfe auf zehn Jahre „auf
ungefähr gleichem Niveau“ bereitzustellen.
Zugleich sei klar, dass die Mittelvergabe an
sichtbare Reformfortschritte in Afghanistan
geknüpft sei, betonte Niebel. Er verwies auf
ein Gebertreffen im Juli, bei dem geprüft
werden soll, ob und inwieweit die afghani-
sche Regierung Verpflichtungen erfülle. Als
„wichtig“ für die Zeit nach 2014 nannte Nie-
bel zudem eine „Evakuierungskomponente“
für internationale Kräfte und Ortskräfte der
Entwicklungszusammenarbeit. „In Extrem-
situationen müssen wir unter dem Schutz
der Streitkräfte stehen“, sagte Niebel. Er ver-
wies unter anderem auf die Ankündigung
der Bundesregierung, nach dem Truppenab-
zug 600 bis 800 Bundeswehrsoldaten im
Rahmen einer dann neuen Unterstützungs-
und Ausbildungsmission zu stellen.

Perspektive für Ortskräfte Beide Minister
sicherten zu, afghanische Ortskräfte nach
Abzug der ISAF-Truppen nicht im Stich zu
lassen. Westerwelle sprach von einer „kom-
plizierten Abwägungsfrage“, einerseits gelte
es, die Ortskräfte vor einer möglichen Ge-
fährdung zu schützen, andererseits dürfe es
nicht zu einer massenhaften Abwanderung
von Verantwortungsträgern ins Ausland
kommen. ahe ❚

Hilfe nach dem Truppenabzug
AFGHANISTAN Westerwelle und Niebel bekräftigen deutsches Engagement für die Zeit nach 2014

Die Minister Dirk Niebel (links) und Guido Westerwelle
und die Ausschussvorsitzende Dagmar Wöhrl
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Blick auf die Virunga-Vulkane im Osten
der Demokratischen Republik Kongo
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Abkommen zur Regulierung
von Waffenhandel
Die Fraktionen von CDU/CSU und FDP setzen
sich für ein zügiges Inkrafttreten des „Ver-
trags über die Regulierung von Waffen-
handel“ ein. Mit einem Gesetzentwurf
(17/13708), der vergangene Woche in die
Ausschüsse überwiesen wurde, sollen die Vo-
raussetzungen für die Ratifizierung des UN-
Abkommens geschaffen werden. Ziel des Ver-
trages sei es, den internationalen Handel mit
konventionellen Rüstungsgütern „durch die
Schaffung von rechtlich bindenden, weltweit
einheitlichen Mindeststandards, insbesonde-
re für Exporte, zum Zwecke der Stärkung von
Frieden und Sicherheit“ zu regulieren. ahe ❚

Grüne monieren »Gängelung«
der Zivilgesellschaft 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen kritisiert
eine aus ihrer Sicht bestehende „Gängelung
der deutschen Zivilgesellschaft“ in der Ent-
wicklungszusammenarbeit. Es bestehe eine
„zunehmende Einflussnahme des Bundes-
ministeriums für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung“ (BMZ) gegenüber
entwicklungspolitischen Nichtregierungsor-
ganisationen (NRO), heißt es in einem An-
trag (17/13728). Die Abgeordneten fordern
die Bundesregierung unter anderem auf, ei-
ne „kritische Berichterstattung auch durch
geförderte Publikationen zu ermöglichen“.
Der Antrag wurde vergangene Woche in die
Ausschüsse überwiesen. ahe ❚

Neue Entwicklungsagenda 
für die Zeit nach 2015
Sozialdemokraten und Grüne setzen sich für
eine nachhaltige Entwicklungsagenda ab
2015 ein. Zwei entsprechende Anträge der
Fraktionen (17/13762; 17/13727) wurden
vergangene Woche in die Ausschüsse über-
wiesen. Im Kern fordern beide Fraktionen,
die derzeit im UN-Rahmen laufenden Pro-
zesse zu einer Weiterentwicklung der bis
2015 gültigen Millenniumentwicklungsziele
(MDGs) und zur Entwicklung von Nachhal-
tigkeitszielen (SDGs) in einer neuen Agenda
zusammenzuführen. ahe ❚

Freihandelsabkommen 
zwischen USA und EU im Fokus
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert
die Bundesregierung auf, einer transatlanti-
schen Handels- und Investitionspartnerschaft
(TTIP) im Europäischen Rat erst zuzustimmen,
wenn der Bundestag sein Recht zur Stellung-
nahme in Anspruch genommen hat. In einem
Antrag (17/13733) fordern die Abgeordneten,
dass der Bundestag „zeitnah“ von seinem
Recht auf Stellungnahme nach Artikel 23 Ab-
satz 3 Satz 1 des Grundgesetzes Gebrauch
machen soll. Die SPD-Fraktion fordert in ei-
nem Antrag (17/13732), audiovisuelle und
kulturelle Dienstleistungen bei dem geplan-
ten Handelsabkommen auszunehmen. Die
Abgeordneten begründen dies damit, dass
diese Dienstleistungen nicht nur Wirtschafts-,
sondern auch Kulturgüter seien, die die Iden-
tität eines jeden einzelnen Mitgliedstaates wi-
derspiegeln würden. as ❚

KURZ NOTIERT

>STICHWORT

> Mittlerorganisationen Die Federführung für die auswärtige Kulturpolitik liegt beim Aus-
wärtigen Amt, die Umsetzung aber in den Händen von Mittlerorganisationen wie zum Bei-
spiel dem Goethe-Institut, dem Deutschen Akademischen Austauschdienst (DAAD), der In-
went - Internationale Weiterbildung und Entwicklung gGmbH, dem Institut für Auslands-
beziehungen (ifa) und dem Deutschen Archäologischen Institut (DAI).

> Weltweites Netzwerk Allein das Goethe-Institut unterhält 136 Standorte und zehn Ver-
bindungsbüros in 92 Ländern. Über die auswärtige Kultur- und Bildungspolitik werden 1.530
Partnerschulen unterstützt (140 Deutsche Auslandsschulen, 870 Deutsches-Sprachdiplom-
Schulen sowie 520 weitere Schulen). Der DAAD sorgt unter anderem mit 15 Außenstellen
und 53 Informationszentren im Ausland für den wissenschaftlichen Austausch.

> Etat Die Mittel für die Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik beliefen sich 2011 auf ins-
gesamt knapp 1,5 Milliarden Euro. Das sind rund 0,5 Prozent des Bundeshaushalts.

DEUTSCHLANDBILD – Kultur- und Bildungsarbeit im Ausland
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U
ngeachtet der heftigen
Kritik aus Deutschland
und 16 weiteren EU-Mit-
gliedsstaaten hat die EU-
Kommission vergangene
Woche vorläufige Anti-

dumping-Zölle auf chinesische Solarmodu-
le verhängt. Allerdings staffelt EU-Handels-
kommissar Karel De Gucht den Zoll und
setzte zunächst einen Satz von 11,8 Prozent
fest, der erst nach zwei Monaten auf die ur-
sprünglich geplanten 47,6 Prozent steigt.
„Die Entscheidung der EU-Kommission ist
eine ausgestreckte Hand, um einen Han-
delskrieg zu vermeiden“, sagte der Sprecher
der Fraktion der Konservativen im Europäi-
schen Parlament, der Deutsche Daniel Cas-
pary zu der stufenweisen Einführung des
Zolls. Eine große Mehrheit im Europäischen
Parlament unterstützt De Guchts Ansatz,
der von der Kommission einstimmig verab-
schiedet wurde.
Aus den Mitgliedsstaaten kam offene Kritik
an der Entscheidung. Bundeswirtschaftsmi-
nister Philipp Rösler (FDP)  nannte den Zoll
einen „Fehler“. Neben Großbritannien zeig-
te sich auch De Guchts Heimatland Belgien
unzufrieden mit dem Schritt. Die Mitglieds-
staaten monieren, dass Europa wegen des
Zolls auf einen Handelskrieg mit China hin-
steuere. China hat bereits mehrere Gegen-
maßnahmen angekündigt. De Gucht will
sich jedoch von chinesischen Drohgebär-
den nicht einschüchtern lassen. „Die Euro-
päische Politik sollte sich von Gesetzen und
nicht von Angst leiten lassen“, betont der
Handelskommissar. 

Dumping-Preise China exportiert aktuell
Solarmodule im Wert von 21 Milliarden
Euro in die EU. Die EU-Kommission wirft
den Chinesen vor, die Solarmodule in
Europa seit drei Jahren zu Dumping-Preisen
zu verkaufen, also billiger als die Herstel-
lungskosten. Die Kommission errechnete,
dass die Solarmodule im Durchschnitt um
88 Prozent teurer verkauft werden müssten.
Allerdings gibt es Kritik an den Berechnun-
gen. Da China bei der Welthandelsorganisa-

tion WTO nicht als  Marktwirtschaft aner-
kannt wird, hat die EU-Kommission bei der
Kalkulation einen gewissen Spielraum. Als
Berechnungsgrundlage dienen die Herstel-
lungskosten in Indien.
Die EU-Kommission erwartet nun von Chi-
na ein Verhandlungsangebot. „Der Ball ist
im chinesischen Feld“, sagte Handelskom-
missar De Gucht. Er glaubt, dass er durch
die gestaffelten Zölle den Druck erhöht hat,
um die Chinesen schnell zu einem Angebot
zu bewegen. In Brüssel wünscht man sich,
dass China einen Mindestpreis für die So-
larmodule einführt.

Kapazitäten verzehnfacht China hat sei-
ne Kapazitäten für Solarmodule in den ver-
gangenen Jahren rasant aufgebaut, seit 2008
haben sie sich auf 55 Gigawatt verzehn-
facht. Dies entspricht 150 Prozent der welt-
weiten Nachfrage. Der Staat hat das starke
Wachstum unterstützt, die Subventionen
zuletzt jedoch zurückgefahren. In Europa
haben chinesische Hersteller mittlerweile
einen Marktanteil von 80 Prozent erreicht.
Europäische Hersteller halten nur noch ei-
nen Marktanteil von 13 Prozent, der zudem
rapide abnimmt.
In der politischen Debatte wird verschwie-
gen, dass die Solarenergie auch in Europa
von staatlicher Unterstützung profitiert. Im
Zuge des Klimaschutzes haben viele EU-
Mitgliedsstaaten die Solarenergie massiv ge-
fördert, allerdings nicht, indem sie Herstel-
ler päppelten, sondern indem sie Verbrau-
chern Zuwendungen zukommen lassen.
China hatte schon vor der Ankündigung der
Zölle auf Solarmodule eine Antidumping-
Untersuchung gegen europäische Chemie-
unternehmen bekannt gemacht. Chinesi-
sche Hersteller werfen der europäischen
Konkurrenz vor, ein Lösungsmittel unter
den Herstellungskosten zu verkaufen. Ver-
gangene  Woche folgte eine Untersuchung
gegen europäische Weinhersteller. „Wein-
einfuhren aus Europa kommen dank Dum-
ping, Subventionen und anderer unerlaub-
ter Handelspraktiken auf unseren Markt
und haben unsere Weinproduktion beein-

trächtigt“, hieß es dazu in einer Erklärung
des chinesischen Handelsministeriums. Der
Angriff auf die europäischen Weingüter ist
aus zwei Gründen interessant. Zum einen
nimmt die chinesische Regierung mit der
Landwirtschaft einen Sektor ins Visier, der
traditionell stark von Subventionen profi-
tiert. Der britische Think Tank Open Europe
schätzt die Subventionen für europäische
Weinbauern auf 2,8 Milliarden Euro im
Jahr. 
Gleichzeitig trifft die chinesische Regierung
mit ihrem Verfahren gegen europäischen
Wein ausgerechnet jene Länder, die sich für
die Zölle auf Solarmodule ausgesprochen
haben. Die großen Weinhersteller Frank-
reich, Spanien und Italien hatten die Kom-
mission in ihrer Haltung ausdrücklich be-
stärkt. Frankreichs Staatspräsident François
Hollande reagierte auf die chinesische An-
kündigung prompt und forderte ein Krisen-
treffen, bei dem die Europäer ihre Haltung
abstimmen sollten.

Drohender Handelskrieg Ein Handels-
krieg mit China würde Europas ohnehin
schon schwächelnde Wirtschaft empfind-
lich treffen. Im vergangenen Jahr haben die
EU-Mitgliedsländer Waren und Dienstleis-
tungen im Wert von 143,9 Milliarden Euro
nach China exportiert. Mit Ausfuhren von
66,6 Milliarden Euro ist Deutschland der
wichtigste Exporteur unter den EU-Staaten.
Sollten die Chinesen ihren Markt abschot-
ten, wäre das zum Nachteil von Branchen
wie beispielsweise dem Maschinen- und Au-
tomobilbau, die Chinesen zu ihren guten
Kunden zählen. 
Die beschlossenen Zölle laufen für maximal
sechs Monate, endgültige Zölle kann die
EU-Kommission nur dann verhängen,
wenn die Mitgliedsstaaten zustimmen. Aus
der EU-Kommission ist hierzu zu hören,
dass Mitgliedsstaaten in der Vergangenheit
ihre Position dazu schon mehrfach verän-
dert hätten. Silke Wettach ❚

Die Autorin ist Korrespondentin für die Zei-
tung „Handelsblatt“ in Brüssel. 

HANDEL Beim Streit um chinesische Solarmodule setzt die 
EU-Kommission offenbar auf eine Verhandlungslösung

Schutzzoll für
»Made in China« 

ENTWICKLUNG SPD und Grüne sind im Aus-
schuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung mit ihren Initiativen zur Ernährungs-
sicherheit und Überwindung des Hungers ge-
scheitert. Ihre Anträge (17/12379; 17/13492)
wurden vergangene Woche von den Koalitions-
fraktionen von Union und FDP abgelehnt.
Die SPD-Fraktion hatte die Bundesregierung un-
ter anderem dazu aufgefordert, den Förder-
schwerpunkt „Ländliche Entwicklung und Ernäh-
rungssicherung“ finanziell zu stärken sowie inter-
national für das verbindliche Ziel einzutreten,
Hunger und extreme Armut bis zum Jahr 2030 zu
überwinden. Die Grünen warben dafür, den An-
teil für die öffentliche Entwicklungszusammenar-
beit bis spätestens 2017 auf 0,7 Prozent des Brut-
tonationaleinkommens zu steigern und mindes-

tens zehn Prozent dieser Mittel „für die Förde-
rung der ländlichen Entwicklung im Sinne der Er-
nährungssicherheit“ einzusetzen.
Ein Vertreter der Grünen sprach sich für einen res-
sortübergreifenden Ansatz aus: „Nur in der Ge-
samtschau lässt sich Hunger wirklich bekämp-
fen.“ Ein Vertreter der SPD-Fraktion sagte, dass
die Wertschöpfung im ländlichen Raum in Ent-
wicklungsländern insgesamt erhöht werden müs-
se. Die Koalitionsfraktionen argumentierten, dass
die Bundesregierung die ländliche Entwicklung
zu einem Querschnittsthema gemacht habe und
gerade bei der Ernährungssicherung stark enga-
giert sei. Aus der Linksfraktion, die sich bei bei-
den Anträgen enthielt, kam Kritik an der im SPD-
Antrag nicht ausdrücklich ausgeschlossenen Pri-
vatisierung der Wasserversorgung. ahe ❚

Überwindung des Hungers

MENSCHENRECHTE Die SPD-Fraktion ist mit
einer Initiative zum Schutz der Baha’i gescheitert.
Einen Antrag (17/13474) zur Religionsfreiheit im
Iran und zur Stärkung der Rechte der Glaubens-
gemeinschaft lehnte der Ausschuss für Men-
schenrechte und humanitäre Hilfe vergangene
Woche mit den Stimmen der Fraktionen von Uni-
on und FDP bei Enthaltung der Fraktion die Lin-
ke ab. Die Grünen unterstützten den Antrag.
Die Sozialdemokraten hatten die Bundesregie-
rung unter anderem aufgefordert, Menschen-
rechtsverletzungen im Iran bilateral und auf in-
ternationaler Ebene zu thematisieren und sich
„konsequent für die Freiheit des religiösen und
weltanschaulichen Bekenntnisses“ einzusetzen.
Die iranische Regierung sei aufzufordern, Repres-
sionen gegenüber den Baha’i einzustellen sowie
alle politischen und aus Gewissensgründen In-

haftierten freizulassen. Mitglieder der iranischen
Baha’i-Gemeinde sollen zudem als Gruppenver-
folgte in Deutschland aufgenommen werden.
Den Baha’i werde im Iran unterstellt, Spione Isra-
els zu sein, zum anderen werde ihnen Apostasie,
der Abfall vom Islam, vorgeworfen.
Vertreter der Koalitionsfraktionen unterstützten
im Ausschuss das Anliegen der SPD, verwiesen je-
doch auf bereits beschlossene Anträge zur Religi-
onsfreiheit im Iran. Zudem sei die von den Sozi-
aldemokraten geforderte Linie gegenüber der ira-
nischen Regierung bereits Bestandteil der Politik
der Bundesregierung. Vertreter der Oppositions-
fraktionen sprachen unter anderem von einer Ver-
schlechterung der Lage der Baha’i in jüngster
Zeit, was sich unter anderem auch in der Inhaf-
tierung ihrer Führungsspitze nach „grob unfairen
Gerichtsverfahren“ Anfang Mai zeige. ahe ❚

Bedrängte Gläubige im Iran

EUROPA Im Europaausschuss haben Experten
verfassungs- und europarechtliche Bedenken
im Zusammenhang mit der rechtlichen Ausge-
staltung einer Europäischen Bankenunion in
Deutschland geäußert. Grundlage ist ein Ge-
setzentwurf der Koalitionsfraktionen CDU/CSU
und FDP (17/13470). Das Gesetz sieht vor, dass
der deutsche Vertreter im Rat der Verordnung
für den SSM (Single Supervisory Mechanism)
erst dann zustimmen darf, wenn ein entspre-
chendes Gesetz auf der Grundlage von Artikel
23 Absatz 1 des Grundgesetzes erlassen wurde.
Die SSM-Verordnung regelt die „Übertragung
besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit
der Aufsicht über Kreditinstitute auf die Euro-
päische Zentralbank".
Professor Franz Mayer von der Universität Bie-
lefeld und Professor Ulrich Hufeld von der Uni-
versität der Bundeswehr in Hamburg bezeich-

neten den Gesetzentwurf als nicht verfassungs-
gemäß. Professor Mayer führte an, dass Artikel
23 Absatz 1 keine „taugliche Kompetenzgrund-
lage“ für ein solches Zustimmungsgesetz dar-
stelle. Er warnte zugleich davor, dass ein „über-
flüssiges Gesetz keinesfalls rechtlich gegen-
standslos“ sei. „Sie können davon ausgehen,
dass die Sache nach Karlsruhe" geht, sagte er.
Rechtsanwalt Benedikt Wolfers von der Kanzlei
Freshfields Bruckhaus Deringer erklärte, er hal-
te das geplante Gesetz zwar nicht für erforder-
lich, aber verfassungsrechtlich zulässig.
Professor Hufeld warnte ebenfalls: „Es ist ein
heikles Exempel, wenn es nicht veranlasst ist.“
Damit werde die Verordnungsgebung in der Eu-
ropäischen Union drastisch erschwert. Bereits
am Anfang hatte er daher den Abgeordneten
gesagt: „Ich rate Ihnen ab, dieses Mandatsge-
setz zu beschließen.“ as ❚ 

Kritik an EU-Gesetz zu Bankenunion 

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Der Außenminister versucht es mit vorsichti-
gem Optimismus: Die erste Einigung zwi-
schen Kosovo und Serbien auf eine Norma-
lisierung ihrer Beziehungen vor wenigen Wo-
chen sei eine „bedeutende politische Ent-
wicklung“, sagte Guido Westerwelle (FDP)
am vergangenen Freitag bei der ersten Bera-
tung zur Verlängerung des Bundeswehrein-

satzes  im Rahmen der KFOR-Mission im Ko-
sovo. Auch sein Kabinettskollege, Verteidi-
gungsminister  Thomas de Maizière (CDU),
stellte fest, dass Bemühungen um eine Stabi-
lisierung der Region Früchte tragen würden.
Beide wiesen jedoch auch darauf hin, dass es
nach wie vor ein Eskalationspotential insbe-
sondere im Norden des Kosovo gebe, wo sich
ein Teil der serbischen Minderheit gegen ei-
ne Einigung zwischen Belgrad und Priština
sperre. 
Laut Antrag der Bundesregierung (17/13661)
soll die deutsche Beteiligung an der interna-
tionalen Sicherheitspräsenz im Kosovo um
ein Jahr verlängert werden. Unverändert ist
im Rahmen des Mandats der Einsatz von bis
zu 1.850 Soldaten vorgesehen. Die Kosten
für die zwölf Monate währende Fortsetzung

beziffert die Bundesregierung auf insgesamt
rund 60,4 Millionen Euro. Der Antrag wur-
de in die Ausschüsse überwiesen.
Gernot Erler (SPD) sagte, dass es insbeson-
dere die europäische Perspektive sei, die auf
beiden Seiten zu Kompromissbereitschaft
geführt habe. Das Bundeskanzleramt jedoch
bremse nun einen möglichen Beitrittspro-

zess Serbiens aus, obgleich
sich die EU-Kommission
jüngst für eine Aufnahme
ausgesprochen habe. Beim
EU-Gipfel Ende Juni werde
es die deutsche Bundesre-
gierung sein, die in dieser
Frage „die Tür aus wahltak-
tischen Gründen“ zuschla-
ge, kritisierte Erler. 
Inge Höger (Die Linke) mel-
dete Zweifel an der Entspan-
nung zwischen Albanern
und Serben an. Vor dem
Hintergrund der Erfahrun-
gen aus den Balkankriegen
sei die Sorge der Kosovoser-
ben vor Vertreibungen nicht
unbegründet. Höger sprach
zudem von einem Ausver-
kauf der Region durch die
Privatisierungspolitik auf
Druck der EU. 

Omid Nouripour (Grüne) entgegnete: „Wir
sind auf einem guten Weg“. Es sei nicht
selbstverständlich, dass das Kosovo befriedet
sei und dass nur ein Jahr nach Schießereien
an der serbisch-kosovarischen Grenze beide
Seiten „ein historisches Abkommen“ ge-
schlossen hätten. Ähnlich argumentierte Phi-
lipp Mißfelder (CDU): Die positive Rück-
kopplung der KFOR-Mission in der Bevölke-
rung des Kosovo zeige, „dass das kein Kolo-
nialismus ist“. ahe ❚

Gedämpft optimistisch

China exportiert zur Zeit Solarmodule im Wert von 21 Milliarden Euro in die Europäische Union.
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KOSOVO KFOR-Einsatz der Bundeswehr soll verlängert werden

Bundeswehrsoldaten beim Einsatz im Norden Kosovos
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Grüne wenden sich gegen
Administrativhaft 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ist mit
ihrer Initiative für ein Ende der Praxis der
Administrativhaft gescheitert. Einen ent-
sprechenden Antrag (17/11166) lehnten die
Koalitionsfraktionen von Union und FDP am
vergangenen Donnerstag ab, die Oppositi-
onsfraktionen stimmten dafür. Die Grünen
hatten unter anderem gefordert, dass sich
die Bundesregierung gegenüber der israeli-
schen Regierung, der Palästinensischen Au-
tonomiebehörde und der Hamas für die Auf-
hebung der Administrativhaft sowie willkür-
licher Verhaftungen einsetzt. Die Adminis-
trativhaft schränke die Verfahrensgarantien
von Betroffenen erheblich ein und sei „un-
ter rechtsstaatlichen und menschenrechtli-
chen Gesichtspunkten inakzeptabel“, hießt
es zur Begründung. ahe ❚

Initiative zur 
Gaza-Blockade gescheitert
Die Grünen haben mit ihrer Initiative zur
Überwindung der Blockade gegen Gaza
durch Israel keine Mehrheit gefunden. Ein
Antrag der Fraktion (17/11167) fand am ver-
gangenen Donnerstag Zustimmung bei
SPD- und Linksfraktion, scheiterte aber am
Votum der Koalitionsfraktionen von Union
und FDP. Die Grünen hatten die Bundesre-
gierung aufgerufen, die israelische Regie-
rung zu einem „grundlegenden Politikwech-
sel gegenüber Gaza und einer Aufhebung
der Blockade Gazas“ zu bewegen. Zugleich
solle von der Hamas die Unterbindung der
Gewalt gegen Israel und die Einhaltung der
Menschenrechte im Gaza-Streifen eingefor-
dert werden. Israels Blockade soll sich ge-
gen die Hamas richten, bewirke jedoch oft
das Gegenteil, hieß es im Antrag weiter: Sie
verhindere eine echte wirtschaftliche Erho-
lung und leiste massiver Korruption und der
Entstehung von mafiösen Strukturen in Ga-
za Vorschub. ahe ❚

Die Linke kritisiert 
»rassistische« US-Urteile
Der Bundestag hat eine Initiative der Links-
fraktion zur Freilassung des US-amerikani-
schen Journalisten Mumia Abu-Jamal-Abge-
lehnt. Ein Antrag der Fraktion (17/8916)
scheiterte vergangenen Donnerstag an den
Stimmen von Union, SPD und FDP bei Ent-
haltung der Grünen. Die Linke hatte die Bun-
desregierung unter anderem aufgefordert,
den USA anzubieten, Abu-Jamal in Deutsch-
land Aufnahme zu gewähren.Außerdem soll
te sich die Regierung der Vorlage zufolge
unter anderem in Gesprächen mit Mitglie-
dern der US-Regierung für eine „menschen-
rechtskonforme Reform des Strafprozess-
rechts und des Strafvollzugs in den USA“
einsetzen und deutlich machen, „dass die
Verantwortlichen für rassistisch motivierte
Urteile zur Rechenschaft gezogen werden
müssen“. ahe/bob ❚

KURZ NOTIERT

EU-Kommissar
stellt sich vor   
EUROPA Wenn Kroatien am 1. Juli Mitglied
der Europäischen Union wird, tritt auch ein
zusätzlicher EU-Kommissar in Brüssel seinen
Dienst an. In der vergangenen Woche präsen-
tierte sich der Kandidat Kroatiens, Neven Mi-
mica, bei einer Anhörung vor dem Verbrau-

cher- und dem Um-
weltausschuss des
Europäischen Parla-
ments. Der 59-jähri-
ge Kroate soll in der
Kommission künf-
tig für Verbraucher-
schutz zuständig
sein. Die Parlamen-
tarier müssen seiner
Ernennung zustim-
men. Bei der Anhö-
rung erklärte er zu
den Zielen seiner
Amtszeit, er wolle

sich auf bestehende politische Initiativen der
EU-Kommission konzentrieren. „Ich habe
keine wichtigen Gesetzgebungsvorschläge
im Auge“, sagte der Kroate.
Der EVP-Abgeordnete Andreas Schwab
(CDU) kritisierte im Anschluss an die Anhö-
rung, dass Mimica mit seinen Aussagen „sehr
vage“ geblieben sei. Ohnehin  bleibt dem
Kroaten nur eine kurze Zeit von 16 Monaten,
da die Amtszeit der Kommission im Jahr
2014 endet. Um dem neuen EU-Mitglied
Kroatien ein eigenes Ressort überlassen zu
können, wurde das bisherige Amt für Ge-
sundheit und Verbraucherschutz aufgespal-
ten. Mimica ist derzeit stellvertretender Re-
gierungschef seines Landes. Der Diplomat
war maßgeblich an den Beitrittsverhandlun-
gen seines Landes mit der EU beteiligt. Er stu-
dierte in Zagreb Wirtschaftswissenschaften,
arbeitete im Außenhandel, veröffentlichte
aber auch eine Reihe wissenschaftlicher Pu-
blikationen zu diesem Thema. Der Sozialde-
mokrat gilt daher als international äußerst
gut vernetzt.  as ❚

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Neven Mimica
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>Rudolf Adams ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1966-1980,
SPD
Rudolf Adams starb am 25. Mai im Alter
von 93 Jahren. Der Gewerkschaftsmitarbei-
ter aus Bergheim/Erft, SPD-Mitglied seit dem
Jahr 1948, war von 1952 bis 1969 Abgeord-
neter im Kreistag Köln-Land. Rudolf Adams,
der von 1970 bis 1979 für die SPD Mitglied
des Europäischen Parlament war, arbeitete
im Deutschen Bundestag zuletzt im 
Finanzausschuss mit.

>Elmar Kolb ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1977-1990,
CDU
Am 13. Mai starb Elmar Kolb im Alter von 
77 Jahren. Der Maschinenbauingenieur und
Unternehmer aus Tettnang trat 1967 der CDU
bei und war Kreisvorsitzender. Von 1980 
bis 1985 stand er an der Spitze des Bundes-
verbands der Selbständigen. Kolb engagierte
sich im Bundestag vorwiegend im Ausschuss
für Arbeit und Sozialordnung.

>Engelbert Nelle
Bundestagsabgeordneter 1980-1998,
CDU
Engelbert Nelle wird am 9. Juni 80 Jahre alt.
Der Diplom-Handelslehrer aus Hildesheim,
CDU-Mitglied seit 1969, engagierte sich in
allen fünf Wahlperioden im Sportausschuss
und war von 1985 bis 1994 sportpolitischer
Sprecher seiner Fraktion. Nelle war Präsident
des Niedersächsischen Fußballverbands und
Vizepräsident des Deutschen Fußball-Bunds.

>Helmut Geiger
Bundestagsabgeordneter 1965, CSU
Am 12. Juni vollendet Helmut Geiger sein 
85. Lebensjahr. Der Jurist und langjährige
Präsident des Deutschen Sparkassenver-
bands schloss sich 1949 der CSU an. Geiger
war im Juni 1965 in den Bundestag nachge-
rückt. bmh ❚

Drei Tage lang haben sie diskutiert, debattiert und gestrit-
ten. Drei Tage lang probierten sich 312 Jugendliche vergan-
gene Woche als Nachwuchspolitiker. Sie nahmen am Plan-
spiel „Jugend und Parlament“ des Bundestages teil und er-
lebten das Herzstück der deutschen Demokratie hautnah.
Im Planspiel schlüpften Jugendliche aus ganz Deutschland
in die Rolle eines echten Abgeordneten und simulierten
die parlamentarische Arbeit im Bundestag. Die Teilnehmer
bekamen alle eine neue Identität: Name, Biografie, Frakti-
onszugehörigkeit. Dabei orientierten sich die Jugend-Frak-
tionen in etwa an den fünf echten Fraktionen im Bundes-
tag. Und wie bei richtigen Politikern, standen für die Teil-
nehmer Fraktions-, Ausschusssitzungen, Landesgruppen-
treffen und Plenardebatten auf dem Programm.  
In den Fraktionssitzungen wurden zunächst die Vorsitzen-
den und Schriftführer gewählt sowie die Ausschusszugehö-
rigkeit verteilt. In den Ausschüssen erarbeiteten und for-
mulierten die Jungparlamentarier dann die verschiedenen
Gesetzesentwürfe zur anonymisierte Bewerbung, Pflege-

versicherung, Pkw-Maut und Wahlpflicht. Diese Gesetz-
entwürfe wurden später wie reale Gesetzesentwürfe auch
in erster, zweiter und dritter Lesung im Plenum diskutiert,
wobei die Sitzungen von den echten Bundestagsvizepräsi-
denten geleitet wurden. In der Schlussabstimmung konn-
ten die Teilnehmer schließlich Mehrheiten formieren.
„Wir erleben hier in der Praxis, wie vielfältig Demokratie
ist und das hinter allen Positionen, die von demokrati-
schen Parteien vertreten werden, viele Argumente, Ideen
und Emotionen stecken“, beschrieb Franziska Brandmann
ihre Eindrücke. 
In den Debatten lernten die Jugendlichen das oberste Prin-
zip des parlamentarischen Alltags kennen: Die Mehrheit
entscheidet. Und so kam es, dass das Thema der anschlie-
ßenden Podiumsdiskussion mit den realen stellvertreten-
den Fraktionsvorsitzenden kurzerhand gekippt wurde. An-
statt über die Wahlpflicht diskutierten die 16- bis 20-Jäh-
rigen mit Florian Toncar (FDP), Michael Kretschmer
(CDU), Sarah Wagenknecht (Die Linke) sowie Josef Wink-

ler von den Grünen und Christine Lambrecht (SPD) leb-
haft und kontrovers über die Frage der doppelten Staats-
bürgerschaft. Diese wurde vergangene  Woche auch im ech-
ten Plenum debattiert. Moderiert wurde die Podiumsdis-
kussion dabei von Bettina Schausten, Leiterin des ZDF-
Hauptstadtstudios. 
„Politik hat relativ wenig mit ewigen Wahrheiten zu tun,
aber immer mit handfesten Interessen“, sagte Bundestags-
präsident Norbert Lammert (CDU) in seinem Schlusswort
zu den Teilnehmern des dreitägigen Planspiels. Da nie-
mand beurteilen könne, ob das eine wahr und das andere
falsch sei, sei es in Demokratien unabdingbar, für Mehr-
heiten zu werben und solche zu finden. Doch: „Das Sys-
tem funktioniert nur, wenn es prinzipielle Bereitschaft zu
Kompromissen gibt“, gab Lammert zu bedenken. Jede De-
batte im Plenum lebe davon, dass die Argumente ausge-
tauscht werden und auch die Gegenseite zu Wort kommt.
Daran hielten sich auch die Nachwuchspolitiker in ihrem
Planspiel. Linda Dietze ❚

»Wir erleben hier, wie vielfältig Demokratie ist«

ORTSTERMIN: JUGEND UND PARLAMENT IM AUSTAUSCH

Gekaufte
Enthaltung
15. Juni 1973: Untersuchungsaus-
schuss zur Steiner/Wienand-Affäre
Die Union war sich ihrer Sache sicher: Per
konstruktivem Misstrauensvotum sollte
im April 1972 Kanzler Willy Brandt
(SPD) gestürzt werden. Doch es kam an-
ders. Statt der notwendigen 249 Abgeord-
neten stimmten nur 247 für den Antrag.
Die Republik spekulierte, wer die beiden
Dissidenten in den Reihen der Union 
waren – nicht ahnend, dass hinter der Ab-
stimmung eine handfeste Affäre steckte.
„Ich habe eine weiße Karte reingeworfen.
Das war wie ein Nein“, gestand Julius
Steiner (CDU) im Juni 1973, sich enthal-
ten und damit der eigenen Fraktion die
Gefolgschaft verweigert zu haben. Später

gab er an, dafür vom Geschäftsführer der
SPD-Fraktion, Karl Wienand, am 
27. April 1972 50.000 D-Mark bekommen
zu haben. Wienand stritt den Bestechungs-
vorwurf ab und konnte für den betreffen-
den Tag ein lückenloses Alibi vorweisen.
Um die genauen Hintergründe der soge-
nannten Steiner/Wienand-Affäre aufzu-
klären, richtete der Deutsche Bundestag
am 15. Juni 1973 einen Untersuchungs-
sausschuss ein – mit mäßigem Erfolg.
Nach über 40 Sitzungen konnte weder
Steiners, noch Wienands Aussage bewie-
sen werden. Ergebnislos wurde der Aus-
schuss am 27. März 1974 aufgelöst. Nach
der Wende erklärte der ehemalige DDR-
Spionagechef Markus Wolf, Steiner 50.000
D-Mark für dessen Enthaltung gezahlt zu
haben. Erst 2005 wurde das Rätsel um die
zweite fehlende Stimme gelüftet: Stasi-Ak-
ten legen nahe, dass sie Leo Wagner (CSU)
gehörte. Dieser soll inoffizieller Stasi-Mit-
arbeiter gewesen sein. Benjamin Stahl ❚

In der Kürze liegt die Würze. Überset-
zen ließe sich das alte Sprichwort
auch so: weniger ist mehr. Hartmut
Mehdorn, Chef des Chaos-Flugha-

fens Berlin-Brandenburg, hat dieses Mot-
to in den vergangenen Jahren mehr als
einmal zum pragmatischen Prinzip erho-
ben. Als der neue Hauptbahnhof in Ber-
lin nicht rechtzeitig zur Fußball-WM
2006 fertig zu werden drohte und die
Kosten obendrein aus dem Ruder liefen,
da kürzte der damalige Bahn-Chef die
Überdachung des Bahnsteiges um rund
130 Meter. Weniger war mehr. 
Und auch als neuer Chef des Berliner
Flughafens greift Mehdorn in die „Weni-
ger-Ist-Mehr“-Trickkiste. Na, wenn der
Flughafen nicht so schnell fertig wird wie
geplant, dann eröffnen wir ihn eben in
Etappen. Ist zwar weniger als erhofft, aber
doch mehr als erwartet. Und es hätte ja
schlimmer kommen können – etwa mit
verkürzten Lande- und Startbahnen.
Wundern würde in Berlin ja niemanden
mehr etwas. 
Wie dem auch sei, Mehdorn beweist, dass
es eben nicht auf die Größe oder Länge
ankommt. Damit steht der „kleine Di-
cke“, wie er sich selbst gerne nennt, in ei-
ner Reihe mit Alexander dem eigentlich
gar nicht so Großen, dem kleinen Korsen
Napoleon, „kleines dickes“ Gerd Müller
oder Silvio „Bunga-Bunga“ Berlusconi.
Doch jetzt scheint Mehdorn alte Gewiss-
heiten ins Gegenteil verkehren zu wollen.
Zwei Landebahnen, so befand er, sind ei-
gentlich zu wenig für einen Hauptstadt-
flughafen. Drei wären viel angebrachter.
Weniger ist also doch nicht mehr. Das
denkt sich derzeit auch die Bahn und
prüft, ob sie das verkürzte Glasdach am
Berliner Hauptbahnhof doch auf die ur-
sprünglich geplante Länge bringen will.
Mehr ist also mehr? Naja, mehr oder we-
niger. Alexander Weinlein ❚

Mehr oder
weniger

PERSONALIA

LESERPOST

AUFGEKEHRT

VOR 40 JAHREN ...

Julius Steiner sagt mit Ehefrau vor dem
Untersuchungsausschuss aus.

Teilnehmer des Planspiels „Jugend und Parlament“ debattierten im Bundestag ihre selbst ausgearbeiteten Gesetzesentwürfe wie richtige Abgeordnete.
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Zur Ausgabe 21-23 vom 21.5.2013, „Um-
bau im Sperrfeuer“ auf Seite 1:
Der Masterplan von Verteidigungsminister
Thomas de Maizière zur Reform der Bun-
deswehr greift ebenso wie die Kritik der Op-
position hieran zu kurz. Eine gute Streitkräf-
tereform darf sich nicht nur auf die militä-
rische Ausrüstung der Truppe konzentrie-
ren, da die eigentliche Hauptaufgabe der
Bundeswehr heutzutage nicht mehr der
Kampfeinsatz ist, sondern das sogenannte
„Peacebuilding“ oder „Nationbuilding“.
Das erfordert mehr denn je zivile Strategien. 
Man kann verfeindete Kulturen, wie zum
Beispiel im Kosovo, nur wieder zum ge-
meinsamen Aufbau ihrer Region bringen,
indem man sich vorher auf einer tieferen
Ebene mit dem Denken der Menschen und

der Geschichte der verschiedenen Volks-
gruppen beschäftigt. Das ist bislang nur im
unzureichenden Maße geschehen, nicht
nur bei der „Eulex“-Mission auf dem Bal-
kan. Deswegen sollte die Bundeswehr bei
der Rekrutierung des (Führungs-)Nach-
wuchs der Truppe viel mehr auf Geisteswis-
senschaftler, wie etwa Historiker, setzen.

Rasmus Ph. Helt, Hamburg 

Zur Ausgabe 21-23 vom 21.5.2013, „Auf
Martin Luthers Spuren“ auf Seite 10:
In Ihrem Artikel über die öffentliche Anhö-
rung des Tourismusausschusses habe ich
Kontaktadressen zum Thema „Luther 2017“
vermisst. Das wäre sehr hilfreich gewesen.
Ebenso würde ich gerne wissen, ob zu die-
sem Jubiläum ein Katalog oder eine Schrif-

tenreihe erschienen sind oder erscheinen
werden.  

Gerhard Grünwald, Schwandorf

Anmerkung der Redaktion:
In unserem E-Paper war der Artikel mit der
Website der Staatlichen Geschäftsstelle Lu-
ther 2017 verlinkt. Dort lassen sich viele In-
formationen zur Lutherdekade finden. Die
Internetadresse lautet www.luther2017.de.
Für die Leser unserer Print-Ausgabe ist hier
allerdings noch einmal die Kontaktadresse: 

Staatliche Geschäftsstelle „Luther 2017”
Collegienstraße 62 c

06886 Lutherstadt Wittenberg

SEITENBLICKE

Weiterführende Links 
zu den Themen dieser
Seite finden Sie in 
unserem E-Paper

Rekordhalter
im Parlament
ABGEORDNETE Als im Dezember 2012 der
SPD-Bundestagsabgeordnete und langjähri-
ge Berliner Senator Kurt Neubauer im Alter
von 90 Jahren starb, kündeten Nachrufe von
seinen vielfältigen Verdiensten um die
Stadt. Dass Neubauer auch der letzte über-
lebende Abgeordnete des ersten Deutschen
Bundestags war, fand indessen keine Erwäh-
nung. Als Vertreter Berlins gehörte er seit
Februar 1952 dem Bonner Parlament an.
Zum Zeitpunkt seiner ersten Wahl in den
Bundestag im Jahr 1952 war Neubauer
jüngster Abgeordneter des Parlamentes. Mit
seinem Tod sind keine weiteren Abgeord-
neten des ersten Deutschen Bundestages
mehr am Leben. 
Mit Neubauer saß Hans Friedrich  in der ers-
ten Wahlperiode im Bundestag, zuerst für den
Gesamtdeutschen Block/Bund der Heimat-
vertriebenen und Entrechteten (BHE) und
später für die FDP. Der 1917 geborene Fried-
rich wurde bis vor einigen Wochen noch in
der Datenbank des Bundestags als lebend ge-
führt. Inzwischen ist sein Todesdatum, der
25. Juni 1998, bekannt. Der letzte überleben-
de Abgeordnete des ersten Bundestags, der
1949 gewählt wurde, war somit der 2008 ge-
storbene Bremer Arzt Siegfried Bärsch. 

Schäuble vor Rekord Ältestes lebendes
Bundestagsmitglied ist zurzeit der 1912 gebo-
rene Fritz Hellwig; er gehörte dem Hohen
Hause von 1953 bis 1959 an.
Auf jeweils 41 Jahre Parlamentszugehörig-
keit kommen Richard Stücklen von 1949
bis 1990 sowie Wolfgang Schäuble; Letzte-
rer ist seit 1972 Bundestagsabgeordneter.
Gehört er auch der kommenden Wahlperi-
ode in Gänze an, wird er zugleich der am
längsten dienende Abgeordnete der natio-
nalen Parlamentsgeschichte sein. Auf 42
Abgeordnetenjahre kam bisher Albert
Horn, der von 1874 bis 1918 den Wahlkreis
Neiße für die Zentrumspartei vertrat.
Aus der Gründungszeit der Bundesrepublik
Deutschland leben keine Politiker mehr.
Walter Scheel ist der letzte überlebende
Bundesminister aus der Zeit der Bundes-
kanzler Adenauer und Erhard. 1961/62 so-
wie von 1963 bis 1966 amtierte Scheel als
Minister für wirtschaftliche Zusammenar-
beit. Auch aus dem Kabinett Kurt Georg
Kiesingers leben nur noch zwei Minister,
Horst Ehmke und Erhard Eppler.
Ältester überlebender Reichstagsabgeordne-
ter der Weimarer Republik war der im Jahr
2000 im Alter von 100 Jahren gestorbene Jo-
sef Felder. Als letzter Überlebender des kai-
serlichen Reichstags gilt der 1968 in Berlin
gestorbene Oberlehrer Hans Sivkovich von
der Fortschrittlichen Volkspartei; er wurde
87 Jahre alt.
Von den Abgeordneten aus dem wilhelmi-
nischen Zeitalter, die noch nach 1945 par-
lamentarisch aktiv waren, gibt es vermutlich
nur einen, sieht man von Adenauers kurz-
zeitigem Auftritt im Preußischen Herren-
haus 1918 ab. Es handelt sich um den 1872
geborenen Weidener Nachkriegs-Oberbür-
germeister und dortigen CSU-Mitbegründer
Franz Joseph Pfleger. Er gehörte von 1912
bis 1918 dem Deutschen Reichstag für die
Zentrumspartei an und war 1946 Mitglied
der Verfassunggebenden Bayerischen Lan-
desversammlung. bmh ❚

Treffen der
Ehemaligen
BERLIN Am 13. Juni veranstaltet die 
Vereinigung ehemaliger Mitglieder des
Deutschen Bundestages und des Europäi-
schen Parlamenst e.V. (VeMdB) ihre Jahres-
hauptversammlung. Das Treffen findet ab
10.30 Uhr im Reichstagsgebäude in Berlin
statt. Als Gast wird Bundestagsvizepräsident
Hermann Otto Solms (FDP) erwartet. 
Bereits am 12. Juni gibt Bundespräsident
Joachim Gauck der Vereinigung einen Emp-
fang im Schloss Bellevue. Die Vereinigung
ist ein Zusammenschluss ehemaliger Abge-
ordneter, die zur Aufgabe hat, mit der Erfah-
rung seiner Mitglieder die Demokratie in
Deutschland zu fördern. jbb ❚

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1, 11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung der
Redaktion wieder. Die Redaktion behält
sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 17. Juni.
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PANNENMELDER

In der Debattendokumentation der Ausga-
be vom 21.5.2013 ist in der Überschrift der
Rede von Verteidigungsminister Thomas de
Maizière wegen eines technischen Fehlers
ein Wort herausgefallen. Korrekt muss der
Titel der Rede lauten: „Verteidigungspoliti-
scher Schlussstrich unter den Kalten Krieg“. 



Die Bundesregierung dankt
Ihnen, Herr Präsident, für
die Worte, die Sie eben zu

der katastrophalen Flut und zu der
Situation der Menschen, die wieder
von einem solch schrecklichen Ereig-
nis betroffen sind, gesprochen ha-
ben. Was Sie gesagt haben, ist die
Haltung aller Fraktionen und ist die
Haltung der Bundesregierung. Uns
alle machen die Bilder von dieser
Flut betroffen.

Wir fühlen mit
den Menschen und
tun alles, um so
rasch, so wirkungs-
voll und so unbüro-
kratisch wie möglich
zu helfen.

Jetzt geht es zu-
nächst darum, die
Schäden möglichst
gering zu halten. Deswegen sind die
Rettungsdienste vor Ort im Einsatz.
Die Bundeswehr und das Technische
Hilfswerk helfen nach besten Kräf-
ten. Die Verwaltungen, die Polizeien,
die Rettungsdienste, die ehrenamtli-
chen Helfer und die vielen freiwillig
tätigen Bürgerinnen und Bürger leis-
ten großartige Arbeit. Wir können
stolz auf dieses hohe Maß an bürger-
schaftlichem Engagement sein.

Wir werden über die Sofortmaß-
nahmen hinaus mit den Ländern zu-
sammen alles Notwendige tun, um
bei der längerfristigen Bewältigung
der Flutfolgen solidarisch zu helfen.
Darauf können sich alle verlassen.

Niemand kann im Augenblick die
Schäden abschätzen. Das ist auch gar
nicht die entscheidende Frage. Viel-
mehr muss jetzt getan werden, was
jetzt getan werden kann, und danach
wird man gründlich aufarbeiten und
tun, was dann zu tun ist. Das werden

wir wie beim letzten Mal solidarisch,
gemeinsam leisten.

Man sieht im Übrigen in diesen
Tagen auch, was alles in den letzten
zehn Jahren vielerorts erfolgreich ge-
leistet worden ist. Auch das gehört in
diesen Tagen der Betroffenheit zu
unserer Botschaft.

Meine Damen und Herren, darin
zeigt sich – um zum Gegenstand un-
serer Debatte zu kommen –, dass
bürgerschaftliches Engagement vor
allem vor Ort gelebt wird. Das gilt
übrigens besonders in Zeiten der
Globalisierung, europäischer Krisen
und Diskussionen. Deswegen sind
lebensfähige Kommunen von ent-
scheidender Bedeutung für eine le-
bensfähige Demokratie. Deswegen
ist die Gestaltungs- und Leistungsfä-
higkeit der Kommunen von einer
entscheidenden, zentralen Bedeu-
tung.

Aus diesem Grund hat die Bun-
desregierung in dieser Legislaturpe-
riode viel, wahrscheinlich mehr als
die meisten kommunalen Vertreter
erwartet haben, für die Kommunen
getan, obwohl – das muss man ge-

legentlich dann
doch in Erinnerung
rufen – die prioritä-
re Zuständigkeit für
die Kommunen
nach unserem
Grundgesetz bei den
Ländern liegt. Die
Länder achten auch
gelegentlich sehr da-
rauf, dass ihnen in

ihre Zuständigkeit nicht eingegrif-
fen wird. Lediglich bei der Finanzie-
rung sind sie bereit, dem Bund hin-
reichend Verantwortung zu überlas-
sen. Wir haben diese Verantwortung
wahrgenommen und in dieser Le-
gislaturperiode Leistungen in einem
enormen Umfang, unbeschadet der
Zuständigkeit der Länder, für die
Gemeinden übernommen. Ich erin-
nere daran, dass wir die Kosten der
Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung vollständig
übernehmen. Wir haben damit eine
Entscheidung der rot-grünen Regie-
rung korrigiert. Wir entlasten die
Kommunen damit um fast 20 Milli-
arden Euro in den Jahren 2012 bis
2016.

Das schafft für alle Kommunen
Spielräume zur Stärkung von Inves-
titionen. Es profitieren vor allen Din-
gen struktur- und finanzschwache
Kommunen.

Der Bund unterstützt die Kommu-
nen massiv beim Ausbau des Kinder-
betreuungsangebots für unter Drei-
jährige. Auch für diesen Bereich ha-
ben die Länder nach dem Grundge-
setz die prioritäre Zuständigkeit. Wir
haben die Mittel gerade noch einmal
um weitere 580 Millionen Euro auf-
gestockt, um den Ausbau zu be-
schleunigen und das Angebot zu er-
weitern.

Wir haben in dieser Legislaturperi-
ode auch dafür gesorgt, dass sich
noch mehr Kreise und Städte, wenn
sie es wollen, selbstständig um Lang-
zeitarbeitslose kümmern können.
Wo diese Entscheidung getroffen
wurde, hat es sich übrigens sehr be-
währt. Auch darin zeigt sich, dass Fö-
deralismus, dezentrale Entscheidun-
gen und Subsidiarität die effiziente-
re Gestaltungs- und Ordnungsform
sind.

Wir haben das Bildungspaket bei
voller Kostenerstattung durch den
Bund in kommunale Zuständigkeit
überführt.

Wir haben uns übrigens – auch da-
ran will ich erinnern – auf dem Hö-
hepunkt der globalen Finanz- und
Wirtschaftskrise stellvertretend für
Länder und Kommunen verschuldet
– das war die finanzpolitische Lage –
, um den Kommunen mit dem Zu-
kunftsinvestitionsprogramm durch
ein Tal zu helfen und einen Moder-
nisierungsschub für die kommunale
Infrastruktur zu ermöglichen. Das
haben wir in der Finanz- und Wirt-
schaftskrise getan. Wir haben die Fol-
gen für die Neuverschuldung im
Bundeshaushalt in dieser Legislatur-
periode gut bewältigt.

Ich möchte aber sagen: Es ist kein
Zufall. Das Rekordjahr kommunaler
Defizite war nicht etwa 2010, son-
dern 2003. Jedermann weiß, wer da-
mals Regierungsverantwortung in
Deutschland getragen hat.

Darin zeigt sich die unterschiedli-
che Haltung früherer Bundesregie-
rungen und der heutigen Bundesre-
gierung. Wir reden nicht nur von
kommunalfreundlicher Politik, son-
dern handeln.

Ich weiß schon, dass Sie die Zah-
len nicht gerne hören. In einer Zeit
der großen Parolen und großen
Versprechungen ist es gelegentlich
ganz gut, an Folgendes zu erinnern:
Das Jahr 2003, als Sie regiert ha-
ben, war, ohne Wirtschaftskrise,
der Höhepunkt kommunaler Defi-
zite.

Im Übrigen zahlt sich unsere kom-
munalfreundliche Politik aus. Die
Kommunen haben das Jahr 2012 mit
einem Finanzierungsüberschuss von
1,8 Milliarden Euro abgeschlossen.
Sie erreichen als erste staatliche Ebe-
ne vor Bund und Ländern einen po-
sitiven Finanzierungssaldo.

Die Zahlen sind wirklich ein-
drucksvoll. Diese erfreuliche Ent-
wicklung wird sich in den nächsten
Jahren fortsetzen. Das zeigen auch
die Schätzungen der kommunalen
Spitzenverbände selbst.

Natürlich ist die finanzielle Situa-
tion der einzelnen Kommunen un-
terschiedlich.

In diesem Zusammenhang wird
auf die hohen Kassenkredite hinge-
wiesen. Sie sind vor
allen Dingen ein Pro-
blem einzelner Bun-
desländer. Meine Da-
men und Herren, da
können Sie sich
gleich wieder empö-
ren - es ist auch em-
pörend -: Die Hälfte
der bundesweiten
kommunalen Kas-
senkredite entfällt allein auf Kom-
munen in Nordrhein-Westfalen.

Auch dort sind übrigens nicht alle
Kommunen betroffen, auch dort be-
stehen erhebliche Ungleichgewichte;
aber die Landesregierung tut nichts,
um diesen Ungleichgewichten entge-
genzuwirken.

Reden wir einmal, was die Eigen-
verantwortung der Länder für die
Kommunen anbetrifft, über Rhein-
land-Pfalz. Dort ist höchstrichterlich
festgestellt worden, dass das Land
die Kommunen entgegen Recht und
Gesetz -finanziell zu schlecht ausge-
stattet hat. Auch das ist eine Wahr-
heit, die in dieser Debatte gesagt wer-
den muss.

Die Länder müssen ihrer Verant-
wortung für die Kommunen, die ih-
nen das Grundgesetz zuweist, nach-
kommen, und zwar alle Länder; sie
müssen für eine angemessene Fi-
nanzausstattung der Kommunen
und für einen Ausgleich kommuna-
ler Finanzkraftunterschiede sorgen.
Darauf haben die Gemeinden einen
Anspruch.

Es ist doch für die Länder wirklich
kein Ruhmesblatt, dass sich viele
Kommunen, übrigens auch in Nord-
rhein-Westfalen, in erster Linie auf
den Bund verlassen, nach dem Bund
rufen, nicht nach der zuständigen
Landesregierung, weil sie von dort
wenig Hilfe erwarten.

Der Bund nimmt seinen Teil der
Verantwortung wahr. Wir schultern
übrigens zunehmend Dinge, die ur-
sprünglich in Länderverantwortung
lagen. Darüber werden wir auch in
den nächsten Jahren miteinander re-
den müssen, wenn wir erneut über

die Neuordnung der Bund-Länder-
Finanzbeziehungen zu diskutieren
haben.

Ich will das besonders dringliche
und wichtige Thema des Ausbaus der
Betreuung in Kindertagesstätten als
Beispiel nennen. Wir alle sind ge-
meinsam der Auffassung, dass allen
Eltern in Deutschland, wenn sie es
wünschen, ein Betreuungsplatz für
ihre unter dreijährigen Kinder zur
Verfügung gestellt werden sollte. Wir
haben in der vergangenen Legislatur-
periode die Weichen dafür gestellt,
dass aus einem Nischenangebot ein
flächendeckendes Angebot wird. Un-
ser gemeinsames Ziel ist es, die Zahl
der Betreuungsplätze auf 780 000 zu
erhöhen und damit gegenüber dem

Stand von 2006 zu
verdreifachen. Wir
sind auf einem guten
Weg: Der Deutsche
Landkreistag hat vor
einigen Wochen da-
rauf hingewiesen,
dass mit Beginn des
Rechtsanspruchs auf
einen Krippenplatz
im August das not-

wendige Angebot letztlich zur Verfü-
gung stehen wird. Die Bereitstellung
eines solchen Angebots ist nach dem
Grundgesetz originäre Aufgabe der
Länder und Kommunen. Der Betrieb
von Kindertagesstätten gehört zu den
klassischen kommunalen Aufgaben.
Es ist die Aufgabe der Länder und
Kommunen, hier die Eltern zu unter-
stützen. Das schließt natürlich die Fi-
nanzierungsverantwortung mit ein.

Ohne den Anstoß des Bundes wä-
re aber in der Fläche nichts gesche-
hen. Dass sich hier in den vergange-
nen Jahren in Deutschland so viel ge-
tan hat – es sind Hunderttausende
neue Kitaplätze geschaffen worden –
, ist die Folge der Initiative des Bun-
des und vor allem der von ihm be-
reitgestellten massiven finanziellen
Hilfen: Wir stellen bis zum Jahre
2014 insgesamt 5,4 Milliarden Euro
für Investitionen und Betrieb im Be-
reich der Kindertagesstätten bereit;
ab 2015 werden es dauerhaft jährlich
845 Millionen Euro sein. Der Aus-
bau der Kinderkrippenplätze ist zwi-
schen Bund und Ländern vereinbart.
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Wolfgang Schäuble (*1942)
Bundesminister

Dr. Wolfgang Schäuble, Bundesminister der Finanzen:
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Im Plenum des Bundestages wurden
in der Zeit vom 3. bis 7. Juni 2013
folgende Vorlagen ohne Aussprache
abschließend beraten:

Zustimmung 
Ernährung und Landwirtschaft
„Gesetzes zur Änderung des Öko-
Landbaugesetzes“ (Bundesrat,
17/12855, 17/13736);
Bundestagsnachrichten „Ände-
rung der Geschäftsordnung des
Deutschen Bundestages, hier: Elek-
tronische Verteilung von Bundes-
tagsdrucksachen (Paragrafen 77,
112, 123 GO-BT)“ (Ausschuss für
Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung, 17/13654).

Ablehnung
Auswärtiges „Die Anwendung der
Administrativhaft und willkürliche
Festnahmen durch israelische und
palästinensische Sicherheitskräfte
verurteilen“ (Bündnis 90/Die Grü-
nen, 17/11166, 17/11742);
„Die Gaza-Blockade beenden“
(Bündnis 90/Die Grünen, 17/11167,
17/11743);
Menschenrechte „Freiheit für
Mumia Abu-Jamal“ (Die Linke,
17/8916, 17/12923);
Ernährung und Landwirtschaft
„Tiergerechte Legehennenhaltung
stärken“ (Bündnis 90/Die Grünen,
17/12842, 17/13285);
Umwelt „Ressourcenschutz durch
Vorgabe einer Mindestnutzungsdau-
er für technische Produkte“ (Die Lin-
ke, 17/13096, 17/13696).

Beschlüsse

Der Bund hat alle seine Zusagen
eingehalten, er hat die Mittel frei-
willig sofort weitergegeben, und er
hat den Ausbau mit weiteren Ini-
tiativen flankiert: Bereitstellung
von KfW-Krediten, Unterstützung
betrieblicher Kinderbetreuung,
Initiativen zur Sprach- und Inte-
grationsförderung, Elternbeglei-
tung, Gewinnung von Fachkräften
für die Kitas. All dies hat der Bund
zusätzlich getan, und dennoch gibt
es Diskussionen, ob denn alle Län-
der alle Mittel des Bundes wirklich
zügig an die Kommunen, für die
sie gedacht sind, weitergeben;
auch dies muss erwähnt werden.

Die Länder dürfen am Ende nicht
Sand im Getriebe sein, wenn es da-
rum geht, die Leistungsfähigkeit
der Kommunen zu gewährleisten.
Deshalb werden wir in der kom-
menden Legislaturperiode in Bezug
auf die Gesamtverantwortung von
Bund und Ländern darüber verhan-
deln müssen, auch über die Finan-
zierung der Eingliederungshilfe für
behinderte Menschen; das muss in
einem grundsätzlichen Kontext ge-
schehen. Wir haben uns verpflich-
tet, hier in der nächsten Legislatur-
periode eine Neuregelung auf den
Weg zu bringen. Aber das erfordert,

dass Bund und Länder gemeinsam
Verantwortung übernehmen; das
will ich festhalten.

Eine letzte Bemerkung. Es bleibt
entscheidend, dass die Kommunen
vor Ort hinsichtlich der Ausgaben
und Einnahmen mehr Gestal-
tungsmöglichkeiten bekommen,
sonst wird kommunale Selbstver-

waltung ausgehöhlt. Nur mit der
Zuweisung von Aufgaben gegen
volle Finanzierung ist kommunale
Selbstverwaltung inhaltlich noch
nicht hinreichend ausgestaltet.
Umgekehrt brauchen die Gemein-
den mehr Gestaltungsmöglichkei-
ten in Bezug auf ihre eigenen Ein-
nahmen. Wir haben es in dieser Le-

gislaturperiode leider nicht ge-
schafft, darüber einen hinreichen-
den Konsens zu erzielen. Das An-
gebot bleibt, dass wir in der nächs-
ten Legislaturperiode noch einmal
einen solchen Versuch unterneh-
men wollen. Es geht entscheidend
darum, dass wir die Kommunen
stärken. Das ist das eigentliche An-

liegen; denn sie sind die Grundla-
ge einer lebendigen Demokratie.
Sie sind im Übrigen auch Basis ei-
nes Europas, wenn dieses Europa
dem Titel „In Vielfalt geeint“ ge-
recht werden will.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

FDP)

Herr Präsident, ich möchte
Ihnen für die einfühlsa-
men und richtigen Worte

danken, die Sie zur Flutkatastrophe
gefunden haben. In der Tat: Das ist
kein Thema für parteipolitische
Auseinandersetzungen. In diesem
Moment sollte der Bundestag insge-
samt zusammenstehen und klarma-
chen, dass wir die Flutopfer nicht
alleine lassen, dass wir alle mögli-
chen Hilfen gewähren, die jetzt be-
nötigt werden.

Das Hochwasser wird schwerste
Schäden hinterlassen. Für jeden Ein-
zelnen kann eine Überschwem-
mung eine existenzvernichtende Ka-
tastrophe sein, für einige zum zwei-
ten Mal innerhalb weniger Jahre.
Wir dürfen die Menschen, die Un-
ternehmen und die Kommunen in
diesem Unglück nicht alleinlassen.

Mich ermutigt die große Solidari-
tät, die überall Platz greift, die gro-
ße Hilfsbereitschaft der Menschen.
Wir sollten mit Respekt und Hoch-
achtung den Helfern für ihren uner-
müdlichen Einsatz danken. Das Zu-
sammenstehen in der Not zeigt, wie
viel Gemeinsinn in unserer Gesell-
schaft steckt. Daran müssen wir uns
in der Politik ein Beispiel nehmen.
Ich kann Ihnen schon jetzt sagen:
Wenn es um die Finanzierung der
Hilfen in Milliardenhöhe geht, wird
sich die sozialdemokratische Frakti-
on absolut konstruktiv verhalten.

Es ist gut, dass bereits erste Gel-
der zugesagt sind, aber das reicht
natürlich bei weitem nicht aus. Ich
halte es für erforderlich, wie im Jahr
2002 einen Hilfsfonds einzurich-

ten. Dieser Hilfsfonds wird mit
mehreren Milliarden Euro ausge-
stattet werden müssen. Die unbüro-
kratische und schnelle Auszahlung
der Hilfen 2002 muss der Maßstab
für die Hilfen in diesem Jahr sein.

Darauf haben die betroffenen
Kommunen einen Anspruch.

Damit komme ich zu einem The-
ma, Herr Schäuble, was wir etwas
kritischer diskutieren müssen: die
Lage der Kommunen. Den Kommu-
nen in Deutschland ist es in den
letzten vier Jahren schlecht gegan-
gen. Da bin ich anderer Meinung
als Sie.

Sie lenken den Blick gerne auf
Nordrhein-Westfalen. Ich will Ih-
nen ein Beispiel aus Hessen geben.
In Hessen hat die schwarz-gelbe
Landesregierung mit Landtags-
mehrheit den kommunalen Finanz-
ausgleich um 340 Millionen Euro
gekürzt. Man hat
den Kommunen 340
Millionen Euro weg-
genommen, um den
Landeshaushalt zu
sanieren, Herr Jung.
Dafür hat sie vom
Staatsgerichtshof ei-
ne Ohrfeige bekom-
men. Das war verfas-
sungswidrig, und
das ist kein Umgang mit den Kom-
munen.

Sie haben vier Jahre lang Politik
zulasten der Kommunen gemacht.
Ihre Klientelpolitik hat immer dazu
geführt, dass private Taschen gefüllt
wurden, und das Gegenstück dazu
waren Schulden und Steuerausfälle
bei den Kommunen.

Das Wachstumsbeschleunigungs-
gesetz hat die Kommunen rund 1,6
Milliarden Euro gekostet.

Die Änderung bei der Unterneh-
mensbesteuerung hat zu Ausfällen
in Höhe von 650 Millionen Euro
geführt. Das gescheiterte Gesetz
zum Abbau der kalten Progression
hätte die Kommunen weitere 600
Millionen Euro gekostet. Meine Da-
men und Herren, das ist Politik zu-
lasten Dritter.

Ihre Klientelgeschenke werden
durch steigende Gebühren in den
Kommunen und durch steigende
kommunale Schulden bezahlt. Die
deutschen Kommunen haben Kas-

senkredite in der unvorstellbaren
Höhe von 48 Milliarden Euro. Das
können sie kaum noch verkraften.
Wahr ist: Einige Kommunen haben
sich in den letzten Jahren sanieren
können. Wahr ist aber auch: Es gibt
sehr viele Kommunen, die immer
weiter in den Schuldenstrudel hi-
neingetrieben werden. Deshalb
brauchen wir eine grundlegend an-
dere Politik auf Bundes- und Lan-
desebene gegenüber den Kommu-
nen.

Wir treten für einen Investitions-
und Entschuldungspakt ein. Dazu
gehört erstens die Unterstützung
der Kommunen bei den Sozialaus-
gaben. Da haben wir über den Ver-
mittlungsausschuss bei den Hartz-
IV-Verhandlungen erreicht, dass die
Lasten, die sich aus der Grundsiche-
rung im Alter ergeben, Schritt für
Schritt vom Bund übernommen

werden. Auf die Idee
wären Sie nicht ge-
kommen, und ohne
den von uns angeru-
fenen Vermittlungs-
ausschuss wäre das
nicht passiert. Der
nächste Schritt ist,
sich jetzt die Kosten
der Eingliederungs-
hilfe, unter denen

die Kommunen besonders stark lei-
den, genauer anzuschauen.

Zweitens werden wir einen Inves-
titionspakt von Bund und Ländern
auf den Weg bringen, von dem ins-
besondere die finanzschwachen
Kommunen profitieren sollen.

Schließlich brauchen wir drittens
einen Entschuldungspakt zuguns-
ten der Kommunen, bei dem wir
vornehmlich die Einnahmebasis
der Kommunen verstärken. Die
Kommunen werden von einer Er-
höhung des Spitzensteuersatzes an-
gemessen profitieren, und wir wol-
len auch die Gewerbesteuer weiter-
entwickeln.

In dem Zusammenhang müssen
wir auch über die Städtebauförde-
rung reden. Die Koalition hat die
Städtebauförderung als zentrales
Instrument für die zukunftsfähige
Entwicklung der Städte und Ge-
meinden in den vergangenen vier
Jahren systematisch gekürzt und
vernachlässigt. Trotz eines unstrei-

tig anerkannten Bedarfes in Höhe
von 700 Millionen Euro stehen nur
455 Millionen Euro zur Verfügung
– und das, obwohl ein von Ihnen
selbst vorgelegtes Gutachten belegt,
dass die Städtebauförderung eine
enorme Investitionsanreizwirkung
hat. Auf 1 Euro öffentliche Gelder
kommen 7 Euro private Gelder, die
investiert werden. Das ist eine opti-
male Relation.

Ihnen fehlt aber nicht nur das
Verständnis für eine angemessene
Finanzausstattung, sondern auch
für die inhaltliche Ausrichtung der
Strukturförderung des Bundes an
den gesellschaftspolitischen He-
rausforderungen der Kommunen.
Dazu gehört vor allem, das Pro-
gramm „Soziale Stadt“ wieder ver-
nünftig auszustatten. Es war falsch,
dieses Programm 2010 um fast 70
Prozent zu kürzen.

Das war ein absoluter Fehlgriff,
Herr Schäuble. Da verwundert es
auch nicht, dass in den 20 größten
Städten Deutschlands nur noch drei
CDU-Oberbürgermeister regieren.
Auch die sind nicht mehr sicher –
jedenfalls wenn Sie diese Politik
nicht grundlegend korrigieren.

Mit dem Programm „Soziale
Stadt“ konnten in der Vergangen-
heit in vielen Stadtquartieren dro-
hende Abwärtsentwicklungen ge-
stoppt werden. Wir wollen sichtba-
re städtebauliche Erneuerungen im
Wohnumfeld sowie im Bereich der
sozialen und kulturellen Infrastruk-
tur. Diese sind Voraussetzung dafür,
dass das soziale Miteinander, der
nachbarschaftliche Zusammenhalt
und die Integration gelebt werden
können.

Das Ziel der SPD sind starke
Kommunen. Wir wollen die Kom-
munen wieder stärken. Von starken
Kommunen hängt es ab, ob unsere
Kinder gute Kindergärten und Schu-
len vorfinden. Von starken Kommu-
nen hängt es ab, wie Menschen auf-
wachsen und leben. Von starken
Kommunen hängt es ab, ob Integra-
tion, ob das Zusammenleben von
Menschen unterschiedlicher Her-
kunft gelingt, und davon hängt
auch ab, ob sich die Menschen in
unseren Gemeinden und Städten si-
cher fühlen. Das ist der zentrale Un-
terschied zwischen uns und Ihnen:
Wir wollen, dass es allen besser
geht. Das ist das Gegenteil von
Klientelpolitik für einige wenige. In
den Kommunen fangen wir damit
an.

(Beifall bei der SPD sowie bei

Abgeordneten des BÜNDNISSES

90/DIE GRÜNEN)

Thomas Oppermann (*1954)
Wahlkreis Göttingen

Thomas Oppermann, SPD:

Das Ziel der SPD
sind starke Kommunen

Sie haben 
vier Jahre lang

Politik 
zu Lasten 

der Kommunen
gemacht.
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Fortsetzung von Seite 1: Dr. Wolfgang Schäuble (Bundesminister der Finanzen)
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Herr Präsident, für die Glück-
wünsche. Es ist mir ein Ver-
gnügen, mit Ihnen allen heu-

te gemeinsam älter zu werden, auch
wenn mir nicht wirklich zum Feiern
zumute ist. Es ist angesichts der
furchtbaren Bilder über die Flutkata-
strophe, die uns alle sehr bewegen,
wirklich schwer, gera-
de heute eine Debatte
zur Lage der Kommu-
nen zu führen. Gerne
schließe ich mich den
Worten des Bundes-
tagspräsidenten und
der Kollegen an. Das
gilt vor allen Dingen
für den Dank an alle
Helfer, die aus allen
Regionen Deutschlands in die Über-
schwemmungsgebiete gehen, um
Nothilfe zu leisten.

Wir haben einen großen Konsens,
und wir alle sichern unbürokratische
und schnelle Nothilfe zu – kurz- und
langfristig für die Menschen und für
die Betriebe. Wirtschaftsminister Rös-
ler hat erste Gespräche geführt und
Programme angekündigt.

Ich danke unserem Bundestagsprä-
sidenten, dass er auf die leere Bundes-
ratsbank hingewiesen hat. Ich halte es,
um mit den Worten der linken Seite
des Hauses zu sprechen, für einen
Skandal, dass die Länder heute mit
keiner einzigen Person hier vertreten
sind.

Unser aller Ziel sind starke Kom-
munen. Eine angemessene Finanz-
ausstattung ist verfassungsmäßig fest-
geschrieben. Die Kommunen sind
Gebietskörperschaften der Länder,
das heißt, diese stehen in direkter Ver-
antwortung. Herr Oppermann, Sie
wissen genauso gut wie ich, dass das
grün-rote Baden-Württemberg in Zei-
ten von Rekordsteuereinnahmen den
kommunalen Finanzausgleich um
340 Millionen Euro gekürzt hat. Das
geschah nicht in Zeiten der Krise, son-
dern in Zeiten von Rekordsteuerein-
nahmen.

Das heißt nicht, dass wir die Verant-
wortung abschieben; aber die Aussa-

ge: „Der Bund muss zahlen!“, kann
nicht die alleinige Lösung für die Pro-
bleme sein.

Aus gutem Grund wurden die kom-
plexen Bund-Länder-Beziehungen ge-
meinsam im Rahmen der Föderalis-
musreformen I und II entflochten, um
Verantwortlichkeiten klar zuordnen
zu können. Im Rahmen einer Födera-
lismuskommission III sollte endlich
die Struktur der Kommunalfinanzen
neu geordnet werden und das Prinzip
der Konnexität verankert werden; das
heißt, wer bestellt, der bezahlt. Das ist
bei der letzten Reform an Ihnen ge-
scheitert.

Diese Koalition hat dafür gesorgt,
dass die Kommunen heute finanziell
deutlich besser dastehen als vor vier
Jahren. 2012 verzeichneten sie einen
Überschuss von 1,8 Milliarden Euro.
Für die Zeit ab 2013 werden mindes-
tens 4 Milliarden Euro pro Jahr prog-
nostiziert. Zum Vergleich: 2009, unter
Finanzminister Steinbrück, stöhnten
sie über ein Defizit von 7,5 Milliarden

Euro.
Ohne Zweifel gibt

es nach wie vor Kom-
munen, die mit dem
Rücken zur Wand ste-
hen, je nach eigener
Wir t schaf t skra f t ,
nach der Sozialstruk-
tur, aber auch nach
der Wirtschaftskraft
ihrer Region und ih-

res Bundeslandes. Denken Sie an
NRW, Rheinland-Pfalz und das Saar-
land. Dabei spielen der kommunale
Finanzausgleich – dieser ist Ländersa-
che –, der Länderfinanzausgleich und
natürlich die Gesamtwirtschaftslage
Deutschlands eine große Rolle. Sie al-
le kennen die Abhängigkeit der Kom-
munen von Gewerbesteuer, Einkom-
mensteuer und von den Sozialkosten
bei hoher Arbeitslosigkeit. Die Kom-
munen profitieren zuallererst von un-
serer soliden Finanz- und Wirtschafts-
politik. Wir haben Rekordsteuerein-
nahmen und die höchste Zahl sozial-
versicherungspflichtiger Arbeitsplätze
aller Zeiten. Kurz: höhere Einnahmen
und geringere Ausgaben auch und ge-
rade für die Kommunen.

Wir setzen in dieser Legislaturperi-
ode zudem auf eine ganze Reihe von
Einzelmaßnahmen zum Wohle der
Kommunen. Der Bund übernimmt
die Kosten der Grundsicherung im Al-
ter und bei Erwerbsminderung. Das
ist die größte Entlastung aller Zeiten.
Sie beträgt rund 4,5 Milliarden Euro
jährlich plus alle Steigerungen. Auch
wenn Sie es noch so oft erzählen: Das
war ein Vorschlag unseres Finanzmi-
nisters, nicht der Opposition.

Bei den Kosten der Unterkunft für
Hartz-IV-Empfänger übernimmt der
Bund mittlerweile durchschnittlich
36,4 Prozent. Die Grünen fordern

heute ehrgeizige 37,7 Prozent in zwei
Schritten.

2009 waren wir bei 26 Prozent. Wir
übernehmen die vollen Kosten für das
Bildungs- und Teilhabepaket. Rund
73 Prozent der berechtigten Kinder
nehmen diese Leistungen mittlerwei-
le in Anspruch. So etwas gab es noch
nie. Die SPD hat angekündigt, dass sie
dies rückabwickeln will. Für die Inves-
titionen in Krippenplätze steuern wir
5,4 Milliarden Euro bei, für die Be-
triebskosten geben wir zukünftig jähr-
lich 845 Millionen Euro. Die Städte-
bauförderung führen wir gleichblei-
bend mit rund 455 Millionen Euro
fort. Das ist gut für die Kommunen,
für das lokale Handwerk, für Arbeits-

plätze und für das Gewerbesteuerauf-
kommen.

Es ist richtig: In der Krise hatten wir
zusätzliche Mittel aus den Konjunk-
turpaketen, die mittlerweile ausgelau-
fen sind.

Außerdem haben wir durchgesetzt:
Verbesserung bei der Konversion,
beim Planungsrecht, beim Baurecht,
bei der Bürgerbeteiligung, bei E-Go-
vernment, bei Breitbandversorgung,
bei der Ärzteversorgung im ländlichen
Raum und nicht zuletzt beim Beteili-
gungsrecht der Kommunen in der Ge-
setzgebung im Bundestag. Der Bun-
desrat konnte sich übrigens nicht da-
zu durchringen. Dies alles sind not-
wendige Hilfen für die Kommunen.
Eine Strukturreform ersetzt das aber
noch lange nicht.

Auf keinen Fall darf diese positive
Entwicklung jetzt gefährdet werden.
Zu Recht warnt der Deutsche Städte-
und Gemeindebund vor den Steuerer-
höhungsplänen von SPD und Grü-
nen. Sie würden der lokalen Wirtschaft
schaden, Arbeitsplätze gefährden und

die Kommunen schwächen. Wir wer-
den unseren Weg der Konsolidierung
und der Unterstützung der Strukturre-
form in dieser Konstellation ab Okto-
ber weitergehen und auf eine Födera-
lismuskommission III hinarbeiten.
Denn wir müssen durch die gesamt-
staatliche Brille schauen. Ein Hin- und
Herschieben der Kosten darf es künf-
tig nicht mehr geben. Bei der Schul-
denbremse des Fiskalpakts wird eine
gesamtstaatliche Betrachtungsweise
eingefordert. In die Berechnung sollen
die Schulden des Bundes, der Länder,
der Kommunen und der Sozialversi-
cherungen einfließen.

Es ist richtig: Wir sind noch nicht
am Ziel angekommen. Doch egal, wie
Sie es drehen und wenden, wenn Sie
die Lage in 2009 mit der in 2013 ver-
gleichen, müssen Sie zugeben, dass es
vier gute Jahre für Deutschland und
vier gute Jahre für Deutschlands Kom-
munen waren.

(Beifall bei der FDP sowie bei

Abgeordneten der CDU/CSU)

Birgit Reinemund (*1959)
Landesliste Baden-Württemberg

Dr. Birgit Reinemund, FDP:

Vier gute Jahre für 
Deutschlands Kommunen 

Diese Koalition
hat dafür gesorgt,

dass die
Kommunen heute
besser dastehen

als vor vier Jahren.
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Ich denke, es ist beeindruckend,
wie sich in diesen Tagen viele Men-
schen in Süddeutschland und in

Ostdeutschland gegenseitig helfen,
sich füreinander aufopfern. Das ist ein
großer Beweis dafür, dass es in diesem
Land noch Solidarität und Miteinan-
der gibt. Das ist in dieser schweren
Stunde, denke ich, eine gute Nach-
richt.

Es ist ebenso eine gute Nachricht,
dass die Katastrophenstäbe offen-
sichtlich ganz hervorragend arbeiten.
Man merkt das auch daran, dass wir
zum Glück bisher keinen Verlust von
Menschenleben zu beklagen haben.
Ich hoffe, dass das so bleibt.

Das ist ein Beweis für die Stärke der
Kommunen und ihre Leistungsfähig-
keit. Denn ohne die aktive Mithilfe
der Kommunen in diesen Katastro-
phenstäben könnte die Arbeit nicht so
gut organisiert werden. Ich denke, an
diesem Punkt sollte man allen Helfe-

rinnen und Helfern, egal ob sie in
Amtsstuben oder direkt am Deich
sind, „Danke!“ und „Weiter so!“ sa-
gen. Wir drücken ihnen die Daumen,
dass es nicht noch schlimmer kommt,
als es ohnehin schon ist.

Ich finde es erstaunlich, dass das of-
fensichtlich nur bei der Fraktion Die
Linke so gesehen wird.

Kommunen und Betroffene – da
sind wir bei der Verantwortung, die
wir gemeinsam tragen – dürfen jetzt
nicht alleingelassen werden. Es ist,
denke ich, unsere gemeinsame Ent-
scheidung, dass wir Geld in die betrof-
fenen Gebiete geben werden; diese
Entscheidung ist auch richtig. Aber es
ist die Aufgabe der Bundesregierung,
jetzt ganz schnell Verbindlichkeit da-
hin gehend zu schaffen, wie die An-
tragsverfahren aussehen und welche
Kriterien es gibt. Das Ganze muss vor
allem eines sein, nämlich unbürokra-
tisch. Es müssen Straßen erneuert wer-
den, es müssen Kitas saniert werden,
und es müssen Gebäude wiederherge-
richtet werden. Dabei können und
dürfen wir die Kommunen nicht al-
leinelassen. Zins-günstige Kredite al-
lein werden überschuldeten Kommu-
nen kaum helfen. Wir brauchen ech-
te Hilfe, auch vom Bund.

Meine Damen und Herren, ich den-
ke, nur wenige von Ihnen wissen das:
Am letzten Donnerstag, heute vor ei-
ner Woche, ist vor der polnischen Ost-
seeküste ein Schiff untergegangen, die
„Georg Büchner“. Warum erzähle ich
Ihnen das? Die „Georg Büchner“ ist
ein Kulturdenkmal, das über Jahr-
zehnte in der Hansestadt Rostock,
meiner Heimatstadt, gelegen hat.

Zehntausende Menschen fühlen sich
eng mit dem Schiff verbunden. Die
„Georg Büchner“ war ein Ausbil-
dungsschiff, auf dem sehr viele Men-
schen gefahren sind und gelernt ha-
ben. Dieses Schiff konnte von der
Kommune nicht mehr gehalten wer-
den. Es wären etwa 5 Millionen Euro
notwendig gewesen, um dieses Kul-
turdenkmal zu sanieren. Das war
nicht möglich. Es war der Kommune
nicht möglich, und es war dem Träger-
verein nicht möglich. Dem Schiff wur-
de der Denkmalstatus entzogen. Es
sollte nach Litauen geschleppt und
abgewrackt werden. Dazu ist es nicht
gekommen. Die „Georg Büchner“ ist
schlicht abgesoffen. Sie ist damit ein
Stück weit Sinnbild für die Lage der
Kommunen in Deutschland.

Die Kommunen haben 2012 – ich
finde, das ist eine ganz beeindrucken-
de Zahl – Gesamtsteuereinnahmen in
Höhe von etwa 198 Milliarden Euro
gehabt, und zwar bereinigt. Zum Ver-
gleich: Der Bundeshaushalt 2013 hat
ein Volumen von 302 Milliarden
Euro; das ist etwa ein Drittel mehr.
Wenn man sich vor Augen führt, dass
von diesen 198 Milliarden Euro etwa
ein Viertel sofort an Sozialleistungen
weggegangen ist, dann ist das schon
beeindruckend, weil es deutlich
macht, wie eng die Lage der Kommu-
nen ist. Wenn allein ein Viertel der Ge-
samteinnahmen zur Finanzierung der
notwendigen Sozialleistungen ge-
braucht wird – dann ist noch keine
Angestellte finanziert, noch kein

Steffen Bockhahn (*1978)
Wahlkreis Rostock

Steffen Bockhahn, DIE LINKE:

Die Lage der Kommunen
hat sich nicht verbessert 

Fortsetzung auf Seite 4
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Schulbuch gekauft, noch kein Spiel-
platz saniert, noch keine Straßenbahn
bezahlt und noch kein neuer Radweg
gebaut –, dann zeigt das, wie eng die
Budgets der Kommunen in Deutsch-
land tatsächlich sind.

Außerdem ist dann noch kein ein-
ziger Cent für Kultur investiert wor-
den. Es ist erschüt-
ternd, zu sehen, wie
massiv in den letzten
Jahren Stellen bei
Theatern und Orches-
tern gestrichen wur-
den. Man muss sich
einmal vergegenwär-
tigen, wie viele Spar-
ten an Theatern in
den letzten Jahren
deutschlandweit geschlossen worden
sind, wie viele Orchester zusammen-
gelegt wurden und fusioniert sind. Al-
les das ist eine Folge der mangelnden
kommunalen Finanzausstattung.

Als Bach, Mozart und Bruckner ih-
re üppigen Konzerte geschrieben ha-
ben, haben sie nicht daran gedacht,
dass es irgendwann klamme Kom-
munen geben würde, die sich keine
Orchester mehr leisten können, um
diese Konzerte auch zu spielen. Aber
das kann ja nicht bedeuten, dass wir
künftig auf Bach, Bruckner und Mo-
zart verzichten. Wir brauchen auch
um der Kultur willen eine angemes-
sene kommunale Finanzausstattung.

Kommunen machen Fehler – na-
türlich –, und sie geben auch Geld an
falschen Stellen aus. Aber dabei sind
sie in guter Gesellschaft: mit den Län-
dern, mit dem Bund und mit der EU.
Natürlich muss vieles besser gemacht
werden. Aber man kann den Kom-
munen zweifelsfrei nicht vorwerfen,
dass sie sich nicht kümmern würden.
Sie haben Steuern erfunden, und sie
haben Steuern in teilweise absurde
Höhen getrieben. Alles das hat nur
bedingt geholfen.

Ich habe mir ein paar Zahlen he-
rausgesucht. Die Stadt Oberhausen
hat etwa 1,8 Milliarden Euro Schul-
den; der Grundsteuerhebesatz liegt
bei 590 Prozent, der Gewerbesteuer-
hebesatz bei 520 Prozent. Nürnberg
hat fast 1,3 Milliarden Euro Schul-
den; der Hebesatz der Grundsteuer B
liegt bei 535 Prozent und der Gewer-
besteuerhebesatz bei 447 Prozent.
Wenn man das Ganze durchdekli-
niert, stellt man fest: Es ist erschre-
ckend. Je nachdem, welche Region
Deutschlands man betrachtet, findet
man zum Teil Steuersätze vor, die
nicht mehr zur Leistungsfähigkeit
passen.

In meiner Heimatstadt Rostock,
wo ich seit 2004 in der Bürgerschaft,
im Kommunalparlament, bin – seit
2009 bin ich Vorsitzender des Fi-
nanzausschusses –, haben wir gerade
wieder die Steuern erhöhen müssen,
weil wir keine andere Chance mehr
hatten. Wir haben jetzt in einer 200
000-Einwohner-Stadt einen Hebe-
satz der Grundsteuer B von 480 Pro-
zent und einen Gewerbesteuerhebe-
satz von 465 Prozent. Ich wäre mir
sofort mit der FDP einig, wenn sie
sagt: Das ist zu viel; das ist nicht mehr
wirtschaftsfreundlich. 

Nur, die Kommune hat gar keine
andere Chance mehr. Man muss ein-
sehen, dass Kostensteigerungen aufge-
fangen werden müssen. Entweder
macht man das über diesen unver-
nünftigen Weg der Erhöhung der
Kommunalsteuern, oder man redet
endlich einmal darüber, wie die Kom-

men vernünftig aus-
gestattet werden kön-
nen. Ich bin für die
zweite Variante, mei-
ne Damen und Her-
ren.

Wenn man die
zweite Variante ver-
folgt, dann muss
man sich anschauen,
wo immer wieder die

Probleme entstehen: Das sind eben
genau die Stellen, an denen der Bund
Aufgaben auf die Kommunen ab-
wälzt, ohne diese Aufgaben auszufi-
nanzieren. Deswegen hat die Linke
die ganz klare Position: Wir brauchen
endlich ein Konnexitätsprinzip für
das Verhältnis zwischen Bund und
Kommunen. Es ist in Ordnung, wenn
der Bund den Kommunen eine Aufga-
be überträgt; aber dann muss er diese
Aufgabe auch voll ausfinanzieren.

Ich will Ihnen ein schönes Beispiel
dafür geben: In meiner Heimatstadt
Rostock gibt es eine Schleuse am
Mühlendamm. Diese Schleuse ist
enorm wichtig, erstens weil nur durch
diese Schleuse Flutschutz betrieben
werden kann und zweitens weil diese
Schleuse für Sportboote, Kanus und
Ruderboote die einzige Durchfahrt
zwischen Ober- und Unterwarnow
darstellt. Diese Schleuse nicht öffnen
zu können, ist in etwa so, als wenn
man die Alster von der Elbe trennt;
das ist einfach nicht vernünftig. Die
Sanierung dieser Schleuse würde 2
Millionen Euro kosten. Der Bund
möchte sich dieser Schleuse entledi-
gen und stellt sich stur. Die Kommu-
ne kann die Schleuse nicht allein sa-
nieren. Das Ergebnis: Die Schleuse ist
geschlossen, und das Wasser- und
Schifffahrtsamt fordert die Kommune
dazu auf, darüber nachzudenken, den
Damm zuzuschütten und diese
Durchfahrt dauerhaft zu sperren. Das,
meine Damen und Herren, ist der
Umgang des Bundes mit den Kom-
munen in Deutschland, und der ist
falsch.

Es gibt weitere Beispiele, die so ab-
surd sind, dass man es kaum fassen
kann. Legendär ist das Eisenbahn-
kreuzungsgesetz. Beim Eisenbahn-
kreuzungsgesetz geht es darum, dass,
wenn Bahnübergänge geschlossen
werden, für den Bahnübergang eine
Kreuzung gebaut werden muss. Die
Kosten werden dann zwischen Bund,
Kommune und Bahn geteilt; jeder
muss ein Drittel tragen. In Branden-
burg gibt es die Gemeinde Rückers-
dorf mit 1 500 Einwohnerinnen und
Einwohnern. Rückersdorf hat einen
Gesamthaushalt in Höhe von etwa
15,7 Millionen Euro und einen Schul-
denstand in Höhe von 2,6 Millionen
Euro. Diese Gemeinde wird nun ge-
zwungen, in eine Eisenbahnkreu-
zung, die sie gar nicht will, 2,5 Millio-
nen Euro zu investieren. Das ist die

Politik dieser Bundesregierung im
Umgang mit den Kommunen, und
diese Politik ist falsch.

Es wird immer wieder darauf ver-
wiesen – wir haben das auch heute
schon mehrfach gehört –, dass die
Kommunen in Deutschland unglaub-
liche Überschüsse erwirtschaften wür-
den. Das stimmt auch – im Durch-
schnitt. Aber im Durchschnitt war der
See einen Meter tief, und die Kuh ist
trotzdem ertrunken.

Diese Überschüsse sind enorm un-
gleich verteilt: Einigen wenigen Kom-
munen geht es sehr gut; ich gönne ih-
nen das. Diesen wenigen Kommunen
stehen aber unfassbar viele Kommu-
nen gegenüber, die keine Chance ha-
ben, ihren Haushalt in den Griff zu
bekommen. Wir müssen darüber re-
den, wie wir zu gleichen Chancen für
alle Kommunen und damit zu dem
grundgesetzlich garantierten An-
spruch auf gleiche Lebensverhältnisse
überall in Deutschland kommen.
Gleiche Chancen sind die Vorausset-
zung dafür, dass es den Kommunen
möglich ist, gleiche Lebensverhältnis-
se zu schaffen. Da müssen wir alle zu-
sammen noch deutlich mehr tun: Da-
zu brauchen wir eine grundlegende

Neuordnung der Finanzbeziehungen
zwischen Bund, Ländern und Kom-
munen.

Die deprimierende Lage der Kom-
munen in vielen Teilen der Republik
führt auch zu einem Rückzug der
Menschen aus der aktiven Beteili-
gung. Ich glaube, keine der Parteien
dieses Hohen Hauses kann sich da-
von freisprechen, dass es überall in
Deutschland immer schwieriger
wird, Kandidatinnen und Kandida-
ten für die Kommunalwahlen zu fin-
den. Es wird nämlich immer schwie-
riger, zu verstehen, was man in der
Kommunalpolitik tatsächlich noch
gestalten kann. Das, meine Damen
und Herren, ist ein echtes Problem.
Es ist vor allen Dingen auch ein Pro-
blem für die Demokratie in der Bun-
desrepublik Deutschland; sie muss
nämlich zuerst von unten wachsen.
Wenn wir nicht einmal mehr genü-
gend Bewerberinnen und Bewerber
finden, um die Kommunalparla-
mente voll zu besetzen, was ist das
für ein Armutszeugnis für alle von
uns? Davor sollten wir uns hüten.
Auch deswegen müssen wir die Kom-
munalpolitik wieder attraktiver ma-
chen. Wir müssen ihr wieder Gestal-

tungsspielraum geben, meine Da-
men und Herren.

Das ganze Gerede darüber, was die
Kommunen alles tun könnten und
müssten, ist teilweise absurd. Wie vie-
le Kommunen wurden in den letzten
Jahren ausdrücklich gezwungen, ihr
Eigentum zu verkaufen, um den
Haushalt einmalig zu sanieren? Heu-
te müssen wir uns ganz oft über Pro-
bleme am Wohnungsmarkt unterhal-
ten. Da kann ich nur sagen: Augen auf
bei der Entscheidung, und zwar vor-
her und nicht danach! Man darf sich
nicht wundern, dass, wenn man Kom-
munen dazu zwingt, ihre Wohnungs-
bestände zu veräußern, im Nachgang
kaum noch sozialer Wohnungsbau
vorhanden ist. Die Kommunen könn-
ten dies leisten. Wenn man sie aber ih-
rer Möglichkeiten beraubt, werden
die Kommunen hier nicht steuernd
eingreifen können. Kurzum, meine
Damen und Herren: Egal welche Bun-
desregierung in den letzten Jahren am
Werk gewesen ist, die Lage der Kom-
munen hat sich im Grundsatz nicht
verbessert. Da muss noch einiges pas-
sieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Fortsetzung von Seite 3: Steffen Bockhahn (DIE LINKE)

Erneut müssen viele Menschen ge-
gen massives Hochwasser kämp-
fen. Unser Dank gilt den vielen

Helferinnen und Helfern: denen von
den Freiwilligen Feuerwehren, denen
von der Bundeswehr, denen, die ehren-
amtlich helfen, den Nachbarinnen
und Nachbarn. Viele Notunterkünfte
wurden gar nicht gebraucht, weil die
Menschen bei Freunden, bei Nach-
barn, zum Teil auch bei ganz Fremden
untergekommen sind.

Die jetzigen Schäden übertreffen vie-
lerorts das Ausmaß des sogenannten
Jahrhunderthochwassers von 2002.
Mich beeindruckt sehr, mit welch gro-
ßer Ruhe die Betroffenen handeln und
dass sie vor allem den Mut nicht verlie-
ren. Ich zolle diesen Menschen sehr
viel Respekt.

Wenn man in den Hochwasserge-
bieten unterwegs ist, riecht man Öl und
Gas und sieht allerorten braune Was-
ser- und Schlammmassen.

Wenn wir hier schon längst wieder
bei anderen Themen sind, werden die
Menschen dort immer noch versu-
chen, ihre Häuser wieder trocken und
sauber zu bekommen. Dann werden
Unternehmen versuchen müssen,
neue Maschinen zu finanzieren. Hier
und da wird man völlig neu anfangen
müssen. Einer Gärtnerei sind zum drit-
ten oder vierten Mal alle Pflanzen weg-
geschwommen. Mancher braucht zum
zweiten, mancher zum dritten Mal ei-
ne komplett neue Wohnungseinrich-
tung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir
denken an diese Menschen. Das dürfen
wir aber nicht nur heute hier tun, son-
dern unsere Hilfe muss kontinuierlich
sein. Sie muss unbürokratisch sein und
darf nicht nur aus warmen Worten am
heutigen Tag bestehen.

Ich finde übrigens, dass wir dabei
auch besonders an die Menschen in
den kleinen Orten mit nur hundert
und nicht hunderttausend Einwohne-
rinnen und Einwohnern denken soll-
ten, die ganz oft vergessen werden. Die
Menschen in diesen Orten haben häu-
fig das Gefühl, ihr Hochwasserschutz
sei nur halb so wichtig wie der Damm
vor einer großen Stadt.

Die unbürokratische Hilfe muss al-
so an erster Stelle stehen. Aber viele
Leute vor Ort fragen natürlich auch:

Wie sieht es jetzt eigentlich mit den
Lehren aus der Katastrophe von 2002
aus? Ist wirklich getan worden, was ge-
tan werden musste? – Diesen Fragen
können wir uns in dieser Debatte nicht
entziehen.

Natürlich brauchen wir Mauern. Na-
türlich brauchen wir Deiche. Natürlich
brauchen wir Schutz. Aber wir brau-
chen definitiv auch mehr ökologischen
Hochwasserschutz. Wir brauchen Flus-
sauen, die renaturiert sind. Wir müssen
dafür sorgen, dass nicht immer mehr
Landschaft versiegelt wird. In Deutsch-
land nimmt die Siedlungsfläche in je-
der Sekunde um 12 Quadratmeter zu.
Dort kann das Regenwasser nicht mehr
abfließen. Auch dem müssen wir ins
Auge blicken. Das spielt ebenfalls eine
Rolle, wenn wir heute an die Hochwas-
seropfer denken und sagen, dass sich
hier wirklich langfristig etwas ändern
muss, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Damit bin ich natürlich auch bei
der Situation der Kommunen. Ehrlich
gesagt, finde ich es angesichts der Rea-
lität nicht besonders angemessen,
wenn Sie sich heute hier quasi auf die
Schulter klopfen. Sie wissen genau:
Die Kommunen schieben einen
Schuldenberg in Höhe von 120 Milli-
arden Euro vor sich her. Was das heißt,
kann jeder sehen, der mit offenen Au-
gen durch Städte und Ortschaften
geht.

Man kann das an den öffentlichen
Gebäuden genau sehen. Man kann es
an Fassaden sehen. Man kann es an

Katrin Göring-Eckardt (*1966)
Bundestagsvizepräsidentin 

Katrin Göring-Eckardt, Bundestagsvizepräsidentin:

Es wird sich etwas in
den Kommunen ändern
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Turnhallen sehen. Man kann es auch
an den 1 100 Schwimmbädern sehen,
die in den letzten Jahren geschlossen
worden sind. Hunderte stehen noch
vor der Schließung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
auch das hat mit Daseinsvorsorge zu
tun. Ist es eigentlich noch möglich, ein
ganz normales gemeinschaftliches Le-
ben in einer Kommune zu führen? Ha-
ben Kinder, Jugendliche und Erwach-
sene eigentlich noch Freizeitmöglich-
keiten? Stehen eigentlich noch Biblio-
theken zur Verfügung? Gibt es noch
Theater? Können sie ins Schwimmbad
gehen? Sind die Turnhallen in Ord-
nung oder nicht?

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das
ist für mich auch eine Frage der Demo-
kratie. Wer die Kommunen im Regen
stehen lässt, betreibt hier eine echte Ge-
fährdung.

Es geht nicht nur um den Schulden-
berg, sondern auch um das fehlende
Geld für Investitionen. Die KfW hat
festgehalten, dass sich der Investitions-
rückstand in den Kommunen auf 128
Milliarden Euro beläuft. Ich sage Ihnen
ganz ehrlich: Was sollen die Kinder ei-
gentlich denken – trotz guter Lehrer,
trotz viel Engagement –, wenn der
schäbigste Bau in der Ortschaft immer
die Schule ist, liebe Kolleginnen und
Kollegen? Das muss sich ändern.

Die Kommunen sind der Ort, wo
Politik und Demokratie erlebt werden.

Durch die schwarz-gelben Steuerge-
setze und insbesondere das Wachs-
tumsbeschleunigungsgesetz, mit dem
Sie unter anderem die Hoteliers be-
dient haben – das war Ihre Antwort –,
haben Sie den Kommunen in den letz-
ten drei Jahren mehr als 5 Milliarden
Euro an Steuereinnahmen entzogen.

Das ist Klientelpolitik zulasten der
Bürgerinnen und Bürger und zulas-
ten der Kommunen.

Natürlich ist es richtig, die Kosten
für die Grundsicherung im Alter zu
übernehmen; das ist aber erst auf
Druck des Bundesra-
tes geschehen.

Aber dass Sie
nicht über die Ein-
gliederungshilfe mit
dem entsprechen-
den Kostenzuwachs
und nicht über an-
dere soziale Pflicht-
leistungen diskutie-
ren, zeigt, dass Sie
weder die Kommunen noch die In-
vestitionen im Blick haben. Das
wird übrigens auch durch Ihre Ver-
sprechungen in den letzten Tagen
deutlich.

Mit ungedeckten Schecks tun Sie
so als ob.

Wir von den Grünen sind gerade in
den letzten Wochen sehr hart ange-
griffen worden, weil wir gesagt haben,
wie wir das, was wir vorhaben, finan-

zieren wollen. Was
machen Sie?  Sie ma-
chen Versprechungen
von der Mütterrente
bis zur Kindergelder-
höhung, ohne nur an
einer einzigen Stelle
zu sagen, wie sie be-
zahlt werden sollen.

Sie lassen die Kom-
munen insbesondere

beim Ausbau der Kindertagesstätten
im Regen stehen und machen Verspre-
chungen an anderer Stelle.

Ich will Ihnen sagen, wie ich das
finde: Das ist unsolide und unseriös.

Offensichtlich wird aber, dass das
inzwischen auch einigen im Kanzler-
amt klar geworden ist; denn die Ner-
vosität steigt. Sie wissen, dass Sie seit
Jahren an der Realität der Menschen
vor Ort vorbeiregiert haben. Es wird
Zeit, dass sich das ändert, und zwar
ganz spürbar.

Ich bin sicher: Es wird sich etwas
in den Kommunen ändern. Der In-
vestitionsstau muss behoben wer-
den. Die Menschen sollen wissen,
dass wieder in die Schulen und in
die Bildung ihrer Kinder investiert
wird. Sie sollen wissen, dass ihre
Realität und nicht die der Lobbyisten
wichtig ist. Liebe Kolleginnen und
Kollegen, der 22. September wird
das zeigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

und bei der SPD)

Die Kommunen
schieben einen

Schuldenberg in
Höhe von 120

Milliarden Euro
vor sich her.

Das Hochwasser hält Deutsch-
land weiter im Griff. Auch von
unserer Seite, Herr Präsident,

ein herzliches Dankeschön für die tref-
fenden und einfühlsamen Worte zu
Beginn der heutigen Debatte.

Wir erleben in diesen Tagen auf dra-
matische Weise, mit welchen Emotio-
nen tatsächlicher und drohender Scha-
den in vielen Städten und Gemeinden
verbunden ist. Wir haben gestern von
Bundesminister Peter Ramsauer im
Ausschuss für Verkehr, Bau- und Stadt-
entwicklung einen ersten Bericht zur
Lage sowie zum Ausmaß der Schäden
an Infrastruktur und Gebäuden erhal-
ten. Schulen und Kindergärten in den
Städten, aber auch im ländlichen
Raum sind genauso betroffen wie das
eigene Heim oder die Wohnung. Es
wird – das wissen wir – Milliarden kos-
ten, um diese Schäden zu beseitigen.

Wenn wir die große Solidarität se-
hen, wenn wir erleben, wie Tausende
bis zur Erschöpfung gegen Wassermas-
sen kämpfen, sind wir zuversichtlich,
dass es in einem gemeinsamen Kraft-
akt gelingen wird, zusammen mit den
betroffenen Kommunen nicht nur die

Schäden zu beseitigen, sondern vor al-
lem dafür zu sorgen, dass der Hoch-
wasserschutz vor Ort weiter zügig ver-
bessert wird.

Meine Damen und Herren, zurück
zur Antwort der Bundesregierung auf
unsere Große Anfrage zur Lage der
Kommunen in der Bundesrepublik
Deutschland, mit der wir uns heute
auch auseinandersetzen. Die kommu-
nalfreundliche Politik der Bundesre-
gierung ist ein milliardenschwerer Se-
gen für die Städte und Gemeinden in
unserem Land.

Das ist, in einem Satz gesagt, das Fa-
zit der Antwort auf unsere Große An-
frage.

Wir danken allen, die an der aus-
führlichen Beantwortung von nahezu
100 Fragen mitgearbeitet haben.

Die Antworten zeigen deutlich, dass
die Politik der Bundesregierung, ver-
teilt über viele Politikbereiche, ent-
scheidend zur Stärkung der Kommu-
nen und der kommunalen Selbstver-
waltung beiträgt. An die Adresse der
Linken sei gesagt: Man sollte sich zwi-
schendurch vielleicht einmal daran er-
innern, wie zu Zeiten der DDR die
kommunale Selbstverwaltung behan-
delt worden ist.

Wir haben in den vergangenen vier
Jahren eine einmalige und in dieser
Größenordnung bisher noch nie da ge-
wesene Leistungsbilanz zugunsten der
Kommunen aufzuweisen. Das ist nicht
nur unsere Einschätzung; diese Ein-
schätzung wird auch von den kommu-
nalen Spitzenverbänden geteilt.

Ihnen, Herr Dr. Schäuble, danken
wir für Ihr großes Verständnis für die
berechtigten kommunalen Belange,
das Sie bei allen Begehrlichkeiten, die
an den Bundesfinanzminister immer
wieder herangetragen werden, jeweils
hatten. Sie haben zur Zeit der Gemein-
definanzkommission immer wieder

gesagt: Wir machen nichts gegen die
Kommunen, und wir helfen im Rah-
men unserer verfassungsrechtlichen
Möglichkeiten. – Ich weiß, das haben
viele nicht geglaubt, aber Sie haben
Wort gehalten. Dafür herzlichen Dank!

Lassen Sie mich dazu auch noch sa-
gen: Ohne Ihr Verständnis für die kom-
munalen Belange wären die Städte und
Gemeinden heute nicht da, wo sie
sind. Sie sind nicht nur auf einem gu-
ten Weg, sondern haben auch ein gu-
tes Ergebnis vorzuweisen.

Allein durch die Übernahme der
Grundsicherung im Alter von jährlich
4,5 Milliarden Euro – das wurde bereits
gesagt – werden die Kommunen in den
Jahren 2012 bis 2016 von Sozialausga-
ben in einer Größenordnung von na-
hezu 20 Milliarden Euro entlastet. Der
Bund leistet damit einen deutlichen
und vor allem nachhaltig aufwachsen-
den Beitrag zur Stabilisierung und dau-
erhaften Verbesserung der Kommunal-
finanzen. Das ist seit Bestehen der Bun-
desrepublik die größte finanzielle Ent-
lastung, die je eine Bundesregierung
beschlossen hat. Sie können schimp-
fen und dagegen wettern – diese Zah-
len sprechen eine eindeutige Sprache.

Wir danken deshalb auch der Bun-
deskanzlerin für diese großartige Bun-
desleistung. Kein Bundeskanzler zuvor
hat so viel für die Kommunen bewirkt
wie Angela Merkel.

Sie, Frau Kollegin Göring-Eckardt,
haben mit Ihrer Stimme die Gewerbe-
steuerumlage angehoben. Sie haben
die Grundsicherung im Alter einge-
führt, ohne den Kommunen das not-
wendige Geld dafür zur Verfügung zu
stellen.

Wir haben diese Ihre rot-grüne kom-
munalfeindliche Politik beendet.

Wenn wir die Antwort der Bundesre-
gierung auf unsere Große Anfrage wei-
ter analysieren, dann sehen wir, dass

wir beliebig weiter über die Erfolge in
unserer Leistungsbilanz sprechen kön-
nen:

Man kann es nicht oft genug sagen:
Der Bund unterstützt den Ausbau der
Betreuungsplätze für Kinder unter drei
Jahren mit 5,4 Milliarden Euro, und er
leistet damit den Ländern, die dafür ei-
gentlich zuständig sind, eine unschätz-
bare Hilfe.

Als weiteres Stichwort nenne ich das
Bildungs- und Teilhabepaket, das wir
auf den Weg gebracht haben.

Hinzu kommt – auch das ist leider
bei vielen in Vergessenheit geraten –,
dass die kommunalen Spitzenverbän-
de künftig noch besser, als das bisher je
der Fall war, in bundespolitische Ent-
scheidungen eingebunden werden.

Schließlich sorgt auch die positive
wirtschaftliche Entwicklung unseres
Landes, die übrigens auch etwas mit
unserer Politik zu tun hat, erstmals
nach 2008 wieder für einen Finanzie-
rungsüberschuss von 1,8 Milliarden
Euro im Jahr 2012. Kollegin Reine-
mund hat es gesagt: In den Folgejahren
ab 2013 wird mit noch größeren Finan-
zierungsüberschüssen gerechnet.

Wenn wir uns an die Zeit der rot-
grünen Regierung zurückerinnern,
dann wissen wir, um nur ein Beispiel
zu nennen, dass das kommunale De-
fizit im Jahr 2003, in einer Zeit, als es
noch keine internationale Finanz-
markt- und Wirtschaftskrise gab, bei
8,4 Milliarden Euro lag. Defizit, nicht
Überschuss!

Es gibt natürlich – das ist unstrittig –
Wermutstropfen. Leider ist das Bild der
Kassenkredite mit 47 Milliarden Euro
nach wie vor alarmierend. Der Bundes-
finanzminister hat es angesprochen:
Allein knapp die Hälfte aller Kassen-
kredite in Deutschland stammt aus
Kommunen in Nordrhein-Westfalen.

Herr Oppermann, es ist schon be-
merkenswert, dass Ihr Kanzlerkandidat
jetzt auf einmal die Kommunen ins
Herz schließt. Zu seiner Zeit als Finanz-
minister und Ministerpräsident in
Nordrhein-Westfalen ist die Höhe der
Kassenkredite dort exorbitant gestie-
gen.

Wenn er jetzt den Feuerwehrmann
spielt, sollte er nicht vergessen, dass er

vorher vor Ort fleißig mitgezündelt
hat.

Die größte kommunale Entlastung
in der Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland haben wir ganz ohne
Steuererhöhungen hinbekommen
und gleichzeitig die staatliche Neuver-
schuldung gesenkt.

Noch eines: Wenn der Deutsche
Städte- und Gemeindebund diese Wo-
che die SPD dringend vor einer Steuer-
erhöhung warnt und zu Recht auf den
kaum zu bewältigenden Bürokratie-
aufwand bei der Einführung der Ver-
mögensteuer hinweist, beweist dies
einmal mehr, dass neue Steuern der fal-
sche Weg sind.

Am 1. August 2013 tritt der Rechts-
anspruch auf einen Krippenplatz in
Kraft.

Es gibt übrigens aus dem Jahr 2006
eine Vereinbarung zwischen Bund,
Ländern und Kommunen, die zum In-
halt hat, dass sie sich an den Kosten mit
je einem Drittel beteiligen wollen. Das
haben viele vergessen. Einige Länder
haben sehr lange gebraucht, bis sie ge-
merkt haben, dass sie nicht nur die Gel-
der des Bundes, sondern auch ihren ei-
genen Finanzanteil an die Kommunen
geben müssen. Wir fordern, dass unse-
re Hilfen uneingeschränkt bei den
Kommunen ankommen und nicht an
den klebrigen Fingern der Länderfi-
nanzminister hängen bleiben.

Während Rot-Grün in seiner Regie-
rungszeit ständig neue Aufgaben er-
fand, die von den Kommunen zu fi-
nanzieren waren, wurde unter Füh-
rung von CDU und CSU diese kom-
munalfeindliche Politik beendet.

Heute gilt zu Recht der Grundsatz:
Wer bestellt, der bezahlt. Die Politik
der christlich-liberalen Bundesregie-
rung und der sie tragenden Fraktionen
verdient das Vertrauen der Kommu-
nen. Dies unterstreicht die Antwort auf
unsere Große Anfrage sehr deutlich. Es
liegt im ureigenen Interesse der Städte,
Gemeinden und Landkreise, dass die-
ser Politikstil mit Bundeskanzlerin An-
gela Merkel und Wolfgang Schäuble
weiter fortgeführt werden kann. Dafür
lohnt es sich zu arbeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Peter Götz (*1947)
Wahlkreis Rastatt

Peter Götz, CDU/CSU:

Die Politik der Bundesregierung 
ist Segen für Kommunen im Land
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Wenn Sie gestatten, Herr Präsi-
dent, möchte ich unbotmä-
ßigerweise mit einer leich-

ten Kritik an Ihrer Äußerung hinsicht-
lich der fehlenden Präsenz von Vertre-
tern auf der Länderbank beginnen. Ich
habe ein gewisses Verständnis dafür,
dass die Länderbank nicht voll besetzt
ist, weil das, um das es hier geht, dieses
Papier hier, die Antwort der Bundesre-
gierung auf eine Anfrage der eigenen
Koalitionsfraktionen ist. Das Papier
enthält nichts anderes als die ultimati-
ve Lobhudelei. Dafür, dass sich die
Ländervertreter eine Debatte dazu
nicht anhören wollen, habe ich volles
Verständnis.

Ich habe auch Verständnis dafür,
dass keine Vertreter von CDU-geführ-
ten Ländern hier sind; denn auch sie
wollen sich das nicht anhören.

Es ist ein sehr merkwürdiger Vor-
gang, dass die eigenen Fraktionen die
Regierung fragen: Waren wir nicht toll?
Die Regierung bestätigt das auch noch.
92 Fragen auf 117 Seiten: Es hat mich
viel Lebenszeit gekostet, das alles
durchzulesen. Es hat sich nicht ge-
lohnt: Das Papier ist dick, aber der In-
halt ist dünn.

Herr Minister Schäuble, Sie haben in
Ihrem Vortrag im Wesentlichen darauf
abgehoben, wie kommunalfreundlich
diese Regierung ist und was Sie alles für
die Kommunen getan haben. Ich sage
Ihnen: All das, was Sie hier beschrei-
ben, ist nicht auf Ihre eigene Initiative
zurückzuführen, sondern das ist auf
Druck derjenigen passiert, die im Mo-
ment nicht hier sind, weil sie sich um
ihre Kommunen kümmern. Sie haben
diese Forderungen durchgesetzt, und
zwar im Vermittlungsverfahren zum
Bildungs- und Teilhabepaket und im
Vermittlungsverfahren zum Fiskalpakt.
Genau das ist die Wahrheit.

Ein Wort zur Gemeindefinanzkom-
mission.

Der Kollege Rüttgers hat den Kom-
munen in Nordrhein-Westfalen in fünf
Jahren 3 Milliarden Euro weggenom-
men. Deswegen haben viele Kommu-
nen in Nordrhein-Westfalen ein Pro-
blem.

Kollege Finanzminister Schäuble
hat tatsächlich, als er merkte, dass die
Gemeindefinanzkommission vor dem
Scheitern stand, einen Vorschlag ge-
macht. Er hat die Vertreter der kommu-
nalen Spitzenverbände eingeladen, die
Präsidenten und die Hauptgeschäfts-
führer, und einige Staatssekretäre; das
waren insgesamt neun Personen. Ih-
nen hat er den Vorschlag gemacht, der
Bund könne die Kosten für die Grund-
sicherung im Alter übernehmen. Er hat
allerdings mit diesem Vorschlag eine
Forderung verbunden. Er hat nämlich
gefordert, dass die Kommunen dem
Einstieg in den Ausstieg aus der Gewer-
besteuer zustimmen. Das haben die
Kommunen abgelehnt - zu Recht übri-
gens.

Damals – Herr Minister Schäuble,
Sie werden sich erinnern – hatten wir
das hier diskutiert; genau diesen Punkt
haben wir in diesem Hohen Haus dis-
kutiert. Ich hatte damals auch Gelegen-
heit, dazu zu sprechen. Ich habe Ihnen
gesagt: Wir unterstützen Sie in der Fra-
ge, aber ich fürchte, dass wir die Einzi-
gen sind, die Sie darin unterstützen. –
Denn es kam nach dem Vortrag sofort
Gegenwind, insbesondere aus der
FDP-Fraktion. Der Kollege Wissing hat
gesagt: Mit uns nicht machbar! – Die
Kollegin Homburger hat gesagt: Der
Minister tut ja etwas, aber nicht das,
was wir wollen. – Der Kollege Brüder-
le wird sich an seine eigenen Worte er-
innern. Er hat gesagt: Das ist mit uns
nicht abgestimmt.

Dann haben wir gesagt: Wir machen
da mit. Dann haben anlässlich des Bil-
dungs- und Teilhabepakets, das Sie sich
auch auf die Fahnen schreiben – Sie
schmücken sich hier übrigens überall
mit fremden Federn –, das Ihnen aber
das Bundesverfassungsgericht aufs Au-
ge gedrückt hat – ohne Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts wären Sie über-
haupt nicht auf die Idee gekommen,
ein Bildungs- und Teilhabepaket zu
machen –, die SPD-geführten Länder
im Vermittlungsausschuss Ihnen ab-
verhandelt, dass der Bund schrittweise
die Kosten der Grundsicherung im Al-
ter übernimmt.

Jetzt haben Sie vorhin – ich weiß
gar nicht mehr, wer es war, ich glau-
be, es war der Kollege Götz oder auch
Sie, Herr Minister – behauptet, Sie
würden damit eine Fehlentwicklung
korrigieren, die unter Rot-Grün pas-
siert ist. Da sage ich Ihnen, was wirk-
lich passiert ist. Wir haben damals
ein Problem nach 16 Jahren Helmut
Kohl gelöst, das die schwarz-gelbe
Kohl-Regierung niemals angepackt
hat, nämlich etwas für die Kriegerwit-
wen zu tun, die nach dem Krieg
kaum Gelegenheit hatten, eigene
Beiträge in die Rentenversicherung
einzuzahlen, und die letztlich von
Sozialhilfe leben mussten, das aber
nicht taten, weil sie die Sorge hatten,

dass auf ihre Kinder zurückgegriffen
würde.

Um das auszuschalten, haben wir
dieses Gesetz gemacht und den Kom-
munen dafür 800 Millionen D-Mark
gegeben, weil das die Summe war, die
damals für diesen Personenkreis, der
neu in dieses Gesetz aufgenommen
wurde, berechnet worden war.

Dann hat sich das in den letzten Jah-
ren dramatisch entwickelt, das ist völ-
lig richtig. Der Bundesanteil hat sich
leicht erhöht. Aber deswegen ist die
Forderung auch richtig gewesen, das in

die Zuständigkeit des Bundes zu über-
geben.

Denn letztlich ist es so, dass die
kommunalen Haushalte noch vor 40
Jahren Investitionshaushalte waren.
Da war Geld da, um in die kommuna-
le Infrastruktur zu investieren, in Stra-
ßen, in Gebäude, in Schulen, in Weiter-
bildungseinrichtungen, in Büchereien,
in Schwimmbäder und Ähnliches.
Mittlerweile sind kommunale Haus-
halte reine Sozialhaushalte, und zwar
infolge von Bundesgesetzgebung, die
im Wesentlichen in den 16 Jahren un-
ter Helmut Kohl geschaffen worden ist.

Es war wichtig und richtig, das zu
korrigieren. Mich hat nur gewundert,
dass Sie den Weg einer Großen Anfra-
ge gewählt haben. Ich hätte eigentlich
erwartet, dass Sie dazu einen Gipfel ver-
anstalten.

45 Gipfel in dreieinhalb Jahren, da-
von allein neun in diesem Jahr - ich

könnte sie alle vorlesen, aber ange-
sichts meiner Zeit, die begrenzt ist, ver-
zichte ich darauf. Warum haben Sie
oder die Kanzlerin keinen Gipfel ein-
berufen? Eines ist klar: Sie hätten keine
schönen Bilder produzieren können.
Sie wären Gefahr gelaufen, dass Bürger-
meister, wie das vor zehn Jahren schon
einmal der Fall war, hier in Bettlerklei-
dung aufgetreten wären. Das würde je-
der Gipfelstrategie widersprechen;
denn das Ziel der Gipfel, die Sie stän-
dig veranstalten, ist ja nur, schöne Bil-
der zu produzieren. Das wäre aber
nicht passiert. Deswegen sagen wir –
glaube ich – zu Recht: „Über allen Gip-
feln ist Ruh'“. Der Schluss dieses Ge-
dichts von Goethe lautet: „Warte nur,
balde ruhest du auch.“ Das gilt für Sie.

(Beifall bei der SPD sowie bei

Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE

GRÜNEN)

Bernd Scheelen (*1948)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Bernd Scheelen, SPD:

Antwort der Bundesregierung 
ist nur die ultimative Lobhudelei
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Ich werde mich bemühen, in dem
Wirrwarr von Zahlen einige an-
dere Akzente zu setzen, auch des-

wegen, weil übrigens meine Kämme-
rin schon am Anfang meiner Amts-
zeit gesagt hat: Der Röhlinger ver-
steht nichts von Finanzwirtschaft,
aber er ist sparsam. Damit konnte
ich sehr gut leben; denn wenn man
sich gut beraten lässt, kann man vor
dem Hintergrund auch erfolgreich
sein.

Zunächst ein uneingeschränkter
Dank auch in diesem Zusammen-
hang an die Helfer, an die Feuerweh-
ren und Polizisten vor Ort. Ich habe
mir in Jena die neuralgischen Punk-
te angeschaut und muss sagen: Wir
haben unsere Aufgaben – bei uns
fand die Jahrhundertflut 1994 statt –
offensichtlich so gut gemacht, dass
die neuralgischen Punkte dem Was-
ser standgehalten haben. Aber es war
wesentlich mehr. Wir haben uns in
Übereinstimmung mit den Dezer-
nenten in Jena darauf verständigt,
dass wir parteiübergreifend – die
MdBs aus Ostthüringen – an die zu-

ständigen Minister in Thüringen
schreiben werden, dass insbesonde-
re die Zusammenarbeit zwischen
den Talsperren und den Wehren und
den Kommunen vor Ort verbessert
werden kann und muss.  Ich persön-
lich bin davon überzeugt, dass das
eintreffen wird, was viele bislang
nicht wahrhaben wollen: Die Zahl
der Unwetter wird zunehmen, und
das nicht nur kurzfristig.

An den Anfang möchte ich mei-
nen Dank an diejenigen stellen, die
in den vergangenen Jahren dazu bei-
getragen haben, dass es den Kom-
munen deutlich besser geht. Tatsäch-
lich waren die letzten vier Jahre für
die Kommunen vier gute Jahre, auch
wenn die Opposition das nicht
wahrhaben will. Ein Blick in die Zei-
tung des Deutschen Städtetags, der
nun weiß Gott kein Vertreter der
FDP-Politik ist, macht das deutlich.
Im Übrigen kommt mir die Differen-
zierung in reiche und arme Städte
bei Ihrer Kritik viel zu kurz, insbe-
sondere bei Ihnen, Frau Göring Eck-
ardt. Sie müssten als gebürtige Thü-
ringerin doch eigentlich aus eigener
Anschauung wissen, dass es in einer
beachtlichen Anzahl an Städten in
Thüringen gelungen ist, im Verhält-
nis zur Vergangenheit ungeahnte
Fortschritte zu erzielen, insbesonde-
re wenn es um die Erfüllung der von
Ihnen erwähnten kulturellen An-
sprüche geht, und die Lebensquali-
tät zu verbessern. Im Übrigen, Frau
Göring-Eckardt, bin ich es als Christ
gewohnt, zuerst einmal Danke zu sa-
gen, bevor ich die Hand aufhalte
und fordere: immer noch mehr,
mehr, mehr! – Auch dem Bund ste-
hen nur Steuergelder zur Verfügung.

Das Ergebnis ist, dass man mit 80
Milliarden Euro in die neue Legisla-

turperiode startet. Wie ich höre, kön-
nen diese 80 Milliarden Euro egali-
siert werden. Das alles spiegelt sich
in den aktuellen Zahlen wider.

Wie ich sehe – das verwundert
mich nicht –, geht meine Redezeit zu
Ende. Ich möchte die Gelegenheit
nutzen, mich bei Ihnen herzlich zu
bedanken. Das ist heute mein letztes
Grußwort von diesem Pult aus. Mei-
ne Tätigkeit als Bundestagsabgeord-
neter war für mich eine sehr lehrrei-
che Zeit. Es war für mich sehr inte-
ressant, über die Barriere zu steigen
und Kommunalpolitik aus der Sicht
eines Bundestagsabgeordneten zu
betrachten. Ich habe viel gelernt und
habe viel Verständnis, wenn sich die
Länder bemühen, Städte zu unter-
stützen, aber dann das Feedback
fehlt. Man darf nicht vergessen:
Letztlich werden die Steuergelder der
öffentlichen Hand verbraten.

Meine Damen und Herren, ich
wünsche Ihnen ungeachtet der Frak-
tionszugehörigkeit viel Freude –
bleiben Sie gesund! – und uns wei-
terhin gute Erfolge.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Peter Röhlinger (*1939
Landesliste Thüringen

Dr. Peter Röhlinger, FDP:

Es geht den Kommunen
deutlich besser 
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Im Wahlkampf muss man ja er-
fahrungsgemäß mit einigem
rechnen. Da darf man sich auch

nicht wundern, dass selbst die Bun-
deskanzlerin plötzlich eine 180-
Grad-Kehre hinlegt und ihr Herz für
Mieterinnen und Mieter entdeckt.
Drei Monate vor der Bundestags-
wahl erkennt also die Kanzlerin –
vielleicht war es auch ihr Berater-
stab –, dass in Deutschland 35 Mil-
lionen Menschen in
Mietwohnungen le-
ben. Das ist ja ein er-
quickliches Wähler-
potenzial. Daher
wundert es uns
nicht, dass solche
Aussagen so kurz vor
der Bundestagswahl
gemacht werden.

Die Kanzlerin
nimmt auch so Unworte wie „Mie-
tendeckelung“ oder „Mietpreis-
bremse“ in den Mund. Was ist das?
Ein unmoralisches Angebot an ei-
nen künftigen Koalitionspartner
oder doch nur der plumpe Versuch,
Millionen Wählerinnen und Wähler
hinter die Fichte zu führen? Dass
die FDP da aufschreit und so tut, als
kritisiere sie die Kanzlerin, ist ein
nur allzu verständliches Signal in
Richtung der eigenen Klientel.

Liebe Wählerinnen und Wähler,
wenn die CDU/CSU wirklich etwas
für Mieterinnen und Mieter in die-
sem Land tun wollte, hätte sie ein-
fach nur auf das kürzlich in Kraft
getretene Mietrechtsänderungsge-
setz verzichten und das Mietrecht
mieterfreundlich reformieren sol-
len.

Das tat sie aber nicht. Im Gegen-
teil: Sie hat in einem vierjährigen
Gesetzgebungsverfahren entgegen
scharfer Kritik der kommunalen
Spitzenverbände, der Mietervereine,
gegen den Rat fast aller Experten, ja
selbst gegen die Bedenken des Bun-
desrats die Mieterrechte einge-

schränkt. Sie hat keine wirksame
Bremse zur Deckelung der Be-
standsmieten eingebaut. Dort aber
wäre dazu Gelegenheit gewesen.
Nein, Sie will Mieterinnen und Mie-
ter die Kosten der energetischen Sa-
nierung ihrer Wohnungen über die
Modernisierungsumlage allein
überlassen, und Sie hat sich auch
gegen die Forderung zur Beschrän-
kung von Neuvertragsmieten vehe-
ment gesperrt. Wie gesagt, es dauer-
te vier Jahre, und dabei wurde von
allen Seiten, selbst von Politikern
der CDU/CSU-Fraktion, permanent
Kritik geäußert. Das alles ist an der
Kanzlerin vorbeigerauscht. Sie war
schließlich mit Wichtigerem be-
schäftigt.

Aber auch die SPD, die sich jetzt
über einen Themenklau durch die
CDU empört, hat die Wohnungspo-
litik nicht wirklich erfunden. Auch
von dort war jahrelang wenig zu den
Themen Wohnen und Mieten sowie
Mieterrechte zu hören. Erst jetzt,
nur wenige Meter vor der Kanzlerin,
tritt der Kanzlerkandidat der SPD
auf die Mietpreisbremse; dies sagt er

jedenfalls. In Wirk-
lichkeit verwechselt
er aber die Bremse
mit dem Gaspedal.

Auch eine Miet-
steigerung um 15
Prozent in vier Jah-
ren bleibt eine Miet-
steigerung, die deut-
lich über der Ent-
wicklung der Real-

einkommen liegt. Die Mieterinnen
und Mieter müssen also auch bei
diesem Vorschlag tiefer in die Ta-
sche greifen, wenn sie es denn noch
können. Fakt ist: Immer mehr Mie-
terhaushalte, auch normalverdie-
nende, müssen einen überpropor-
tional wachsenden Teil ihres Netto-
einkommens für Wohnkosten aus-
geben. 30 bis 50 Prozent sind bei
weitem keine Seltenheit mehr, und
die Tendenz ist steigend. Wofür gibt
es 10 Prozent Mietsteigerung über
dem Mietspiegel bei Wiedervermie-
tung? Weder ist die vermietete Woh-
nung mit den Jahren um 10 oder 15
Prozent größer geworden, noch
steigt durch eine Neuvermietung
der Gebrauchswert automatisch um
10 Prozent.

Verbessert der Vermieter die Woh-
nung durch eine energetische Sanie-
rung, darf er nach dem Willen der
Regierung 11 Prozent der Kosten auf
die Mieterinnen und Mieter umle-
gen, nach dem Wunsch der SPD 9
Prozent. Im ersten Fall zahlen die
Mieterinnen und Mieter die Sanie-
rungskosten in neun Jahren zurück,

im zweiten Fall in elf Jahren, und
zwar unabhängig davon, ob sich ein
entsprechender Vorteil bei den Be-
triebs- oder Heizkosten ergibt; denn
für solch einen Nachweis gibt es kei-
nen gesetzlichen Zwang.

Danach wird die Miete natürlich
nicht wieder gesenkt. Sie bleibt aber
auch nicht auf dem durch die Mo-
dernisierungsumlage erhöhten Ni-
veau. Denn in der Zwischenzeit sind
ja neun oder elf Jahre vergangen,
und es gibt die Möglichkeit, alle vier
Jahre 15 Prozent draufzulegen. Es
ist also durchaus möglich, dass die-
se Miete dann automatisch um wei-
tere 30 Prozent steigt. Bei Weiterver-
mietungen steigt sie sogar noch
mehr. Die Linke sagt: Ohne Verbes-
serung des Gebrauchswertes einer
Wohnung soll und darf es keine
Mietsteigerungen geben.

Das ist auf anderen Märkten im
Übrigen auch so. Ein Autoherstel-
ler, der ein besonderes Modell auf
den Markt bringt, erhöht den Preis
für dieses Modell, wenn er es nicht
verändert, im Laufe der Jahre auch
nicht einfach so. Denn das wäre pa-
radox, und die Kunden würden
ihm dann davonlaufen. Genau das
aber können Mieterinnen und Mie-
ter nicht. Sie können nicht einfach
den Anbieter wechseln, weil sie auf
ihre Wohnung angewiesen sind,
weil sie da, wo sie arbeiten, woh-
nen müssen, weil sie da, wo sie stu-
dieren, wohnen wollen und weil
sie ihr Leben in ihrem Zuhause si-
cher verbringen wollen. Auf dem
Wohnungsmarkt bestimmt weder
der Wert noch der Gebrauchswert
den Preis der Ware Wohnung, son-
dern ausschließlich das Missver-
hältnis zwischen Angebot und
Nachfrage. Das hat mit sozialer
Marktwirtschaft nicht das Gerings-
te zu tun. Das ist nackter, purer Ka-
pitalismus.

Nun höre ich oft den Einwand,
das sei schlimmstenfalls ein Pro-
blem der Metropolen; im Durch-
schnitt seien die Mieten ja nur un-
wesentlich gestiegen. Aber in Metro-
polregionen leben mittlerweile 50
Prozent der Mieterinnen und Mieter
- die Tendenz ist steigend -, und kein
Mensch wohnt in Durchschnitts-
hausen. Auch außerhalb der Metro-
polen, selbst in sich entleerenden
Regionen, fliegen den Menschen die
Wohnkosten mittlerweile um die
Ohren, weil die Preise für Strom,
Gas, Wasser, Abwasser und Mobili-
tät förmlich explodieren. Auch da-
rauf hat die Bundesregierung keine
Antwort. Sie hat weder einen Plan,
noch hat sie den Willen, hier ir-
gendetwas zu tun.

Meine Damen und Herren, ich
habe bisher nur über die neu auf-
kommende Wohnungsnot durch
Miet- und Wohnkostensteigerungen
gesprochen. Jetzt komme ich zum
Totalversagen der Bundesregierung
bei der notwendigen demografiege-
rechten Umgestaltung der Woh-
nungswirtschaft und Stadtentwick-
lung und zur unaufschiebbaren
energetischen Sanierung des Gebäu-
debestandes. Durch ihre halbherzi-
ge, wankelmütige Haltung bei der
Umsetzung selbst gesetzter Klima-
schutzziele im Gebäudebereich
macht sich diese Bundesregierung
mitschuldig an irreparablen Um-
weltschäden und Klimakatastro-
phen.

Die derzeitige
Mangelsituation auf
dem Wohnungs-
markt, die gewalti-
gen Defizite bei der
Bereitstellung von al-
tersgerechtem und
b a r r i e r e f r e i e m
Wohnraum, der Ein-
bruch bei klimage-
rechtem Umbau der
Gebäudewirtschaft sind die Quittun-
gen für jahrelanges Nichtstun, Lavie-
ren oder abergläubiges Hoffen auf
die Selbstheilungskräfte des Marktes.
Der Markt aber erklärt sich gerade da
für nicht verantwortlich. Das ist so-
gar verständlich, weil wir es hier
nicht mit konjunkturellen, sondern
mit strukturellen politischen Proble-
men zu tun haben. Um der aktuellen
Wohnungsnot zu begegnen, die ak-
tuellen Probleme zu beheben und ei-
ne langfristig verlässliche, sozial aus-
gewogene, bedarfs- und klimage-
rechte Entwicklung der Wohnungs-
wirtschaft zu beginnen, reichen die
althergebrachten Steuerungs- und
Anreizprogramme bei weitem nicht
mehr aus.

Wir brauchen vor allem ein Um-
denken in der Politik, dass Wohnen
keine gewöhnliche Ware ist, und
das politische Bewusstsein, dass wir
uns hier im Bereich der sozialen Da-
seinsvorsorge bewegen. Wir müssen
endlich wirklich handeln. Die Linke
hat das immer gefordert, nicht nur
in Wahlkampfzeiten. Wir haben mit
unserem Antrag, das Wohnen als
Grundrecht in den Menschenrechts-
katalog des Grundgesetzes aufzu-
nehmen – gleich zu Beginn der Le-
gislaturperiode –, mit unserer For-
derung, barrierefreies Wohnen in
die Novelle zum Baugesetzbuch ver-
pflichtend aufzunehmen, mit unse-
ren wiederkehrenden Anträgen zur
Aufstockung, Verstetigung und sozi-
al-ökologischen Umgestaltung der
Städtebauförderung und mit unse-
ren Anträgen und Aktionen gegen
das von der Bundesregierung durch-
gepeitschte Mietrechtsänderungsge-
setz Neues vorgeschlagen. Wir set-
zen das fort mit unseren heute vor-
liegenden Anträgen zur Verbesse-
rung der Wohnsituation von
Studierenden, zur Wiederbelebung

des sozialen Wohnungsbaus und
zur Errichtung eines gemeinnützi-
gen Sektors in der Wohnungswirt-
schaft.

Wir wollen damit erreichen, dass
die aktuelle Wohnungsnot in den
Metropolen und Universitätsstäd-
ten wirklich bekämpft und der Miet-
preistreiberei überall ein wirksamer
Riegel vorgeschoben wird. Das wird
nicht durch Lippenbekenntnisse der
Kanzlerin im Wahlkampf zu leisten
sein, sondern dazu bedarf es eines
rigorosen Umbaus des Mietrechts
und einer gravierenden Umstruktu-
rierung des Bundeshaushalts. Daran
könnte man die Ernsthaftigkeit des
Willens einer Bundesregierung zur
Beseitigung von Wohnungsnot und

Mietpreistreiberei
wirklich messen.
Wir wollen mindes-
tens 700 Millionen
Euro jährliche Kom-
pensationsleistun-
gen des Bundes für
den sozialen Woh-
nungsbau, und zwar
verstetigt, regelmä-
ßig evaluiert und

durch Bund-Länder-Vereinbarun-
gen dauerhaft zweckgebunden gesi-
chert. Die Fördermittel sollen im
wohnungswirtschaftlichen Kreis-
lauf verbleiben und zur Entwick-
lung eines relevanten, sozial ver-
pflichtenden Bestandes an öffentli-
chen Wohnungen genutzt werden.

Daraus soll sich – das ist der Kern
unseres zweiten Antrags – strate-
gisch ein gemeinwohlorientierter
Sektor in der Wohnungswirtschaft
entwickeln. Wohlgemerkt, wir wol-
len nicht einfach die Wiederbele-
bung der traditionellen Wohnungs-
gemeinnützigkeit, sondern wir wol-
len die Idee der Gemeinnützigkeit
in der Wohnungswirtschaft neu
konzipieren, um schließlich ein
wirksames, relevantes Korrektiv
zum ausschließlich renditeorien-
tierten Wohnungsmarkt zu etablie-
ren.

An diesem Konzept arbeiten wir
schon einige Zeit.

Es gibt dafür Unterstützer quer
durch die Gesellschaft, in der gan-
zen Republik. Glücklicherweise ist
es außerhalb dieses Hauses mög-
lich, ein solches Projekt parteiüber-
greifend zu entwickeln und voran-
zutreiben.

Zum Schluss kurz zusammenge-
fasst: Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen der CDU/CSU- und FDP-Frakti-
on, stimmen Sie heute unseren An-
trägen einfach zu! Dann hätten Sie
die Merkel'sche Mietpreisbremse
bereits vor der Wahl umgesetzt und
nicht ein Wahlversprechen postu-
liert, das hinterher nicht gehalten
wird.

Lassen Sie Ihren Ankündigungen
und Wahlversprechen einfach Taten
folgen! Dafür wäre heute ein guter
Tag.

(Beifall bei der LINKEN)

Heidrun Bluhm (*1958)
Landesliste Mecklenburg-Vorpommern

Heidrun Bluhm, DIE LINKE:

Gemeinnützigkeit in die
Wohnungswirtschaft zurückbringen

Wofür gibt es
zehn Prozent

Mietsteigerung
über dem

Mietspiegel bei
Neuvermietung?

Wir brauchen ein
Umdenken in der

Politik, dass
Wohnen keine
gewöhnliche

Ware ist.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
wenn wir heute über die Woh-
nungs- und Immobilienwirt-

schaft in Deutschland debattieren,
müssen wir auch bei diesem Tagesord-
nungspunkt die schlimmen Auswir-
kungen in den Hochwasserregionen
sehen.

Immer mehr Menschen müssen
sich vor dem Hochwasser in Sicher-
heit bringen. Tausende Häuser sind
evakuiert. Die Folgen für die betroffe-
nen Menschen vor Ort können wir
nur erahnen. Es ist gut und richtig,
dass von allen Seiten unbürokratisch
Hilfe angeboten wird.

Die furchtbaren Ereignisse in den
Hochwassergebieten helfen vielleicht
auch ein wenig, die stark dramatisie-
renden Überschriften der Anträge der
Opposition zur heuti-
gen wohnungspoliti-
schen Debatte ins
richtige Licht zu rü-
cken.

„Bedarfsgerechtes
Wohnen dauerhaft si-
chern …“, „Bezahlba-
res Wohnen in der so-
zialen Stadt“, „Woh-
nungsnot bekämpfen
…“, ich fühle mich bei diesen Über-
schriften zurückversetzt in die Zeit, als
in Deutschland flächendeckend eine
echte Wohnungsnot herrschte.

Es ist keine Frage, dass eine ange-
messene Versorgung mit Wohnraum
zu den Grundbedürfnissen eines
menschenwürdigen Lebens gehört.
Auch wenn seit drei Jahren der Auf-
wärtstrend auf dem Wohnungsmarkt
unverkennbar ist, erleben wir in vie-
len Großstädten und Universitäts-
städten Engpässe mit überproportio-
nal stark steigenden Mieten. Das An-
gebot kann dort mit der wachsenden
Nachfrage nicht mithalten. Wir haben
das gestern bei der Sachverständigen-
anhörung im Ausschuss bestätigt be-
kommen. Die Sachverständigen ha-
ben aber auch bestätigt, dass wir in
Deutschland von einer Wohnungsnot
weit entfernt sind. Ja, es gibt Städte
oder Stadtteile, die stärker nachgefragt

sind als andere. Neue oder moderni-
sierte Wohnungen in diesen Stadttei-
len steigern die Nachfrage zusätzlich;
es ist oft „chic“ oder „in“, dort zu woh-
nen. Es gibt aber auch Städte und gan-
ze Landstriche, in denen der Woh-
nungsleerstand den Wohnungsu-
chenden zu niedrigen Mieten verhilft
und Hauseigentümer schon seit Jah-
ren keinen Überschuss mehr aus der
Vermietung von Wohnungen erzielen.
Die Folge sind sinkende Immobilien-
werte, mit allem, was dazugehört.

Was will ich damit sagen? Deutsch-
land hat einen sehr differenzierten
Wohnungsmarkt. Die Politik muss
pass- und zielgenau auf bestimmte
Engpässe reagieren. Bund, Länder und
Gemeinden sind in ihrer jeweiligen
Zuständigkeit zum Handeln aufgefor-
dert. „Zuständigkeit“ ist ein wichtiges
Stichwort: Wenn es darum geht, Maß-
nahmen für neuen Wohnraum zu
günstigen Mieten zu treffen, müssen
wir uns das Engagement der Länder
genauer anschauen. Seitdem ihnen
2006 bzw. 2007 im Rahmen der Föde-
ralismusreform die Zuständigkeit für
die Förderung von sozialem Wohn-
raum übertragen wurde – sie wollten
diese Zuständigkeit –, sind allein die
Länder für die Förderung von sozia-
lem Wohnraum zuständig. Es ging bei
der Übertragung nie um eine Abschaf-
fung der Förderung von sozialem
Wohnraum. Der Bund stellt den Län-
dern für diese Aufgabe nach wie vor
jedes Jahr 518 Millionen Euro zur Ver-

fügung.
Meine Damen und

Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen,
es kann aber auch
nicht sein, dass zum
Beispiel das Land Ber-
lin die Bundesmittel,
die es für den sozia-
len Wohnungsbau er-
halten hat, in die Fi-

nanzierung landeseigener Altver-
pflichtungen umleitet und anschlie-
ßend nach dem Bund ruft, damit er
die Probleme am Berliner Wohnungs-
markt löst.

Beim Bund nehmen und den Be-
dürftigen nicht geben, das ist mehr als
unmoralisch. Eine Sanierung von
Landeshaushalten auf dem Rücken
einkommensschwacher Wohnungs-
suchender und Mieter, wie sie gerade
in Berlin unter Rot-Rot erfolgt ist, darf
nicht weiter hingenommen werden.
Seit Wiedereintritt der CDU in die
Berliner Regierung vollzieht sich dort
Gott sei Dank ein Umdenken.

Meine Damen und Herren, wir
brauchen in jedem Fall eine Selbstver-
pflichtung der Länder für eine Zweck-
bindung künftiger Mittel des sozialen
Wohnungsbaus.

Herr Bundesminister Ramsauer hat
auch Vorschläge unterbreitet, mit de-

nen der Bund auf den Trend der regio-
nalen Wohnungsengpässe reagieren
kann.

Die größte Attraktivität, Herr Pro-
nold, strahlt für mich dabei der Vor-
schlag der Wiedereinführung der de-
gressiven Abschreibung aus.

Wenn ich mich
recht erinnere, wurde
sie 2006 unter dem
damaligen Bundesfi-
nanzminister Stein-
brück abgeschafft. In
der Geschichte der
deutschen Woh-
nungspolitik war aber
nichts erfolgreicher
als eine steuerliche
Förderung. Sie lässt Marktmechanis-
men wirken und hat eine hohe priva-
te Investitionsbereitschaft zur Folge.

Was kann den Wohnungsuchenden
denn Besseres passieren als stark stei-
gende Wohnungsbauzahlen in nach-
gefragten Lagen? Regelungen über das
Mietrecht sind nur befristete Mangel-
verwaltungen.

Die Lösung der Probleme liegt in
der Schaffung von neuem Wohn-
raum.

Nutzen wir doch einfach die guten
Erfahrungen der Vergangenheit! Aber
leider haben SPD und Grüne ein Pro-
blem mit erfolgreichen steuerpoliti-
schen Instrumenten. Ihr Geschrei be-
stätigt dies. Gerade haben wir es bei
dem im Bundesrat abgelehnten Ge-
setz zur steuerlichen Förderung von
energetischen Sanierungsmaßnah-
men an Wohngebäuden erneut erle-
ben dürfen.

Auch dort haben sich SPD und Grü-
ne rein ideologisch zulasten von Um-
welt und Mietern positioniert.

Beim Blick in die Wahlprogramme
von SPD und Grünen bekommt man
eine wohnungspolitische Gänsehaut.

Wen, bitte schön, wollen Sie mit der
Einführung einer Vermögensabgabe
oder einer Vermögensteuer eigentlich
für Investitionen in neue Wohnungen
begeistern? Glauben Sie allen Ernstes,
neue steuerliche Belastungen bei Im-
mobilien animierten jemanden, in
Wohnungen zu investieren?

Der bessere Weg ist der Vorschlag
des Bundesministers Peter Ramsauer,
die Leistungsfähigkeit des Wohngel-
des zu erhöhen. Das Wohngeld kann
einkommensschwachen Mietern bei
der Versorgung mit angemessenem
Wohnraum helfen. Ich hoffe, dass wir,
wenn wir diesen Vorschlag machen,
nicht wieder die gleiche Blockadehal-
tung der von SPD und Grünen regier-
ten Länder erleben wie bei der gerade
genannten steuerlichen Förderung
der energetischen Sanierung.

Lassen Sie mich einen weiteren
Punkt nennen. Für mich ist auch der
Erwerb von Belegungsrechten ein ge-
eignetes Instrument, um preisgünsti-

gen Wohnraum vor Ort anbieten zu
können.

Meine Damen und Herren, den ei-
gentlichen Schlüssel hält die kommu-
nale Wohnungspolitik in der Hand.
Wenn zum Beispiel in der Stadt Mün-
chen – nur als Beispiel, Herr Pronold
– kein geeignetes Bauland zur Verfü-
gung gestellt oder ausgewiesen wird,
können dort auch keine neuen Woh-
nungen entstehen.

Der Engpass treibt die Mieten nach
oben, und die Mieter haben letzten
Endes das Nachsehen, wenn sie sich
um eine günstige Wohnung bewer-
ben. Wo kommunale Grundstücke

oder Wohngebäude
gezielt nur so auf den
Markt gebracht wer-
den, dass stark stei-
gende Immobilien-
werte die kommuna-
len Kassen füllen,
sind Erwartungen an
günstige neue Miet-
wohnungen auch
nicht mehr erfüllbar.

Wenn überzogene Renditeforderun-
gen an eigene, also kommunale, Woh-
nungsunternehmen formuliert wer-
den – auch das gibt es –, kann von die-
sen Unternehmen nicht gleichzeitig
ein moderates Mietenniveau eingefor-
dert werden.

Kommunen mit Wohnungsengpäs-
sen müssen sich deshalb selbst aktiv
an der Problemlösung beteiligen.
Durch eine langfristig angelegte Bau-
landpolitik vor Ort lassen sich die lo-
kalen Engpässe am Wohnungsmarkt
am besten lösen. Das muss auch kein
Bauen auf der grünen Wiese sein. Wir
haben nach wie vor große innerstäd-

tische Brachflächen, seien es Indus-
trie- oder Militärbrachen, die reakti-
viert werden können. Mit den be-
währten Instrumenten der Städtebau-
förderung kann der Bund, aber kön-
nen auch die Länder den Kommunen
helfen, diese Flächen zu entwickeln.

Meine Damen und Herren, ich fin-
de es ausgesprochen gut, dass die Bun-
despolitik die Wohnungs- und Immo-
bilienwirtschaft als eine der tragenden
Säulen für die Wirtschaftskraft
Deutschlands wiederentdeckt hat.
CDU und CSU werden in den nächs-
ten Wochen den richtigen Instrumen-
tenmix für eine gute Wohnungspoli-
tik präsentieren. Der rot-grüne
Schlachtruf „Bildung statt Beton“ ver-
gangener Jahre hat nachweislich nicht
funktioniert und kann zu den Akten
gelegt werden. Wir brauchen beides,
eine bessere Bildung unserer Kinder,
aber auch bezahlbare Wohnungen, in
denen unsere Kinder aufwachsen
können. – Herzlichen Dank.

Frau Präsidentin, gestatten Sie mir
am Ende meiner Rede noch ein per-
sönliches Wort. Dies war nach 23 Jah-
ren aktiver Arbeit im Deutschen Bun-
destag meine letzte Rede in diesem
Hohen Haus. Ich möchte mich für das
gute Miteinander bedanken, auch
über Fraktionsgrenzen hinweg und
bei allen Unterschieden, die politisch
zu diskutieren waren. Ich muss sagen:
Ich war gerne Mitglied des Deutschen
Bundestages. Ich wünsche Ihnen eine
gute Zukunft und persönlich alles Gu-
te. Diesem Hohen Haus, diesem Par-
lament wünsche ich weiterhin eine
positive Entwicklung.

(Beifall im ganzen Hause)

Peter Götz (*1947)
Wahlkreis Rastatt

Peter Götz, CDU/CSU:

Die Lösung ist die 
Schaffung neuen Wohnraums 

Das Wohngeld
kann einkom-

mensschwachen
Mietern bei der
Versorgung mit

Wohnraum helfen.
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Den 
eigentlichen

Schlüssel hält die
kommunale

Wohnungspolitik
in der Hand.

Ich hätte erwartet, dass der Kollege
Götz etwas zu den neuen Erkennt-
nissen seiner Kanzlerin zum Thema

Mietpreisbremse sagt.
Ich habe in der Zeitung gelesen, dass

die Frau Bundeskanzlerin Themenklau
bei der SPD betreibt. Da muss ich sie
in Schutz nehmen; denn wer sich recht-

lich auskennt, der weiß, dass Klauen
bedeutet, jemandem etwas wegzuneh-
men. Das ist wie bei einer Handta-
schenräuberin. Die nimmt die Handta-
sche, und dann ist sie weg. Aber das
Thema „bezahlbares Wohnen“, das
Thema „Mietpreisbremse“ bleibt bei
der SPD, das kann die Kanzlerin nicht
klauen.

Das, was die Kanzlerin macht, ist
Hütchenspielerei. Sie tut jetzt so, als
würde es nach der Wahl unter dem
Hütchen, auf dem „CDU“ steht, eine
Mietpreisbremse geben. Aber wenn die
Wählerinnen und Wähler nach der
Wahl unter dieses Hütchen schauen,
dann werden sie feststellen, dass es
nichts anderes war als Wahlbetrug. Das
ist das, was die Kanzlerin vorhat.

Wir von der SPD stehen für bezahl-
bares Wohnen in der sozialen Stadt.
Uns geht es darum, dass die Menschen,
die in den Innenstädten wohnen und
die für niedrige und mittlere Löhne
hart arbeiten, auch in den Innenstäd-
ten wohnen bleiben können. Die al-

Florian Pronold (*1972)
Landesliste Bayern

Florian Pronold, SPD:

Wir stehen für 
bezahlbares Wohnen
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leinerziehende Mutter, die Rentnerin,
der Rentner, der Taxifahrer, der Polizei-
beamte, die Krankenschwester, alle die,
die für uns auch Dienst tun, sollen in
ihrer angestammten Wohnung bleiben
können. Deswegen werden wir verhin-
dern, dass es zu Mietexzessen kommt.

Dazu gehören drei Elemente. Das
erste Element. Wir werden über das
Mietrecht dafür Sorge tragen, dass Men-
schen nicht über den
Löffel balbiert werden,
dass die Mieterinnen
und Mieter nicht zu
den Melkkühen der
Nation werden.

Das zweite Element.
Wir müssen den Neu-
bau ankurbeln und
müssen darüber hi-
naus bei der Sanierung
von Wohnungen dafür Sorge tragen,
dass diese auf die Höhe der Zeit kom-
men, und zwar mit energetischer Sanie-
rung und vor allem mit Barrierefreiheit.
Wir müssen dafür Sorge tragen, dass
sich die Menschen in diesen sanierten
Wohnungen das Leben noch leisten
können. Es geht nicht, dass heute in
Großstädten viele Menschen 30 oder
35 Prozent ihres Nettoeinkommens da-
für ausgeben müssen, um in diesen
Wohnungen leben zu können. Das ist
zu viel. Das darf nicht weiter so sein.

Das dritte Element ist, dass wir auch
dafür Sorge tragen, dass unsere Städte
zusammenhalten. In den Stadtteilen
müssen Menschen unterschiedlicher
Herkunft und mit unterschiedlichen
Berufen zusammenleben können und
darf keine Verdrängung stattfinden.
Wir müssen dafür Sorge tragen, dass
auch der Zusammenhalt in den Wohn-
quartieren erhalten bleibt oder geför-
dert wird. -Deswegen ist das Programm
„Soziale Stadt“ so wichtig für die Zu-
kunft dieses Landes und für alle Men-
schen, die in den Städten leben.

Jetzt schauen wir uns doch einmal
an, was diese schwarz-gelbe Bundesre-
gierung und insbesondere dieser Bau-
minister, der er ja auch sein soll, der
Herr Ramsauer, angekündigt haben
und was dabei herausgekommen ist:

Vor wenigen Monaten haben wir er-
lebt, dass es mehrere Gipfel zum The-
ma „Wie schaffen wir bezahlbaren
Wohnraum für Studentinnen und Stu-
denten?“ gab. Ergebnis: Nichts!

Sie haben gerade wieder davon ge-
sprochen, dass das Wohngeld erhöht
werden muss. Bis heute ist es nicht er-
höht worden. Was ist passiert? Das Ge-
genteil ist passiert. Der Heizkostenzu-
schuss ist von dieser schwarz-gelben
Koalition gestrichen worden. Das ist
ein Anschlag auf diejenigen, die hart ar-
beiten und es sich trotzdem nicht leis-
ten können, zu diesen hohen Mieten
zu wohnen. Das haben Sie gestrichen.
Das ist die Bilanz dieser Regierung.

Sie haben angekündigt, der soziale
Wohnungsbau sei wichtig. Jawohl! 518
Millionen Euro werden dafür vom
Bund jährlich noch zur Verfügung ge-
stellt. Sie haben im schwarz-gelben Ko-
alitionsvertrag angekündigt, dass Sie
hier bis zum Ende der Wahlperiode zu
einer verlässlichen Regelung kommen
wollen. Was ist passiert? Für ein Jahr
haben Sie es verlängert.

Sie beklagen hier, dass die Mittel von
den Ländern nicht zweckgerichtet ein-
gesetzt werden. Da haben Sie recht.
Aber warum legen Sie nicht fest, dass
diese Mittel für den sozialen Woh-
nungsbau ausgegeben werden müs-
sen? Wer regiert denn? Sie tun es. Be-
klagen Sie es nicht, sondern handeln
Sie doch endlich entsprechend!

Die Städtebauförderung ist eines der
wichtigsten Elemente,
um den Zusammen-
halt in der Gesell-
schaft zu organisie-
ren. Diese schwarz-
gelbe Bundesregie-
rung hat die Mittel für
die Städtebauförde-
rung massiv gekürzt.
Am stärksten hat sie
das Programm „So-

ziale Stadt“ zusammengestrichen.
Ich habe mir zig Projekte in ganz

Deutschland angeschaut und habe ge-
sehen, wie es gelungen ist, Glasscher-
benviertel in die Stadtgesellschaft zu-
rückzuholen, welch wichtige Arbeit
dort geleistet worden ist, um die Inte-
gration zu fördern, um ein attraktives
Wohnumfeld zu schaffen. Bei diesem
Programm haben Sie den Rotstift am
stärksten angesetzt. 2010 haben Sie die
Mittel für das Programm „Soziale
Stadt“ um über 70 Prozent gekürzt.

Jetzt hört man in Reden im Deut-
schen Bundestag – das war auch in der
letzten Debatte zu diesem Thema so –
, das stimme gar nicht, die Mittel für
Städtebauförderung und insbesondere
für das Programm „Soziale Stadt“ sei-
en doch fast verdoppelt worden. Das
ist wieder einmal ein typischer Ta-
schenspielertrick. Sie haben die Mittel
erst auf 25 Millionen Euro gekürzt,
dann haben Sie sie auf 40 Millionen
Euro erhöht. Das bedeutet aber, dass
für das Programm „Soziale Stadt“ heu-
te immer noch weniger als die Hälfte
dessen ausgegeben werden kann, was
unter Wolfgang Tiefensee bereitgestellt
wurde. Wenn Sie da von einer Ver-
dopplung der Mittel sprechen, belügen
Sie die Menschen. Sie haben die Mittel
für das Programm „Soziale Stadt“ viel-
mehr halbiert und richten damit einen
Schaden vor Ort an, der kaum wieder-
gutzumachen ist.

Wir haben dann noch alle mögli-
chen anderen Ankündigungen gehört.
Eine degressive AfA wollen Sie einfüh-
ren. Wer regiert denn seit vier Jahren in
der Bundesrepublik Deutschland?

Warum haben Sie es denn nicht ge-
macht, wenn das so wichtig ist? Sie
wollen die energetische Sanierung för-
dern. Warum haben Sie die KfW-Mittel
dafür gekürzt? Sie wollen den altersge-
rechten Umbau fördern. Warum ha-
ben Sie das entsprechende Programm
der Bundesregierung gestrichen? Diese
Fragen müssen Sie beantworten.

Jetzt komme ich zum Thema Eigen-
heimzulage. Es gab eine Ankündigung
von Herrn Ramsauer, die Zulage wie-
der einzuführen. Alle, die sich ein biss-
chen mit der Thematik auskennen,
wissen, dass für die Eigenheimzulage
einmal 8 Milliarden Euro ausgegeben
wurden. Warum haben Sie die Eigen-
heimzulage nicht längst wieder einge-
führt, wenn das eine so gute Idee ist? -

Erinnern wir uns auch daran, wie hoch
die einzelnen Beträge waren, die ausge-
zahlt wurden. Glaubt denn irgendwer
tatsächlich, dass die Eigenheimzulage,
also eine Zulage von wenigen Tausend
Euro, mehr jungen Familien ermög-
licht, dort, wo Wohnungsnot besteht,
nämlich in den Metropolregionen, Ei-
gentum zu erwerben? Glaubt irgend-
wer, dass diese Zulage ein Beitrag zur
Bekämpfung von Wohnungsnot in
Metropolregionen ist?

Das ist nichts anderes als Ankündi-
gungspolitik, hinter der nichts steckt,
und vor allem werden die Probleme in
unseren Städten dadurch nicht gelöst.

Vonseiten der Bundesregierung wur-
de nun groß angekündigt, etwas zu
tun, um Mieterinnen und Mieter vor
Exzessen bei Mieten zu schützen. Die
Kanzlerin schreibt bei der SPD ab und
will eine Mietpreisbremse einführen.
Teile der Union und der FDP polemi-
sieren dagegen. Drum will ich einmal
sagen, worum es uns dabei geht. Es
geht uns um mehrere Dinge.

Aber jetzt will ich Ihnen etwas zur
Mietpreisbremse sagen, weil das die
FDP offensichtlich nicht versteht.

Das Ganze hat nichts damit zu tun,
wie viel Mittel in einen Neubau inves-
tiert werden, weil von unserem Kon-
zept Neubaumieten, also Erstvermie-
tungen, überhaupt nicht berührt wer-
den. Uns geht es um den Fall, dass je-
mand aus einer Wohnung auszieht
und ein Nachmieter einzieht. Dieser
Nachmieter – das können Sie in Ber-
lin reihenweise beobachten – zahlt auf
einmal 30 oder 40 Prozent mehr Mie-
te, obwohl an dieser Wohnung beim
Mieterwechsel gar nichts gemacht
worden ist. Das treibt die Mietpreise
nach oben. Das vertreibt die Men-

schen an den Stadtrand. Diese Ent-
wicklung wollen wir stoppen. Das ist
der Punkt.

Dazu gehört auch, dass diejenigen,
die einen Makler beauftragen, ihn be-
zahlen. Ein Beispiel: Jemand macht
sich im Internet kundig und schaut, wo
es eine Wohnung für ihn gibt. Er findet
eine Wohnung, und der Vormieter
schickt ihn zu dem Eigentümer. Der Ei-
gentümer sagt: Ja, Sie können die Woh-
nung haben. Aber ich habe einen Mak-
ler engagiert. Bitte wenden Sie sich an
ihn.  Dann zahlt der Mieter, ohne den
Makler bestellt zu haben, noch zwei
Monatsmieten für den Makler, obwohl
dieser überhaupt nichts getan hat. Wo
liegt denn darin der Sinn? Wir wollen
ein marktwirtschaftliches Prinzip ein-
führen: Wer bestellt, soll auch bezah-
len. Die Mieterinnen und Mieter dür-
fen mit den Kosten hierfür nicht belas-
tet werden.

Wir werden deswegen eine Miet-
preisbremse einführen.

Diese Mietpreisbremse wird bei der
Wiedervermietung ansetzen und die
Steigerung der Mietkosten deckeln.
Wir werden dafür Sorge tragen, dass
der Heizkostenzuschuss wieder-
kommt. Und wir werden auch dafür
Sorge tragen, dass die Kosten von ener-
getischer Sanierung die Menschen
nicht in Angst und Schrecken verset-
zen. Heute ist es doch so, dass, wenn
eine Wohnung für 25 000 Euro saniert
wird, die Miete monatlich um 210
Euro zusätzlich erhöht werden kann.
Wer kann sich denn das leisten? Dass
die Menschen hier Angst und Sorge
haben, muss man doch verstehen, und
darauf muss man eine Antwort geben.
Die Antwort lautet, dass man die Kos-
ten einer energetischen Sanierung fair

in der Gesellschaft, also zwischen al-
len, die davon profitieren, dass es ener-
getische Sanierung und CO2-Einspa-
rungen gibt, verteilen muss, also zwi-
schen dem Staat, den Mieterinnen und
Mietern und den Vermietern. Wir sind
für eine faire Kostenteilung in dieser
Frage. Niemand soll übervorteilt wer-
den.

Wir werden die Mittel für Städtebau-
förderung wieder auf 700 Millionen
Euro anheben, und wir werden dafür
Sorge tragen, dass das Programm „So-
ziale Stadt“ zum Leitprogramm wird,
damit der Zusammenhalt in unserer
Gesellschaft wieder wächst.

Wir werden Bündnisse für bezahlba-
res Wohnen vor Ort schließen, in de-
nen man – nicht mit Druck, sondern
dadurch, dass alle Akteure zusammen-
helfen – sich Gedanken macht, wie
man über Baulandausweisungen und
andere Dinge zu bezahlbarem neuen
Wohnraum kommen kann.

Sehr geehrte Damen und Herren
von der schwarz-gelben Opposition,
Sie hätten heute die Möglichkeit – und
Sie haben sie bis zum Ende dieser
Wahlperiode –, deutlich zu machen,
ob Ihr Herz für Mieterinnen und Mie-
ter schlägt oder nicht. Dem Rechtsaus-
schuss liegt unser Antrag für die Miet-
preisbremse vor. Die Kanzlerin findet
das toll. Wir sind bereit, diese Miet-
preisbremse in dieser Wahlperiode ins
Gesetz zu schreiben. Ich bin gespannt,
ob Sie da mitgehen. Da könnten Sie be-
weisen, ob Sie es mit dem Schutz von
Mieterinnen und Mietern tatsächlich
ernst meinen. Ihre Mietrechtsreform,
die zum 1. Mai 2013 in Kraft getreten
ist, war das Gegenteil.

(Beifall bei der SPD)

Die Bundes-
regierung hat die

Mittel für die
Städtebauförde-

rung massiv
gekürzt.

Nicht Städtebauförderpro-
gramme, nicht Gesetze
und auch nicht diese De-

batte werden dazu führen, dass in
den Ballungsräumen, in denen die
Wohnungsmärkte erkennbar ange-
spannt sind, Wohnungen gebaut

werden. Vielmehr werden die
meisten vermieteten Wohnungen
in Deutschland von Männern und
Frauen gebaut, die ihre Ersparnisse
investieren, die ihr Geld nicht auf
den Kopf hauen, die ihre Erspar-
nisse nicht in die Schweiz bringen,
die ihre Ersparnisse nicht irgend-
wo verzocken, sondern die ihre Er-
sparnisse einsetzen, um vermietba-
ren Wohnraum zu schaffen. Das
sind diejenigen, mit denen wir die-
se Probleme lösen. Das gelingt
aber nicht, indem wir sie be-
schimpfen.

Diese Investoren haben vor allen
Dingen ein Interesse, nämlich dass
Rechtssicherheit besteht.

Meine sehr verehrten Damen
und Herren, es werden hier nun
Begriffe wie „Mietexzesse“ verwen-
det.

Die Durchschnittsmiete in den
zehn größten Städten in Deutsch-
land – nicht in Durchschnittshau-

sen, liebe Kollegin Bluhm – hat
sich von 1992 bis 2012 von 7,01
Euro auf 7,96 Euro pro Quadrat-
meter entwickelt. Ja, das ist ein An-
stieg, aber ein Anstieg weit unter-
halb der Inflationsrate. In den
deutschen Großstädten wohnt
man preiswerter als in allen ande-
ren Großstädten der Europäischen
Union – dank der vielen engagier-
ten Vermieterinnen und Vermieter.

Dann spricht der sogenannte
Schattenminister davon, man wol-
le Neubau ankurbeln. Ja, Woh-
nungsnot löst man am besten
durch Neubau. Aber Neubau ent-
steht immer dann, wenn für dieje-
nigen, die in die Märkte investie-
ren wollen, Rechtssicherheit be-
steht. Die wichtigste Vorausset-
zung dafür ist, nicht über
denjenigen, die ihre Ersparnisse in

Patrick Döring (*1973)
Landesliste Niedersachsen

Patrick Döring, FDP:

Wir haben ein 
kluges Mietrecht geschaffen
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Fortsetzung von Seite 9: Patrick Döring (FDP)

Wohnungen investieren, das Da-
moklesschwert einer Vermögen-
steuer oder Vermögensabgabe
schweben zu lassen und ihnen
nicht zusätzlich in die Tasche zu
greifen. Statt sich
um die Mieterinnen
und Mieter zu küm-
mern, ist das, was
Sie in Ihrem Wahl-
programm haben,
eines der größten
Mieterhöhungspro-
gramme.

Oder glaubt ir-
gendjemand ernst-
haft, dass 1,5 Prozent Vermögens-
abgabe auf den vermieteten Wohn-
raum in Berlin-Charlottenburg
vom Vermieter bezahlt werden?
Das alles wird doch eins zu eins an
den Mieter weitergegeben und
führt am Ende zu Mieterhöhungen.

Sie sind die Miettreiber in diesem
Haus und nicht diese Koalition.

Des Weiteren wird über Sanie-
rung gesprochen. Damit sind wir
beim Kernpunkt, warum sich mei-

ne Fraktion gegen
die Mietpreisbremse
wehrt. Geschätzter
Kollege Pronold, die
Realität auf dem
Wohnungsmarkt in
Deutschland ist
nicht, dass eine
Wohnung, wenn ein
Mieter ausgezogen
ist, anschließend zu

einer 30 Prozent höheren Miete ver-
mietet wird, ohne dass zuvor etwas
an der Wohnung gemacht wurde.
Viele Vermieter nutzen nach einem
Auszug die Gelegenheit, nicht nur
die Wände zu weißeln, sondern
auch die Bodenbeläge auszubes-

sern, das Bad zu renovieren und ei-
ne neue Küche einzubauen.

Die dann entstandene verbesser-
te Wohnsituation muss sich genau-
so in der Miete niederschlagen wie
eine energetische Sanierung; denn
sonst wird die Wohnqualität nicht
steigen, sondern sinken.

Dass ausgerechnet Sie jetzt den
Wert der energetischen Sanierung
erkennen und das Hohelied der
energetischen Sanierung singen,
nachdem Sie alle unsere Angebote
betreffend die steuerliche Absetz-
barkeit der Kosten der energeti-
schen Sanierung von Wohnraum
im Bundesrat und im Vermitt-
lungsausschuss abgewehrt haben
und sich mit Händen und Füßen
dagegen gewehrt haben, dass die-
jenigen Vermieterinnen und Ver-
mieter, die den Wohnraum für ih-
re Mieterinnen und Mieter ertüch-

tigen wollen, Steuervorteile be-
kommen, ist unglaubwürdig.

Wir haben Vorschläge gemacht
und wollten sogar den Bundesanteil
erhöhen, um eine Förderung durch
Zuschussprogramme
zu ermöglichen. Sie
hätten gemeinsam
mit uns einen gro-
ßen Schritt gehen
und für eine verbes-
serte Wohnraumsi-
tuation und mehr
energetische Sanie-
rung in Deutschland
sorgen können. Aber
Sie haben sich verweigert.

Wir werden die Herausforderun-
gen in den Ballungsräumen ange-
hen. Das geht am besten mit Inves-
titionssicherheit und degressiven
Abschreibungsmöglichkeiten für
Investitionen in Neubau.

Die Kappungsgrenze in unse-
rem neuen Mietrecht wird dazu
führen, dass sich die Neubaumie-
ten noch moderater entwickeln.
Wir haben ein kluges Mietrecht

geschaffen, das zu
einer guten Ent-
wicklung führen
wird. In Deutsch-
land herrscht flä-
chendeckend Gott
sei Dank keine
Wohnungsnot. In
denjenigen Bal-
lungsräumen, in
denen Wohnungs-

not herrscht, wird sie beseitigt,
wenn wir die Investoren pfleglich
behandeln. Sie tun das Gegenteil.
Das ist das Schlimmste.

(Beifall bei der FDP und der

CDU/CSU)

Sie 
sind die

Miettreiber
in diesem Haus

und nicht 
diese Koalition.

Wir werden
die Heraus-

forderungen 
in den

Ballungsräumen
angehen.

Herr Döring hat uns in seiner
Rede wieder einen tiefen Ein-
blick in seine Kenntnisse der

Realität in Deutschland gewährt.
Das gilt insbesondere für die Passa-

ge seiner Rede, in der er schildert, was
in Wohnungen passiert, bevor neue
Mieterinnen und Mieter einziehen.
Aber ich will zur Sache kommen.

Ich will Ihnen nicht unsere Initiati-
ven und Anträge der letzten Jahre he-
runterleiern.

Aber, verehrte Kolleginnen und
Kollegen insbesondere der Koalition,
irgendetwas müssen die Grünen in
den letzten drei Jahren richtig ge-
macht haben, wenn jetzt sogar die
Bundeskanzlerin die Lage der Miete-
rinnen und Mieter in Deutschland
entdeckt und für so manches Zähne-
knirschen insbesondere im Lager der
Wirtschaftsliberalen sorgt.

Seit Jahren sind die Probleme deut-
lich wahrnehmbar. Die aktuellen Zah-
len belegen: Wohnen wird immer teu-
rer, nicht nur in angesagten Großstäd-
ten, sondern auch in kleineren Uni-
versitätsstädten. Selbst die Zahl der

Landkreise mit steigenden Mieten
nimmt erheblich zu. 30 bis 40 Pro-
zent des verfügbaren Haushaltsein-
kommens für Miete auszugeben, ist
nach unserer Auffassung entschieden
zu viel.

Darauf haben wir immer wieder
hingewiesen. Selbst die Berichte der
Bundesregierung belegen dies inzwi-
schen. Die Koalitionsfraktionen se-
hen das noch nicht ein, wohl aber die
Kanzlerin.

Der Neubau nimmt zwar zu. Aber
leider handelt es sich weitgehend um
Eigentumswohnungen. Damit steigt
der Druck auf Mieterinnen und Mie-
ter weiter. Wie Sie vielleicht wissen,
reicht zurzeit die Spanne der durch-
schnittlichen Mietpreissteigerungen
bei Wiedervermietung von 19 Prozent
in Berlin bis zu 44 Prozent in Kon-
stanz am Bodensee. Ich kann Ihnen
versichern, dass solche Steigerungen
durchgesetzt werden,
ohne dass zuvor ir-
gendetwas an den
Wohnungen getan
wurde. So ist die Si-
tuation.  Das kann so
nicht weitergehen.

Es kann auch nicht
sein, dass Bürgerin-
nen und Bürger mit
weniger hohem Ein-
kommen, junge Familien und Studie-
rende die verfehlte Wohnungspolitik
der Bundesregierung und von Teilen
der Länder ausbaden und die kurzfris-
tigen Renditeerwartungen der Finanz-
branche finanzieren müssen.

Ich möchte dazu noch etwas sagen:
Auch die kommunalen Haushalte ge-
raten immer mehr unter Druck. Die
Angemessenheitsgrenzen bei den
Kosten der Unterkunft müssen ange-
passt werden. Aber staatliche Unter-

stützungsleistungen, Transferleistun-
gen aus Steuermitteln sind nicht dazu
da, die Renditeerwartungen von In-
vestoren zu erfüllen, sondern sie sind
dazu da, den Menschen zu helfen.

Wir haben ein Gesamtkonzept zur
Dämpfung der Mietpreisentwicklung
bereits vorletztes Jahr in den Bundes-
tag eingebracht, und wir haben dazu
verschiedene Vorschläge gemacht,
zum Beispiel dass, wenn bei einem
Mieterwechsel die Wohnung wieder
vermietet wird, der nachfolgende Mie-
ter nicht mehr als 10 Prozent mehr als
die ortsübliche Vergleichsmiete zah-
len soll. Wir haben diesen Antrag mo-
natelang in den Ausschüssen hin- und
hergewälzt. Sie haben vor sage und
schreibe drei Monaten, also drei Mo-
nate, bevor die Kanzlerin genau dieses
Instrumentarium fordert, diesen An-
trag abgelehnt.

Da steht natürlich schon die Frage
im Raum: Was soll
das eigentlich alles?
Was macht eigentlich
die Bundeskanzlerin
im Moment mit die-
sem Thema? Ich
kann Ihnen nur sa-
gen – das ist es, was
mich dabei ärgert –,
dass Ihre Herange-
hensweise, nachdem

Sie seit Jahren jede Initiative der Op-
position zur Dämpfung der Mietprei-
se abgelehnt haben, gerade jetzt, ein
Vierteljahr vor der Wahl, plötzlich das
Thema Miete für sich in Anspruch zu
nehmen, zeigt, dass Sie Probleme der
Mieterinnen und Mieter ersichtlich
nicht ernst nehmen, sondern sie nur
zum Spielball des Wahlkampfs ma-
chen.

Sie haben auch bei der BauGB-No-
velle einmal mehr die Möglichkeit

verschlafen, eine Mietpreisbremse
einzubauen. Dort hätte es die Mög-
lichkeit gegeben. Ich nenne nur die
Stichworte „Sanierungssatzung“ und
„Milieuschutzsatzung“. Auch hier gibt
es selbstverständlich Möglichkeiten,
Rechtsgrundlagen zu schaffen, um die
Mietpreisentwicklung
zu bremsen.

Sie zahlen Kom-
pensationsmittel für
die soziale Wohn-
raumförderung an
die Länder. Aber was
machen die Länder
damit? Das ist in eini-
gen Reden angeklun-
gen. Sie machen da-
mit, was sie wollen, nur fördern sie
nicht den sozialen Wohnungsbau.
Das ist Ihre Sache, Herr Bundesminis-
ter Ramsauer, Sie müssen sich darum
kümmern, dass ein zweckgebundener
Einsatz bei den Ländern durchgesetzt
wird.

Sie, Kollege Götz, haben völlig
recht, wenn Sie kritisieren, dass die
Bundesmittel nicht dazu da sind, auf
Kosten der Steuerzahler auf Umwegen
Länderhaushalte zu sanieren oder was
auch immer zu finanzieren, zum Bei-
spiel schöne Flugplätze wie den von
Kassel-Calden. Nur, dann setzen Sie
das doch durch, kümmern Sie sich da-
rum!

Über die Städtebauförderung
braucht man gar nicht mehr viel zu
sagen. Damit haben Sie ein ganz lus-
tiges Spiel getrieben: rauf, runter,
rauf, runter, bis das ganze Land die
Übersicht verloren hat. Jetzt legen Sie
ein bisschen was drauf und sagen:
Wir haben doch die Mittel erhöht. –
Tatsache ist, dass die Mittel für die
Städtebauförderung, jedenfalls seit
ich im Bundestag bin, insgesamt nur
abgesenkt worden sind. Fast noch
viel schlimmer ist, dass Sie den nicht-
investiven Teil vollkommen gestri-
chen haben, sodass es sich im Prin-
zip um eine reine Baumaßnahmen-
förderung handelt. Aber all das ande-
re, was bei der Städtebauförderung
wichtig war, haben Sie erfolgreich be-
erdigt.

Kommen wir nun zu dem sehr
schönen Thema der Konversions-
areale, also beispielsweise Kasernen
für preiswerte Wohnungen für Stu-
dentinnen und Studenten zu nutzen.
Das ist in der Tat – Herr Ramsauer
und auch die Kanzlerin haben das

jetzt gefordert – eine
tolle Idee. Daran ha-
ben viele gedacht,
auch Kommunalpo-
litiker. Nur, warum
kümmern Sie sich ei-
gentlich nicht da-
rum, dass diese Area-
le auch für die Kom-
munen bezahlbar
sind?

Es hat keinen Sinn, wenn Grund-
stücke zu Preisen verkauft werden, die
sich nur noch Investoren leisten kön-
nen, die alles mit Glas, Stahl und Be-
ton vollstellen.

Wenn Sie preiswerte Studierenden-
wohnungen dort haben wollen, dann
braucht man Grundstückspreise, die
es den Kommunen und den Studen-
tenwerken möglich machen, solche
Grundstücke zu erwerben. Das Ge-
genteil aber passiert. Der Bund
feilscht seit Monaten und Jahren mit
verschiedenen Kommunen, um
höchste Preise zu erzielen. Das hat
zum Resultat, dass auf den Grundstü-
cken nichts, aber auch gar nichts pas-
siert. Hier müssen wir – das sage ich
auch Ihnen, liebe Kolleginnen und
Kollegen von der SPD-Bundestags-
fraktion – auch Ihre Absichten noch
ein bisschen nachschärfen. Wir müs-
sen ernsthaft etwas tun, sonst wird
nichts passieren.

Wir haben verschiedene Vorschlä-
ge unterbreitet: Absenken der Kap-
pungsgrenze, Begrenzen der Wieder-
vermietungsmiete, Absenken der
Modernisierungsumlage usw. Sie ha-
ben alles, aber auch wirklich alles
blockiert. Im Übrigen haben wir da-
rauf geachtet – das sage ich an die
Adresse der Koalition –, dass unsere
Vorschläge maßvoll sind, weil wir
natürlich wissen, dass Übermaß und
Übereifer in diesem Geschäft Inves-
titionen abschrecken und dann das

Daniela Wagner (*1957)
Landesliste Hessen

Daniela Wagner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Mieter werden zum Spielball 
des Wahlkampfs 

Wohnen 
wird immer
teurer, nicht

nur in 
angesagten

Großstädten.
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Es ist ganz inte-
ressant, dass sie
jetzt plötzlich ihr

Herz für die
Mieterinnen und

Mieter entdecken.
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Gegenteil passiert, die Wohnungs-
verknappung eher noch zunimmt.
Wir wandern also auf einem schma-
len Grat: Auf der einen Seite muss es
attraktiv sein, man muss noch Geld
verdienen können, aber es muss
auch eine Bremse geben, damit Mie-
terinnen und Mieter nicht überfor-
dert werden. All das haben wir Ihnen
in vielen Initiativen dargelegt. Sie

haben alles in Bausch und Bogen
komplett abgelehnt.

Es ist ganz interessant, dass Sie
jetzt plötzlich Ihr Herz für die Mie-
terinnen und Mieter entdecken.

Bei den Maklergebühren gibt es
ein ähnliches Phänomen. Was haben
wir Ihnen gesagt? Wir brauchen ein
Bestellerprinzip. Es ist absurd, dass
diese Kosten immer auf den Woh-

nungssuchenden übergewälzt wer-
den können. Wer bestellt, bezahlt.

Das gilt im übrigen Leben. Das hat
auch beim Mietrecht zu gelten.

Sie haben alle unsere Vorschläge
in Bausch und Bogen abgelehnt.
Stattdessen kommen Sie mit einem
Fossil der Wohnungspolitik, der Ei-
genheimzulage. Genau! Bauen wir
noch ein paar Häuser auf der grünen

Wiese, die in 20 Jahren niemand
mehr braucht. Wir brauchen in den
Städten eine Innenentwicklung, die
preiswerten Wohnraum sicherstellt,
und keine Eigenheimzulage.

All das Genannte wollen wir in
eine komplett andere Wohnungs-
politik überführen. Die brauchen
wir. Die ist dringend notwendig.
Ich setze darauf, dass wir gemein-

sam mit der SPD eine andere Woh-
nungspolitik ab 22. September in
diesem Land realisieren werden,
sodass Wohnen kein Luxusgut
mehr ist, sondern ein Recht für al-
le Menschen in unserem Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der

SPD)

Wir haben erst am 28. Febru-
ar dieses Jahres über diesen
gesamten Themenkomplex

gesprochen. Heute gilt wie am 28. Feb-
ruar: Nachdem ich mir sehr aufmerk-
sam angehört habe, wie die Oppositi-
onsfraktionen über Deutschland und
Wohnen in Deutschland sprechen, ha-
be ich den Eindruck, sie sprechen über
ein ganz anderes Land, aber nicht über
unseres.

Wohnen und Leben in Deutschland
ist Premiumleben, ist Premiumwoh-
nen.

Das bekomme ich von den vielen
Gästen, die ich aus der ganzen Welt
empfange, immer wieder bestätigt. Ich
gehöre nicht zu denen, die unser Land
schlechtreden wollen. Das tue ich
nicht. Sie sollten es auch nicht tun.

Ich habe bei dieser Debatte am 28.
Februar auch betont, dass die Bundes-
regierung bei dem Thema Wohnen
sehr sensibilisiert ist; denn es ist ein
Grundbedürfnis der Menschen. Aber
ich habe auch gesagt: Wir sollten bei
dieser Debatte die parteipolitischen
Unterschiede, die es durchaus gibt,
nicht dazu hernehmen, um in sach-
fremder Weise in ganz unterschiedli-
che Richtungen zu wirken. Bitte zie-
hen Sie mit der Bundesregierung an ei-
nem Strang, wenn es darum geht, in
den Überhitzungszonen unseres Lan-
des, in den Problemgebieten Angebot
und Nachfrage zu einem sozial gerech-
ten Ausgleich zu bringen.

Ich möchte ganz ausdrücklich auch
die vielen absurden Vorwürfe der Op-
position zurückweisen. Das haben die
Kollegen Peter Götz und Patrick Dö-

ring ja in sehr trefflicher Weise gerade
ebenfalls getan. Wir sollten auch ge-
genseitig so fair sein, ein realistisches
Bild der Wirklichkeit zu zeichnen und
nicht ein völlig verzerrtes. Ich finde,
dass uns Pauschalisierungen und mas-
sive Dramatisierungen nicht helfen;
aber natürlich helfen auch Verharmlo-
sungen nicht.

Tatsache ist, dass sich die Woh-
nungsmärkte in Deutschland sektoral
und auch regional ausgesprochen un-
terschiedlich entwickeln. Die Ursa-
chen für Wohnraumverknappungen
und überproportionale Mietsteige-
rungen sind ebenso vielschichtig. Fest
steht aber – ich möchte das noch ein-
mal betonen –, dass wir in Deutsch-
land einen hohen Versorgungsgrad
haben und dass wir auch hohe quali-
tative Standards haben, an deren Ver-
besserung wir weiter arbeiten. Ein Bei-
trag dazu ist auch unsere hervorra-
gend verlaufende Ar-
beit bei der
energetischen Gebäu-
desanierung.

Ich möchte das, was
hier gesagt worden ist,
richtigstellen: Die
Programme, die wir
hier fahren, haben
Hochkonjunktur. Von
einer flächendecken-
den Wohnungsknappheit kann also
überhaupt keine Rede sein.

Wir hatten nach einer längeren
Phase der Stagnation – das muss man
so sehen; die Ursachen hierfür sind
auch bekannt – seit 2010 wieder ei-
nen Aufwärtstrend. Zwei Stichworte
sind schon genannt worden: die Ab-
schaffung der degressiven AfA und
die Abschaffung der Eigenheimzula-
ge. Das waren Bestandteile der dama-
ligen Koch/Steinbrück-Liste. Im Jahr
2006 wurden sie dann abgeschafft.
Im ersten Jahr nach einer solchen Ab-
schaffung gibt es keine Bremsspuren,
im zweiten machen sich die ersten
Folgen bemerkbar, und im dritten
und vierten Jahr sieht man die Aus-
wirkungen. Das heißt, im Jahr 2009
hatten wir einen Tiefststand bei Bau-
genehmigungen – es gab etwa 150
000 – zu verzeichnen. Wir waren ein-
mal bei 300 000 bis 400 000 und da-
rüber. Im Jahr 2011 haben wir Gott sei
Dank wieder 228 000 Baugenehmi-

gungen für Wohnungen gehabt. Das
hat sich 2012 weiter fortgesetzt. Im
ersten Quartal 2013 wurden im Ver-
gleich zum Vorjahresquartal noch
einmal 13 Prozent mehr Baugeneh-
migungen für Wohnungen ausge-
sprochen.

Gemeinsames Ziel muss es also
sein, diese positive Trendwende zu ver-
stetigen. Dazu rufe ich alle Fraktionen
dieses Hauses auf. Vorrangiges Ziel
muss sein: Bauen, bauen und noch-
mals bauen.

Nicht strangulieren, sondern initiie-
ren. Gegen Mangel hilft nur bauen. Je-
de zusätzliche Mietwohnung und
auch jedes zusätzliche Eigenheim ent-
spannt die Situation. Ich sage das aus-
drücklich, weil ich diese Diskriminie-
rung von Eigentum nicht mehr hören
kann.

Eigentum stabilisiert unsere Gesell-
schaft, Eigentum an Wohnungen ist

ein zentraler Bestand-
teil der Altersvorsor-
ge.  Eigentum ist eine
Grundlage des Soli-
dar- und des Sozial-
staates. Denn nur wer
Eigentum hat, kann
Solidarität üben.
Wenn niemand mehr
Eigentum hat, haben
wir nur eine Mangel-

verwaltung. Das kann wirklich nie-
mand wollen.

Jede zusätzliche Eigentumswoh-
nung und jedes zusätzliche Eigenheim
entspannen die Situation. Deshalb
sollten wir uns darauf konzentrieren,
die Investitionstätigkeit insgesamt zu
stärken. Das hat oberste Priorität.

Die Vorschläge liegen auf dem
Tisch. Ich nenne drei wichtige Aktions-
bereiche:

Erstens. Die Wiedereinführung der
degressiven AfA; das ist schon ange-
sprochen worden. Ich halte die Verbes-
serung einer degressiven Abschrei-
bungsmöglichkeit für einen ganz
wichtigen Impuls.

Denn durch diese steuerstundende
Liquiditätshilfe werden Investitions-
anreize gegeben.

Zweitens. Die Wiederbelebung der
sozialen Wohnraumförderung; auch
das ist bereits angeschnitten worden.
Wir haben die gesetzliche Verantwor-
tung im Rahmen der Föderalismusre-

form auf die Bundesländer übertra-
gen.

Frau Kollegin Wagner, Sie haben
mir zugerufen, ich solle mich darum
kümmern. Ich sage Ihnen ganz ehrlich
– lassen Sie sich das auch von anderen
berichten –: Es vergeht keine Landes-
bauministerkonferenz, in der wir
nicht über dieses Thema intensiv ge-
sprochen hätten. Ich kann und will
mich überhaupt nicht auf den Stand-
punkt zurückziehen, dass es Ländersa-
che ist und den Bundesbauminister
nichts mehr angeht. Natürlich muss
ich mich auch darum kümmern, nicht
zuletzt deshalb, weil der Bund als
Kompensation für die Übertragung
dieser Zuständigkeit auf die Länder die
berühmten 518 Millionen Euro gibt.

Die Verhandlungen laufen seit eini-
ger Zeit. Da sie noch nicht zu einem
Ergebnis geführt haben – schieben wir
die möglichen Ursachen mal beiseite
– und unklar ist, wie es nach 2013 wei-
tergeht, schreiben wir in einem ersten
Schritt die Mittel für 2014 schlicht und
einfach fort. Wir werden nach der
Wahl dafür sorgen, dass es für die Län-
der und für die soziale Wohnraumför-
derung gut weitergeht.

Meine Position in dieser Frage ist
hinreichend bekannt – ich habe das
oft genug auch mit den Bauministern
der Länder erörtert –: Ich plädiere für
ein Entgegenkommen. Allerdings er-
warte ich im Gegenzug, dass die Mit-
tel, die der Bund den Ländern bereit-
stellt, zweckgebunden eingesetzt wer-
den.

Das machen einige Länder ganz vor-
bildlich, beispielsweise Hamburg,
Nordrhein-Westfalen und der Freistaat
Bayern. Einige andere Länder – ich
nenne sie jetzt nicht – haben da noch
Verbesserungsspielraum.

Einige haben auch die Neubautätig-
keit wieder aufgenommen und arbei-
ten nicht nur alte Dinge ab.

Drittens. Ein weiteres wichtiges
Handlungsfeld liegt im Bereich der so-
zial- und mietrechtlichen Flankierung.
Hier nehmen wir unsere Verantwor-
tung sehr wohl wahr. Ich lasse mir die
Mietrechtsnovelle, die wir vor wenigen
Monaten verabschiedet haben und die
nun in Kraft ist, nicht schlechtreden.
Wir haben den Ländern ein wichtiges
Instrument in die Hand gegeben.

Wir haben in Problemzonen, also
dort, wo die Mieten explodieren, einen
Deckel eingeführt, sodass die Mieten
innerhalb von drei Jahren nicht mehr
um bis zu 20 Prozent, sondern nur
noch um bis zu 15 Prozent erhöht
werden können. Ich halte dies für rich-
tig.

Daneben stehen wir natürlich voll
und ganz – das wäre wahrscheinlich

die Zwischenfrage der Kollegin Künast
gewesen – zum Wohngeld und zu den
Kosten der Unterkunft. 16 Milliarden
Euro fließen hier jährlich. Ich setze
diese Summe einmal in Bezug zu et-
was anderem, weil wir in diesem Kreis
auch häufig über Verkehrsinfrastruk-
tur reden: Die Mittel für den gesamten
Straßenausbau und -neubau sowie für
die Instandhaltung betragen gerade
einmal etwas über 5 Milliarden Euro.
Für die soziale Flankierung – für das
Zahlen von Wohngeld und für die
Übernahme der Kosten der Unter-
kunft – zahlen wir also das Dreifache
der Summe, die wir in den Straßenbau
investieren. Wer hier sagt, meine Da-
men und Herren, das sei schmählich
zu wenig, der leugnet die Realität.

Gleichwohl sage ich klipp und klar:
Wir haben im Bereich des Wohngeldes
Reformbedarf; das werden wir nach
der Bundestagswahl neu justieren
müssen. Ich habe bereits im Februar
einen entsprechenden Vorschlag vor-
gelegt. Das kann nicht in einem lau-
fenden Haushaltsjahr umgesetzt wer-
den, aber wir werden uns darüber wie-
der unterhalten.

Nun ein Wort zum Mietrecht, mei-
ne Damen und Herren.

Ich gehe ja gerade auf die drei Hand-
lungsfelder ein und will nun zum
Mietrecht kommen. Bei allem, was wir
im Bereich des Mietrechts tun, meine
Damen und Herren, sollten wir immer
sehr genau prüfen, inwieweit sich In-
strumente wie eine Mietpreisbremse
auf den Wohnungsneubau auswirken.

Das ist ein ganz wichtiger Maßstab,
an dem wir alles messen müssen. Al-
les, was wir in diesem Bereich tun, darf
nicht den Wohnungsneubau abwür-
gen. Darauf hat die Bundeskanzlerin
in aller Eindeutigkeit und Klarheit hin-
gewiesen; das hat sie betont. Ich ver-
wahre mich ausdrücklich gegen die
vorhin von Ihnen, Herr Kollege Pro-
nold, ausgesprochene Beleidigung,
mit der Sie die Bundeskanzlerin als ei-
ne „Handtaschenräuberin“ bezeich-
net haben.

Das ist sonst nicht Ihr Stil.
Im Übrigen gibt es im Wirtschafts-

strafrecht bereits seit langem eine Be-
stimmung, die Mietwucher begrenzt:
Bei Wiedervermietungen darf die Mie-
te maximal 20 Prozent über der Miete
für vergleichbaren Wohnraum liegen.
Aber wir wissen auch, dass diese Be-
stimmung in der Praxis kaum Anwen-
dung findet. Wir sind bereit, auch hier
etwas zu tun.

Das alles, meine Damen und Her-
ren, sind wir den Mietern, den Eigen-

Peter Ramsauer (*1954)
Bundesminister

Dr. Peter Ramsauer, Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung:

Wohnen und Leben in Deutschland
ist Premiumwohnen und -leben

Von einer 
flächendeckenden

Wohnungs-
knappheit kann
also überhaupt
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Ich bin regelrecht dankbar für die
Nachfragen, weil dadurch noch
einmal deutlich wurde, dass es den

Strang, an dem wir alle gemeinsam zie-
hen sollten, gar nicht gibt. Wir wüssten
auch gar nicht, in welche Richtung wir
gemeinsam ziehen sollten.

Festzustellen ist, dass wir, seitdem
Sie Minister sind, Herr Ramsauer, we-
niger Neubauaktivitäten als in den vier
Jahren zuvor haben. Wenn man sich
Ihre Leistungsbilanz ansieht, dann ist
außer Runden Tischen und angekün-
digten Eigenheimzulagen nichts zu er-
kennen. Es ist weiterhin so, dass viele
Menschen in den Städten dieser Repu-
blik Angst haben, dass sie ihre Mieten
nicht mehr bezahlen können.

Sie haben von Rechtssicherheit und
Investitionssicherheit gesprochen. Was
haben wir denn darunter zu verstehen,
wenn Sie ein Mietrecht erlassen – es ist
im Mai in Kraft getreten – und Ihre
Bundeskanzlerin ein paar Wochen spä-
ter auf einmal das Thema Mietpreis-
senkung entdeckt? Selbst diejenigen,
die sich bisher auf Sie haben verlassen
können oder meinten, sich auf Sie -ver-
lassen zu können, sind in den letzten
Tagen ein wenig verunsichert. Das
kann man auch sehr gut nachvollzie-
hen.

Angesichts Ihrer jetzigen Aussagen
und auch der Aussagen aus der Regie-
rungskoalition in den letzten Wochen
könnten die Leute in Deutschland den
Eindruck haben: Es gibt keine Proble-
me. All diejenigen, die Wohngeld be-
antragen müssen, weil sie ein zu gerin-
ges Einkommen haben, können sich
beruhigt zurücklehnen und müssen
sich keine Sorgen machen, was ihre
Daseinsvorsorge betrifft.

Sie befinden sich zurzeit in der Si-
tuation, erklären zu müssen, warum
es da ein Hin und Her gibt. Ich habe

gerade gelesen, dass einige Mitglieder
der CDU von der Kanzlerin einen
Sonderparteitag erwarten beziehungs-
weise verlangen, weil sie sich übergan-
gen fühlen. Natürlich kann ich mir
sehr gut vorstellen, warum Sie Proble-
me mit der „Sozialen Stadt“ haben;
denn dabei geht es darum, die Men-
schen zu beteiligen und die Dinge
letztendlich von unten nach oben zu
entwickeln.

Die Faktenlage ist eindeutig. Schon
heute fehlen in den Ballungsgebieten
beziehungsweise in den Universitäts-
städten 250 000 Wohnungen. Der
Mieterbund spricht von Wohnungs-
not. Schon jetzt liegen in einigen
Großstädten die Leerstandsquoten bei
unter 1 Prozent. Das heißt, dass sich
angesichts der steigenden Nachfrage
in diesen Städten die Situation für
Mieterinnen und Mieter weiter ver-
schärfen wird.

Zusätzlich steigt die Anzahl der
Haushalte. Sie selber gehen davon aus,
dass die Anzahl der Haushalte auf über
41 Millionen steigen wird. Das wäre in-
nerhalb weniger Jahre eine Zunahme
um 3 Millionen. Sie haben und geben
darauf – wir haben es gerade erlebt –
keine konkrete Antwort.

Die Mieter haben Sie nicht im Blick.
Sie haben zugelassen, dass in einigen
Regionen bei Wiedervermietungen
zurzeit Mieterhöhungen von über 30
Prozent möglich sind. Das ist für nor-
male Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer nicht tragbar. Sie wissen auch,
dass zurzeit eine Situation besteht, in
der sich Familien und Alleinerziehen-
de, die eine Wohnung suchen, so vor-
kommen, als würden sie ausgegrenzt.
Sie kommen für die Vermieter als Mie-
ter gar nicht infrage. Neben dem Geld
spielen dabei auch noch der soziale
Status oder der Familienstand eine Rol-
le.

Wir brauchen ein Bündnis für be-
zahlbares Wohnen, und wir müssen al-
le beteiligen. An dieser Stelle will ich
ausdrücklich allen Investoren und Ei-
gentümern danken, aber auch den Ge-
nossenschaften und den kommunalen
Wohnungsunternehmen, die sich am
Wohnungsmarkt im Interesse der Mie-
terinnen und Mieter engagieren; denn
sie müssen letztlich die sinnvolle Woh-
nungsbaupolitik, die wir fordern, um-
setzen.

Unser Ziel ist ein breit angelegtes
Maßnahmenbündel für den Woh-
nungsbau: energetische Sanierung und
familien- und altersgerechter Umbau
von Häusern. Das alles muss eingebet-

tet sein in eine Politik der „Sozialen
Stadt“. Ich bekenne mich hier zu die-
sem Programm. Herr Döring hat gera-
de gesagt, die SPD habe ein quasi reli-

giöses Verhältnis zum Programm „So-
ziale Stadt“. Ja, es war eines der wich-
tigsten Programme, und es ist es immer
noch, auch mit Blick auf die Zukunft.
Das hat damit zu tun, dass wir die Men-
schen unterstützen müssen, damit sie
in ihren Wohnquartieren vernünftig le-
ben können. Es geht um Zusammen-
halt, gute Nachbarschaft und darum,
dass die Kinder eine Zukunft haben. Es
ist notwendig, für dieses Programm
wesentlich mehr Geld in die Hand zu
nehmen. Wir dürfen die Mittel nicht

dauernd kürzen, weil die Städte sonst
letztendlich nicht mehr handlungsfä-
hig sind.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von
der Regierungskoalition und lieber
Herr Ramsauer, hören Sie auf mit ne-
bulösen Versprechen! Sorgen Sie für
Planbarkeit und Investitionssicherheit!
Familien brauchen das, um entschei-
den zu können, wo sie leben, mieten
oder bauen wollen.

(Beifall bei der SPD)

Michael Groß (*1956)
Wahlkreis Recklinghausen ll

Michael Groß, SPD:

Wir brauchen ein Bündnis
für bezahlbares Wohnen
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Der Wohnungsmarkt in
Deutschland ist dynamisch.
Ich glaube, darüber besteht

in diesem Hohen Hause Einigkeit.
Das war es dann aber auch schon mit
der Einigkeit. Diese Dynamik, die wir
feststellen können, verdankt der deut-
sche Wohnungsmarkt der kontinuier-
lichen Politik der schwarz-gelben Ko-
alition in den letzten vier Jahren.

Wir haben ein positives Investiti-
onsklima erst möglich gemacht. Die
Eigentümerquote ist stetig angestie-
gen. Sie liegt bei 46 Prozent. Das ist ein
gutes Signal. Jawohl! Der Wohnungs-
neubau in Deutschland zieht an. Wir
hatten in 2012 7,4 Prozent mehr Bau-
genehmigungen. Auch das ist ein gu-
tes Signal.

Das ist ein gutes Signal für Mieter,
für Vermieter, für Investoren und für
die Immobilienwirtschaft.

Auf dem Wohnungsmarkt findet
ein Umbruch statt; das ist richtig. Bal-
lungsräume stehen massiv unter
Druck. Universitätsstädte und Groß-
städte platzen aus allen Nähten. Das
nehmen wir natürlich zur Kenntnis.
Die beste Garantie für niedrige Mieten
ist ein breites Wohnungsangebot für

die Mieter. Ich zitiere den Minister:
bauen, bauen, bauen.

Eine Mietpreisbremse beziehungs-
weise ein stärkeres Anziehen der Miet-
preisbremse – das ist Ihre Forderung,
liebe Kolleginnen und Kollegen – ist
kein Mittel gegen steigende Mieten.
Das ist kurzsichtig. Ich sage Ihnen heu-
te: Sie produzieren eine Wohnungsnot
in den nächsten Jahren. Schauen Sie
nach Schweden; die haben uns das
vorgemacht. Man sollte aus den Feh-
lern der anderen lernen.

Größere Sanierungen im Woh-
nungsbestand wären dann geradezu
unmöglich. Wer bisher mit einer Ver-
gleichsmiete von 6 Euro pro Quadrat-
meter gerechnet hat, muss heute bei
gestiegenen Baukosten mit 8 Euro
rechnen. Wenn es zu einer Kappung
kommt, wenn es zu einer Begrenzung
der Mieterhöhung auf 10 Prozent
kommt, dann landen wir bei 6,60
Euro. Da ist dann Schluss. Welcher pri-
vate Bauherr soll dann noch investie-
ren?

Wie soll er damit sein Auskommen
im Alter sichern? Kein Bauherr würde
Ihre Politik überleben. Sie vergiften
damit das Investitionsklima in
Deutschland. Das darf ich Ihnen hier
sagen.

Die Lösung ist doch, den Woh-
nungsbau zu fördern, und nicht, ihn zu
verhindern – ganz einfach. Deshalb
gibt es ganz klare Forderungen:

Erstens an die Kommunen: mehr
Bauland ausweisen, Nachverdichtun-
gen möglich machen; bauen, bauen,
bauen. Denn nur durch mehr Wohn-
raum kann der Druck vom Wohnungs-
markt genommen werden.

Zweitens. Unsere Aufgabe für die
nächste Legislaturperiode ist, die Bau-
prozesse zu beschleunigen. Bei den
Großprojekten haben wir das schon er-
folgreich getan, bei den kleinen müs-
sen wir das jetzt auch machen. Das

wird der Mittelpunkt liberaler Politik in
der Zukunft sein.

Drittens. Die Grunderwerbsteuer
muss sinken. Dies ist eine berechtigte
Forderung von uns an die Bundes-län-
der; aber nein, sie wird erhöht, und die
Grundstücke werden teurer. Allen vo-
ran geht das SPD-geführte Schleswig-
Holstein mit 6,5 Prozent. Damit ma-
chen Sie den Wohnungsbau kaputt, lie-
be Kolleginnen und Kollegen.

Last, but not least: Wohnungsbau
und Klimapolitik gehören zusammen.
Konvergenz - und nicht Konkurrenz -
ist hier das Stichwort.

Die Mittel für die Wohnraumförde-
rung – 518 Millionen Euro seitens des
Bundes – müssen zweckgebunden
werden. Dadurch wäre auch das Land
Berlin, in dem der größte Wohnungs-
mangel herrscht, verpflichtet, Sozial-
wohnungen zu bauen.

250 000 neue Wohnungen im Jahr
– das ist die Marke, die wir erreichen
wollten. Sie ist in Sicht, sie ist fast er-
reicht. Wir Liberale wollen diesen po-
sitiven Trend weiter fördern. Mietpreis-
bremse stoppt Entwicklung. Dies wird
bereits durch das Wort Bremse ausge-
drückt; das kann man sich so vielleicht
ganz gut merken.

Ich bedanke mich bei Ihnen für Ih-
re Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei

Abgeordneten der CDU/CSU)

Petra Müller (*1960)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Petra Müller, FDP:

Eine Mietpreisbremse stoppt die
Entwicklung am Wohnungsmarkt 
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Debatte. Außerdem sprachen:
Gero Storjohann (CDU/CSU), Ute Kumpf
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Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
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Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.

tümern und nicht zuletzt den Investo-
ren schuldig, deren Investitionen wir
uns nur wünschen können; denn je
mehr gebaut wird, desto weniger Nö-
te werden wir haben.

Am Ende, lieber Peter Götz, auch
von meiner Seite ein herzliches Dan-
keschön, das ich, ohne anmaßend zu
sein, im Namen aller Bundesregierun-
gen, unter denen du dich diesem The-

ma zugewandt hast, aussprechen darf.
Du bist seit 23 Jahren im Parlament.
Ich habe dich immer als das baupoli-
tische Gewissen dieses Parlaments
und als das kommunalpolitische Ge-

wissen unserer Fraktion wahrgenom-
men. Du bist sozusagen die Personifi-
zierung dessen, was wir immer als Po-
litik aus einem Guss bezeichnen, für
die Kommunen, für die Länder, für

den Bund. Dafür Respekt und Aner-
kennung und ein herzliches Danke-
schön.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
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